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Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

gerne würde ich einmal auf ein Jahr zurückbli-
cken, das einfach nur von ruhiger Routine ge-
prägt war. Doch auch 2022 war die allgemeine 
Lage wieder mit dem Wort „Krise“ überschrieben. 
Sie wissen, dass es ein angespanntes Jahr war – 
und dass wir es gut gemeistert haben. 

Gerne lenke ich also Ihren Blick auf ein Projekt 
unserer Behörde, das Zuversicht schafft: Wir 
können uns auf Krisen vorbereiten, um ihnen 
nicht passiv ausgeliefert zu sein. Die Pandemie, 
die Frage der Versorgungssicherheit, aber auch 
die Flutkatastrophe im Ahrtal haben uns die Zer-
brechlichkeit der Netze vor Augen geführt. Strom 
und Gas natürlich, aber auch die Telekommuni-
kationsnetze. Der Schutz und die Stabilität die-
ser Netze muss so groß wie irgend möglich sein. 
Sie müssen funktionieren, immer, aber vor allem 
in Krisenzeiten. Dem haben wir eine hohe Prio-
rität eingeräumt. Zusammen mit dem Bundes-
amt für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) und Vertretern der Telekommunikations-
branche haben wir eine Strategie ausgearbeitet. 
Im September 2022 war das „Strategiepapier zur 
Resilienz der Telekommunikationsnetze“ fertig. 
Darin steht, wie wir die Widerstandsfähigkeit der 
öffentlichen Netze und öffentlich zugänglichen 
Dienste steigern wollen. Natürlich wird es nicht 
bei einem Papier bleiben. Wir haben den Dialog 
zwischen den beteiligten Unternehmen, Verbän-
den und Behörden weiter fortgesetzt. Die vier Be-

treiber öffentlicher Mobilfunknetze in Deutsch-
land haben einen detaillierten Fragebogen der 
Bundesnetzagentur zur Resilienz ihrer Netze be-
antwortet.

Gespräche finden fortlaufend statt, in denen wir 
konkrete Maßnahmen und Handlungsempfeh-
lungen ausarbeiten.

Auch unabhängig von Ausnahmesituationen 
sind wir ständig von Informationstechnik und 
Telekommunikation umgeben. Das gesellschaft-
liche Leben, Wirtschaftsprozesse, das Gesund-
heitswesen und die öffentliche Sicherheit sind 
maßgeblich von Telekommunikationsnetzen und 
-diensten abhängig. Ohne resiliente Netze wür-
den wir zweifellos in viel mehr Krisen steuern. 
Deshalb ist dieses Projekt so wichtig.

Ein ereignisloses Jahr wird es auch 2023 nicht ge-
ben. Aber ich bin sehr zuversichtlich, dass wir mit 
der Erfahrung von 2022 gut gewappnet sind. In 
gewissem Sinne sind wir „Krisenroutiniers“ ge-
worden. Sorgen wir dafür, dass die Netze es uns 
gleichtun.

Herzlich,

Klaus Müller, Präsident der Bundesnetzagentur

Vorwort
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Die Zahl der mit FttH/FttB versorgten bzw. unmittelbar erreich-
baren Endkunden (Homes Passed) hat sich innerhalb der vergan-
genen zwei Jahre annähernd verdoppelt. Das mobile Datenvolu-
men steigt weiter steil an und lag Ende 2022 mit 6.714 Mio. GB 
um 23 Prozent über dem Vorjahreswert.

Telekommunikationsmarkt  
insgesamt

Außenumsatzerlöse

Die Außenumsatzerlöse auf dem deutschen Tele-
kommunikationsmarkt erreichten im Jahr 2022 
nach vorläufigen Berechnungen der Bundesnetz-
agentur 59,1 Mrd. Euro. Der Anstieg gegenüber 
dem Vorjahr betrug über ein Prozent.

Sowohl die Wettbewerber als auch die Deutsche 
Telekom AG konnten ihre Außenumsatzerlöse 
im Jahr 2022 steigern. Auf die Wettbewerber ent-
fielen 33,8 Mrd. Euro (+1,5 Prozent) und auf die 
Deutsche Telekom AG 25,3 Mrd. Euro (+0,8 Pro-
zent). Die Anteilsverteilung blieb im Jahr 2022 ge-
genüber den Vorjahren konstant. Der Anteil der 
Wettbewerber betrug 57 Prozent und jener der 
Deutschen Telekom AG 43 Prozent.

Die Aufteilung der Außenumsatzerlöse nach 
Marktsegmenten zeigt, dass der größte Anteil 
weiterhin auf den Mobilfunk entfällt. Mit voraus-
sichtlich 27,51 Mrd. Euro (47 Prozent) lag der An-
teil dieses Segments im Jahr 2022 wie auch in den 
beiden Jahren zuvor vor dem der xDSL-/Fttx-
Netze mit 24,98 Mrd. Euro (42 Prozent) und dem 
der HFC-Netze mit 5,82 Mrd. Euro (10 Prozent).

xDSL-/Fttx-Netze

Die Außenumsatzerlöse im Segment der xDSL-/
Fttx-Netze betrugen im Jahr 2022 auf Basis der 
aktuell verfügbaren Daten ca. 24,98 Mrd. Euro. Im 
Vorjahr wurde ein vergleichbarer Wert erreicht.

Eine weitere Untergliederung erfolgt im Hinblick 
auf Außenumsatzerlöse mit Endkundenleistun-
gen, mit Vorleistungen und sonstigen Außenum-
satzerlösen. Die Erlöse mit Endkundenleistungen 
werden mit Leistungen für private, gewerbliche 
und öffentliche Endverbraucher erzielt. Ihr An-
teil hat sich im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 
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Außenumsatzerlöse auf dem Telekommunikationsmarkt
in Mrd. €

2016
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um einen Prozentpunkt auf 83 Prozent erhöht. 
Der Anteil der Außenumsatzerlöse, der auf Vor-
leistungen für konzernexterne Festnetz- und Mo-
bilfunkanbieter sowie reine Serviceprovider ent-
fällt, liegt im Jahr 2022 wie auch im Vorjahr bei 
16 Prozent. Hierunter fallen Vorleistungsproduk-
te für Sprachverkehr und Telefonie, Breitband 
und Internet sowie Infrastrukturleistungen.

HFC-Netze

Die Betreiber von HFC-Netzen hatten im Jahr 
2022 einen Umsatzrückgang zu verzeichnen. Die 
Außenumsatzerlöse sanken gegenüber dem Vor-
jahr um über drei Prozent auf voraussichtlich 
5,82 Mrd. Euro. Mit 96 Prozent entfiel der weitaus 
überwiegende Anteil auf Endkundenleistungen. 
Der Anteil der Außenumsatzerlöse mit Vorleis-
tungen lag bei einem Prozent. Das HFC-Vorleis-
tungsgeschäft hat im Vergleich zum Segment der 
xDSL-/Fttx-Netze eine sehr geringe Bedeutung.

Mobilfunk

Die Außenumsatzerlöse im Mobilfunk lagen im 
Jahr 2022 mit etwa 27,51 Mrd. Euro knapp vier 
Prozent über dem Wert des Vorjahres. Auf End-
kundenleistungen (ohne Endgeräte) entfielen 
68 Prozent, auf Vorleistungen 9 Prozent und auf 
Endgeräte 21 Prozent der Außenumsatzerlöse.

Die Umsatzverteilung auf Netzbetreiber und Ser-
viceprovider/MVNO (Mobile Virtual Network 
Operators) zeigt, dass mit über 80 Prozent der 
überwiegende Anteil der Außenumsatzerlöse auf 
die Netzbetreiber entfällt. Zudem bleibt die An-
teilsverteilung stabil. Im Zeitraum 2020 bis 2022 
lag der Anteil der Netzbetreiber bei 82 Prozent 
und der der Serviceprovider/MVNO bei 18 Pro-
zent.
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Außenumsatzerlöse nach Segmenten

2020 2021 20221)

in Mrd. € in % in Mrd. € in % in Mrd. € in %

Außenumsatzerlöse auf dem TK-Markt 57,2 58,4 59,1

Außenumsatzerlöse über xDSL-/Fttx-Netze 24,63 100 24,94 1002) 24,98 100

mit Endkundenleistungen 20,04 81 20,51 82 20,62 83

mit Vorleistungen 4,17 17 4,06 16 4,03 16

sonstige Außenumsatzerlöse 0,42 2 0,37 1 0,33 1

Außenumsatzerlöse über HFC-Netze 5,94 100 6,02 1002) 5,82 100

mit Endkundenleistungen 5,64 94 5,74 95 5,56 96

mit Vorleistungen 0,08 1 0,09 1 0,07 1

sonstige Außenumsatzerlöse 0,22 4 0,19 3 0,19 3

Außenumsatzerlöse im Mobilfunk 25,65 100 26,50 1002) 27,51 1002)

mit Endkundenleistungen 17,47 68 17,87 67 18,61 68

mit Vorleistungen 2,50 10 2,44 9 2,40 9

mit Endgeräten 5,00 19 5,28 20 5,66 21

sonstige Außenumsatzerlöse 0,68 3 0,91 3 0,84 3

sonstige Außenumsatzerlöse 0,97 100 0,90 100 0,78 100

1) Prognosewerte .  
2) Summenangabe weicht rundungsbedingt von der Summierung der Einzelwerte ab . 

Außenumsatzerlöse im Mobilfunk

2020 2021 20221)

in Mrd. € in % in Mrd. € in % in Mrd. € in %

Gesamt 25,65 100 26,50 100 27,51 100

Netzbetreiber 20,95 82 21,64 82 22,59 82

Serviceprovider/MVNO 4,70 18 4,86 18 4,92 18

1) Prognosewerte
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Sachinvestitionen

Die Investitionen in Sachanlagen auf dem Tele-
kommunikationsmarkt sind im Jahr 2022 auf 
Basis der aktuell verfügbaren Daten weiter ge-
stiegen. Mit 13,1 Mrd. Euro übertrafen sie den 
Wert des Vorjahres um 1,6 Mrd. Euro. Die Wett-
bewerber investierten 8,4 Mrd. Euro im Jahr 2022 
verglichen mit 7,0 Mrd. Euro im Jahr zuvor. Die 
Wachstumsrate betrug 20 Prozent. Die Investi-
tionen der Deutschen Telekom AG erhöhten sich 
um 0,2 Mrd. Euro auf 4,7 Mrd. Euro im Jahr 2022.

Die Unternehmen investierten überwiegend in 
neue Breitband-Netzinfrastrukturen. Hierunter 
fallen Investitionen, welche die Versorgung mit 
bzw. die Leistungsfähigkeit von Anschlüssen er-
höhen. Im Jahr 2022 betrug ihr Anteil an den Ge-
samtinvestitionen ungefähr 78 Prozent. In den 
Erhalt bereits bestehender Breitband-Netzinfra-
strukturen flossen ca. 9 Prozent und auf sonstige 
Investitionen entfielen etwa 13 Prozent. Hierzu 
zählen u. a. Investitionen in Teilnehmerendgeräte, 

in den Ausbau von Rechenzentren und Investiti-
onen zur Sicherstellung der Kundenbetreuung1. 

Die Investitionstätigkeit hat sich im Bereich des 
Festnetzes auf den Glasfaserausbau konzentriert. 
Der Fokus im Mobilfunk lag auf dem Ausbau der 
5G-Netze.

Seit der Marktöffnung im Jahr 1998 bis zum Ende 
des Jahres 2022 investierten die Unternehmen 
insgesamt knapp 200 Mrd. Euro in Sachanlagen 
auf dem Telekommunikationsmarkt. Von dieser 
Summe entfielen 54 Prozent auf die Wettbewer-
ber (107,2 Mrd. Euro) und 46 Prozent (92,1 Mrd. 
Euro) auf die Deutsche Telekom AG.

1 Bei der Interpretation der Daten ist zu berücksichtigen, dass der Zuordnung der Inves-
titionen in bestehende Breitband-Netzinfrastrukturen und neue Breitband-Netzinfra-
strukturen sowie zum Bereich sonstige Investitionen ein unterschiedliches Verständnis 
der im Rahmen der Erhebung zu diesem Bericht befragten Unternehmen zugrunde 
liegen kann . Zudem konnten nicht alle Unternehmen eine Aufteilung ihrer Daten vor-
nehmen . Die Berechnung der Anteile erfolgte ohne diese Unternehmen . 

Investitionen in Sachanlagen auf dem Telekommunikationsmarkt
in Mrd. €
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Mitarbeiter

Die Unternehmen auf dem Telekommunika-
tionsmarkt beschäftigten in Deutschland nach 
vorläufigen Berechnungen der Bundesnetzagen-
tur 132.700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zum Ende des Jahres 2022. Damit lag die Zahl um 
3.100 Beschäftigte (-2,3 Prozent) unter dem Vor-
jahreswert. Ursächlich für den Rückgang ist die 
weitere Verringerung der Mitarbeiterzahl bei der 
Deutschen Telekom AG, die um 3.700 auf 81.500 
sank. Der Beschäftigungsstand bei den Wettbe-
werbern stieg dagegen um etwa 600 gegenüber 
dem Vorjahr auf 51.200 zum Ende des Jahres 
2022.

Festnetz

Breitbandanschlüsse

Die Anzahl der vertraglich gebuchten Breitband-
anschlüsse2 stieg bis zum Jahresende 2022 auf 
insgesamt rund 37,5 Mio. Anschlüsse3. Somit ver-
fügten zu diesem Zeitpunkt ungefähr 91 Prozent 
der Privathaushalte in Deutschland über einen 
aktiven Breitbandanschluss.

Mit einem Anteil von rund 66 Prozent (24,7 Mio.) 
basierte der Großteil der Breitbandanschlüsse 
weiterhin auf unterschiedlichen DSL-Technolo-
gien4. Auf alle anderen Anschlussarten entfielen 
insgesamt etwa 12,8 Mio. Anschlüsse. Hier wur-
den die meisten Zugänge auf Basis von HFC-Net-

2 Unter Breitbandanschlüsse fallen alle Anschlüsse mit einer Bandbreite von mindestens 
144 kbit/s . Hierbei orientiert sich die Bundesnetzagentur an den derzeitig gültigen Vor-
gaben der Europäischen Kommission im Rahmen der EU-Breitbandstatistik (COCOM) .

3 Im Gegensatz zu den Vorjahren enthalten die Zahlen für das Jahr 2022 erstmals statio-
näre drahtlose Breitbanddienste .

4 Hybride Anschlüsse sind in den DSL-Anschlusszahlen enthalten .
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Aktive Breitbandanschlüsse in Festnetzen
in Mio.

HFC, FttB/FttH und Sonstige DSL
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zen (ca. 8,7 Mio.) realisiert. Auf Glasfaserleitun-
gen, die bis in die Wohnung oder ins Haus der 
Kundinnen und Kunden reichen (FttH/FttB), be-
ruhten ca. 3,4 Mio. Anschlüsse. Etwa 0,7 Mio. An-
schlüsse verteilten sich insgesamt auf stationäre 
drahtlose Breitbanddienste, funkbasierte Techno-
logien (BWA), Festverbindungen sowie Satellit.

Im Hinblick auf die Vermarktung gegenüber 
Endkunden erreichten die Wettbewerber der 
Deutschen Telekom AG zum Ende des Jahres 
2022 einen Anteil an der Gesamtzahl aller Breit-
bandanschlüsse von rund 61 Prozent und konn-
ten somit den Vorjahreswert behaupten.

Übertragungsraten

Auf dem Breitbandmarkt wurden auch im Jahr 
2022 wieder verstärkt Anschlüsse mit höheren 
Übertragungsraten im Download nachgefragt. 
Rund 16,8 Mio. Breitbandanschlüsse wiesen Ende 
2022 eine vermarktete Übertragungsrate von 
mindestens 100 Mbit/s auf. Bezogen auf die Ge-
samtzahl der in Festnetzen vermarkteten Breit-
bandanschlüsse (37,5 Mio.) lag somit deren An-
teil bei etwa 45 Prozent (2021: 39 Prozent). Rund 
2,0 Mio. Anschlüsse wiesen eine vermarktete Da-
tenrate von 1 Gbit/s und mehr auf. 

Noch ca. 1,7 Mio. Anschlüsse waren Ende 2022 
mit einer maximalen Datenrate von weniger als 
10 Mbit/s ausgestattet.

Verteilung der vermarkteten Maximalbandbreiten im Download bei aktiven Festnetz-Breitbandanschlüssen
in Mio.
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DSL-Anschlüsse

Die Anzahl der aktiven DSL-Anschlüsse ist im 
Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr um rund 
0,7 Mio. Anschlüsse gesunken. Ende 2022 waren 
insgesamt rund 24,7 Mio. DSL-Anschlüsse in Be-
trieb. Davon entfielen ca. 13,9 Mio. Anschlüsse 
auf direkte Endkunden der Deutschen Telekom 
AG sowie etwa 10,8 Mio. Anschlüsse auf Wett-
bewerbsunternehmen, welche die DSL-Zugänge 
zumeist auf Basis von spezifischen Vorleistungs-
produkten der Deutschen Telekom AG oder alter-
nativer Carrier gegenüber Endkunden vermark-
teten. Auf Grundlage dieser Zahlen erreichten 
die Wettbewerber der Deutschen Telekom AG im 
DSL-Segment zum Jahresende 2022 einen Ver-
marktungsanteil von rund 44 Prozent.

An der Gesamtzahl aller aktiven DSL-Anschlüs-
se konnte die VDSL-Technik mit einem Bestand 
von etwa 19,5 Mio. Anschlüssen einen Anteil von 
ca. 79 Prozent zum Ende des Jahres 2022 errei-
chen. Während rund 8,1 Mio. VDSL-Anschlüsse 
von Wettbewerbsunternehmen vermarktet wur-
den, konnte die Deutsche Telekom AG zu diesem 
Zeitpunkt ca. 11,4 Mio. direkte Endkunden ver-
buchen.

Ursächlich für die starke Verbreitung von VDSL 
ist insbesondere die Vectoring-Technologie. Auf 
Grundlage dieser Technologie sind Übertra-
gungsgeschwindigkeiten von bis zu 250 Mbit/s 
möglich.

Auf der Vorleistungsebene schlug sich ebenfalls 
die Bedeutung von VDSL weiter nieder. Sie führte 
in den letzten Jahren zu einer deutlich gestiege-
nen Nachfrage nach spezifischen VDSL- 

Deutsche Telekom AG (direkte Endkunden)
Wettbewerber über Bitstrom- und Resalevorleistung der Deutschen Telekom AG
Wettbewerber über TAL-Vorleistung der Deutschen Telekom AG, Vorleistungen alternativer Carrier sowie Eigenrealisierung
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Vorleistungsprodukten der Deutschen Telekom 
AG. So waren vor allem bei den Vorleistungen 
im Segment Bitstrom deutliche Zuwächse zu be-
obachten. Ursächlich hierfür ist insbesondere 
das von der Deutschen Telekom AG bereitgestell-
te Layer- 2-Bitstromprodukt. Diese Vorleistung 
wird seit Ende 2016 neben dem etablierten Layer-
3-Bitstromprodukt von der Deutschen Telekom 
AG angeboten und steht ihren Wettbewerbern 
als weitere Alternative für die Bereitstellung von 
Endkundenanschlüssen zur Verfügung. 

Nach Angaben der Deutschen Telekom AG entfie-
len Ende 2022 auf Layer-2-Bitstromzugänge rund 
4 Mio. Anschlüsse.

Die Anzahl der von Wettbewerbern betriebenen 
Anschlüsse, die auf einer hochbitratigen ent-
bündelten Teilnehmeranschlussleitung (TAL) der 
Deutschen Telekom AG sowie auf Vorleistungen 
anderer Carrier und Eigenrealisierung basierten 

(ca. 2,5 Mio.), ging hingegen deutlich zurück. Dies 
könnte an der eingeschränkten Nutzungsmög-
lichkeit vor dem Hintergrund des Vectoring-Aus-
baus liegen.

Aktive Breitbandanschlüsse über HFC-Netze
in Mio.
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Breitbandanschlüsse über HFC-Netze

Die hybriden, aus Glasfaser- und Koaxialkabeln 
bestehenden HFC-Netze, ermöglichen oftmals 
Angebote von derzeit bis zu 1 Gbit/s im Down-
load. Zum Jahresende 2022 lag die Nutzung der 
HFC-Infrastruktur bei rund 8,7 Mio. Anschlüs-
sen. Nach einem kontinuierlichen Zuwachs mit 
einem Maximum von 8,8 Mio. Anschlüssen im 
Jahr 2021 ist die Nachfrage somit erstmals leicht 
rückläufig.

Breitbandanschlüsse über FttH/FttB

Lichtwellenleiter gelten wegen ihrer hervor-
ragenden technischen Eigenschaften und den 
dadurch nahezu unbegrenzt realisierbaren 
Übertragungsraten als ideales Medium für den 
Datentransport. Zum Jahresende 2022 stieg die 
Verbreitung aktiver Glasfaseranschlüsse mit den 
beiden Zugangsvarianten FttH und FttB für pri-
vate, gewerbliche und öffentliche Endkunden auf 
3,4 Mio. und übertraf den Bestand Ende 2021 um 
ca. 800.000. Zum Ende des Jahres 2022 entfielen 
rund 2,4 Mio. Anschlüsse auf FttH (71 Prozent) 

Aktive Breitbandanschlüsse über FttH/FttB
in Mio.
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FttB FttH

Anzahl der mit FttH/FttB versorgten bzw. unmittelbar erreichbaren Endkunden

2020 2021 2022

Anzahl der mit FttH/FttB versorgten bzw . unmittel-
bar erreichbaren Endkunden (Homes Passed)

6,7 Mio . 8,9 Mio . 13,1 Mio .

Aktive und nicht aktive FttH/FttB-  
Endkundenanschlüsse (Homes Connected)

4,5 Mio . 5,5 Mio . 6,4 Mio .

Aktive FttH/FttB-Endkundenanschlüsse
(Homes Activated)

2,0 Mio . 2,6 Mio . 3,4 Mio .

Take-up-Rate 30 % 29 % 26 %
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und rund 1,0 Mio. auf FttB (29 Prozent). Der An-
teil der FttH-Anschlüsse übersteigt den der FttB-
Anschlüsse seit 2019.

Die Zahl der mit FttH/FttB versorgten bzw. un-
mittelbar erreichbaren Endkunden (Homes Pas-
sed) hat sich nach Berechnungen der Bundes-
netzagentur auf rund 13,1 Mio. zum Ende des 
Jahres 2022 erhöht. Damit konnte im Vergleich 
zum Vorjahr (8,9 Mio.) ein Anstieg von 4,2 Mio. 
erzielt werden.5 Die Homes Passed umfassen 
neben den aktiven auch nicht aktive FttH/FttB-
Endkundenanschlüsse6, die bereits zur Verfügung 
stehen, aber noch nicht vertraglich gebucht und 
in Betrieb sind, sowie mit FttH/FttB unmittel-
bar erreichbare Endkunden. Die Glasfaserinf-
rastruktur für diese Kunden ist bereits bis zum 
Grundstück ausgebaut, d. h. am Grundstück führt 
in unmittelbarer Nähe (maximal 20 m) ein Glas-

5 Ist die Glasfaserinfrastruktur von mehreren Anbietern ausgebaut, können in den An-
gaben in geringem Umfang Mehrfachzählungen enthalten sein .

6 Die Summe aus aktiven und nicht aktiven FttH/FttB-Endkundenanschlüssen wird als 
Homes Connected bezeichnet .

faserkabel oder Rohrverband vorbei, der für den 
FttH/FttB-Ausbau dieser Kunden vorgesehen ist. 
Der Anschluss von Endkunden bedarf in solchen 
Fällen weiterer Investitionen.

Infolge der positiven Nachfrageentwicklung ist 
der Anteil der aktiven FttH/FttB-Anschlüsse (Ho-
mes Activated) an den gesamten aktiven Breit-
bandanschlüssen in Festnetzen von 7,1 Prozent 
im Jahr 2021 auf 9,1 Prozent zum Jahresende 
2022 gestiegen. Die dennoch geringe Verbreitung 
solcher Anschlüsse ist im Wesentlichen auf den 
hohen Versorgungsgrad mit bestehenden leis-
tungsfähigen Infrastrukturen (VDSL-Vectoring 
und HFC-Netze) zurückzuführen. Für die kom-
menden Jahre wird erwartet, dass sich der FttH/
FttB-Anteil deutlich erhöhen wird. Die Take-up-
Rate, als Anteil der Homes Activated an den Ho-
mes Passed, liegt zum Ende des Jahres 2022 bei 
etwa 26 Prozent.

Datenvolumen in Festnetzen

Gesamtvolumen Breitband in Mrd. GB Datenvolumen im Durchschnitt pro Anschluss und Monat in GB

10

29

2013

12

34

2014

17

47

2015

28

74

2016

39

98

2017

46

112

2018

60

142

2019

81

186

2020

100

226

2021

121

275

2022



18

Breitbandanschlüsse über Satellit

Zum Jahresende 2022 nutzten knapp 24.000 Kun-
dinnen und Kunden einen nahezu ortsunab-
hängigen Zugang zum Internet über Satellit. Die 
Nachfrage verharrt weiterhin auf niedrigem Ni-
veau, da bei entsprechender Verfügbarkeit alter-
native Zugangsmöglichkeiten preisgünstiger an-
geboten werden und zudem oftmals eine höhere 
maximal mögliche Übertragungsrate aufweisen. 
In Regionen, die nicht oder nur unzureichend 
durch andere Technologien erschlossen sind, 
kann Satelliteninternet aber einen Beitrag zu ei-
ner vollständigen Breitbandversorgung leisten.

Datenvolumen

Im Jahr 2022 wurde in Deutschland ein Datenvo-
lumen7 von insgesamt 121 Mrd. GB auf Basis von 
Breitbandanschlüssen in Festnetzen übertragen. 
Seit dem Jahr 2019 ist in etwa ein Anstieg von 
rund 20 Mrd. GB pro Jahr zu verzeichnen. 

Umgerechnet auf die einzelnen Verbraucherin-
nen und Verbraucher in Festnetzen entsprach 
dies im Jahr 2022 einem durchschnittlichen Da-
tenverbrauch von etwa 275 GB pro Nutzer und 
Monat.

Bündelprodukte

Bündelprodukte, die neben einem Breitband-
anschluss als Grundlage noch mindestens einen 
weiteren Telekommunikationsdienst (Festnetz-
telefonie, Fernsehen oder Mobilfunk) in einem 
einzigen Vertragsverhältnis enthalten, stellen das 
Standardangebot der Unternehmen in der Ver-
marktung gegenüber Endkunden dar. Zudem ist 
der Bezug der genannten Dienste in getrennten 
Vertragsverhältnissen meist unwirtschaftlicher.

7 In den dargestellten Verkehrsmengen ist das im Rahmen des internetbasierten Fern-
sehangebots (IPTV) der Deutschen Telekom AG verursachte Datenvolumen nicht 
enthalten . Zudem sind Datenverkehre über Mobilfunknetze im Rahmen von hybrider 
und stationärer Nutzung nicht in den Werten enthalten .

Außerdem können Verbraucherinnen und Ver-
braucher, die bei einem Anbieter bereits einen 
Festnetz- und Mobilfunkvertrag abgeschlossen 
haben, durch eine Bündelung der beiden Verträ-
ge zunehmend Rabatte und exklusive Angebote 
im Rahmen von speziellen Vorteilsprogrammen 
in Anspruch nehmen. Mit diesen Maßnahmen 
verfolgen die Anbieter vor allem das Ziel, die 
Kundinnen und Kunden möglichst lange an die 
eigenen Produkte zu binden.

Ende 2022 bestanden bei der Deutschen Te-
lekom AG und ihren Wettbewerbern rund 
35,1 Mio. Verträge mit Bündeltarifen sowie Vor-
teilsprogrammen. Dabei waren mit einem Be-
stand von insgesamt ca. 20,4 Mio. Kundinnen 
und Kunden weiterhin insbesondere Bündel mit 
zwei Diensten weit verbreitet. Der Großteil dieser 
Bündel enthielt neben einem Breitbandanschluss 
einen IP-basierten Telefondienst.

Bündelangebote, die sich aus drei Diensten zu-
sammensetzten, wurden zum Ende des Jahres 
2022 von rund 13,1 Mio. Kundinnen und Kunden 
nachgefragt. Etwa 67 Prozent dieser Bündel wa-
ren neben einem Breitbandanschluss und Tele-
fondienst zusätzlich mit einem Fernsehangebot 
ausgestattet; ca. 33 Prozent verfügten hingegen 
statt der Fernseh- über eine Mobilfunkkompo-
nente.

Darüber hinaus wurden Angebote mit vier Diens-
ten aus dem Festnetz- und Mobilfunkbereich 
im Rahmen von Bündelprodukten sowie Vor-
teilsprogrammen zu diesem Zeitpunkt von rund 
1,6 Mio. Kundinnen und Kunden in Anspruch ge-
nommen.
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Telefonzugänge
in Mio.

gesamtDeutsche Telekom AG Wettbewerber

Telefonzugänge

Die Anzahl der Zugänge zur Sprachkommunika-
tion in den Festnetzen blieb in den letzten Jahren 
relativ konstant. Im Jahr 2021 betrug der Gesamt-
bestand an Telefonzugängen 38,5 Mio. und er-
höhte sich leicht auf 38,6 Mio. im Jahr 2022.

Die Wettbewerber der Deutschen Telekom AG 
konnten ihren Anteil jährlich steigern. Im Jahr 
2022 vermarkteten sie 21,3 Mio. Telefonzugänge 
gegenüber 21,0 Mio. im Jahr zuvor. Bei der Deut-
schen Telekom AG ging die Zahl der Telefonzu-
gänge im Jahr 2022 um 0,2 Mio. gegenüber dem 
Vorjahr auf 17,3 Mio. zurück. Damit entfielen 

45 Prozent des Gesamtbestands im Jahr 2022 auf 
die Deutsche Telekom AG und 55 Prozent auf die 
Wettbewerber.

Die Umstellung der klassischen Festnetztelefonie 
über Analog- und ISDN8-Anschlüsse auf das Voi-
ce over Internet Protocol (VoIP) ist inzwischen 
nahezu abgeschlossen. Zum Jahresende 2022 
gab es in den Festnetzen der Deutschen Telekom 
AG und deren Wettbewerbern nur noch etwa 
0,1 Mio. Analog-/ISDN-Telefonanschlüsse. Der 
überwiegende Anteil in Höhe von 38,5 Mio. ent-
fällt auf IP-basierte Telefonzugänge. 

8 Integrated Services Digital Network bzw . Integriertes Sprach- und Datennetz

Telefonzugänge und Wettbewerberanteile

2020 2021 2022

Gesamt-
bestand

Wett-
bewerber -

anteil

Gesamt-
bestand

Wett-
bewerber -

anteil

Gesamt-
bestand

Wett bewerber -
anteil

in Mio. in % in Mio. in % in Mio. in %

IP-basierte Telefonzugänge (VoIP) 37,94 54 38,19 54 38,45 55

Analog-/ISDN-Anschlüsse 0,44 97 0,30 99 0,13 99,9

Gesamt 38,38 54 38,49 55 38,58 55
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Gesprächsminuten in Festnetzen

Das über Festnetze abgewickelte Gesprächsvo-
lumen an Inlandsverbindungen, Verbindungen 
in nationale Mobilfunknetze sowie Verbindun-
gen in ausländische Fest- und Mobilfunknetze 
war bis zum Jahr 2019 rückläufig.9 Nach einem 
Anstieg im ersten Pandemie-Jahr 2020 auf ins-
gesamt etwa 104 Mrd. Gesprächsminuten folgte 
im zweiten Pandemie-Jahr 2021 mit ca. 93 Mrd. 
Gesprächsminuten ein Rückgang um elf Prozent. 
Auch im darauffolgenden Jahr 2022 sind die Ge-
sprächsminuten auf etwa 80 Mrd. weiter gesun-
ken. Damit wird der kontinuierliche Rückgang, 
der durch die Pandemie unterbrochen wurde, 
wieder fortgeführt. 

Vom Gesamtvolumen entfielen im Jahr 2022 
rund 39 Mrd. Gesprächsminuten (49 Prozent) auf 
die Deutsche Telekom AG. Ausgehend von rund 

9 Grundsätzlich ist bei einer Interpretation der dargestellten Gesprächsminuten zu be-
rücksichtigen, dass bestimmte Verkehrsmengen nicht in der Datenbasis enthalten sind . 
Hierzu zählt vor allem die Übertragung von Sprache durch sog . Over-The-Top-Anbie-
ter, die selbst keine Festnetzanschlüsse oder Telekommunikationsnetze betreiben und 
ihre Dienste auf der Grundlage des Internets bereitstellen .

47 Mrd. Minuten im Vorjahr errechnet sich somit 
ein Rückgang von 17 Prozent. 

Das über Wettbewerber geführte Gesprächsvo-
lumen sank ebenfalls von 46 Mrd. Minuten im 
Jahr 2021 auf etwa 41 Mrd. Minuten im Jahr 2022. 
Der Rückgang betrug elf Prozent. Der Anteil der 
Wettbewerber lag mit 51 Prozent erstmals über 
dem der Deutschen Telekom AG. Mit einem An-
teil von etwa 97 Prozent (40 Mrd. Minuten) im 
Jahr 2022 ist der Großteil dieser Minuten wie in 
den Vorjahren Direktverkehr. Mittels Call-by-Call 
und Preselection indirekt geführte Gespräche 
erreichten im Jahr 2022 mit über einer Mrd. Mi-
nuten noch einen Anteil von knapp drei Prozent 
am Gesprächsvolumen der Wettbewerber (über 
ein Prozent des Gesamtvolumens). Rückläufige 
Preselection-Einstellungen im Netz der Deut-
schen Telekom AG führen dazu, dass auch im Jahr 
2022 die über Call-by-Call geführte Verkehrs-
menge das im Rahmen von Preselection geführte 
Sprachvolumen übertraf.

Abgehende Gesprächsminuten in Festnetzen
in Mrd. 

gesamtDeutsche Telekom AG Wettbewerber 
(inkl. Call-by-Call-/Preselection-Minuten)

2018

54 52

106

2019

48 46

94

2020

53 51

104

20222021

47 46 4139

93

80
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Von den insgesamt 80 Mrd. Gesprächsminuten 
verblieben im Jahr 2022 ca. 68 Mrd. Minuten in-
nerhalb der nationalen Festnetze. Daneben wur-
den rund zehn Mrd. Minuten in nationale Mo-
bilfunknetze und rund zwei Mrd. Minuten in 
ausländische Fest- und Mobilfunknetze gelei-
tet. Die Anteile der Wettbewerber an diesen Ge-
sprächsminuten beliefen sich auf etwa 51 Pro-
zent (nationale Festnetze), 50 Prozent (nationale 
Mobilfunknetze) und 53 Prozent (Ausland).

Mobilfunk

Aktiv genutzte SIM-Karten

Zum Ende des Jahres 2022 wurden nach Erhe-
bungen der Bundesnetzagentur 104,4 Mio. SIM- 
Karten aktiv genutzt. Karten für die Datenkom-
munikation zwischen Maschinen (Machine to 
Machine - M2M) sind in diesen Angaben nicht 
enthalten. Statistisch entfallen damit auf jede 
Einwohnerin bzw. jeden Einwohner etwa 1,2 Kar-
ten. Bei der Zählung von aktiv genutzten SIM-
Karten werden nur solche Karten erfasst, über die 
in den letzten drei Monaten kommuniziert oder 
zu denen eine Rechnung in diesem Zeitraum ge-
stellt wurde. 

Die Verteilung der SIM-Karten auf Netzbetreiber 
und Serviceprovider/MVNO blieb im Jahr 2022 
gegenüber dem Vorjahr konstant. Die Netzbetrei-
ber hatten einen Anteil von 77 Prozent der Kar-
ten (80,5 Mio.), die Serviceprovider/MVNO von 
23 Prozent (23,9 Mio.) im Einsatz. Dagegen kam 
es bei den Vertragsarten zu einer leichten Verän-
derung von drei Prozentpunkten von Prepaid-
Karten hin zu Postpaid-Karten. Damit entfielen 
69 Prozent (72,5 Mio.) der SIM-Karten zum  
Jahresende 2022 auf Postpaid-Verträge und 
31 Prozent (31,9 Mio.) auf Prepaid-Verträge.

Nutzung und Verteilung aktiver SIM-Karten

2020 2021 2022

in Mio. in % in Mio. in % in Mio. in %

insgesamt, ohne M2M-Karten1) 107,4 106,4 104,4

Penetration (SIM-Karten/Einwohnerzahl) - 129 - 128 - 124

Unternehmen:
Netzbetreiber (MNO) 80,2 75 81,5 77 80,5 77

Serviceprovider/MVNO 27,2 25 24,9 23 23,9 23

Vertragsart:
Postpaid 72,4 67 70,7 66 72,5 69

Prepaid 35,0 33 35,7 34 31,9 31

M2M-Karten 36,0 - 45,6 - 58,3 -

LTE-Teilnehmer (ohne M2M-Karten) 63,6 - 71,2 - 74,5 -

VoLTE-Nutzer 45,7 - 56,4 - 61,2 -
1) Der Rückgang aktiver SIM-Karten ist auf Bestandsbereinigungen inaktiver Karten zurückzuführen .
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Auf M2M entfielen 58,3 Mio. Karten zum Ende 
des Jahres 2022 (Ende 2021: 45,6 Mio.). Der An-
stieg um knapp 28 Prozent ist auf eine weiterhin 
steigende Nachfrage nach Smart-Home- und In-
ternet-of-Things-Anwendungen zurückzuführen.

Im LTE-Netz waren 74,5 Mio. der aktiv genutzten 
SIM-Karten Ende 2022 eingesetzt. Im Vergleich 
zum Vorjahr ist die Teilnehmerzahl um knapp 
fünf Prozent gestiegen.

Sprachkommunikation wird zunehmend über 
die internetbasierten Dienste Voice over LTE 
(VoLTE) und künftig Voice over New Radio 
(VoNR) realisiert. Diese basieren auf dem Inter-
netprotokoll und bieten eine deutlich bessere 
Sprachqualität, einen schnelleren Verbindungs-
aufbau sowie eine effizientere Bandbreitennut-
zung. Die Anzahl der aktiven Nutzerinnen und 
Nutzer, die über ein VoLTE-fähiges Endgerät in 
Kombination mit einem entsprechenden Mobil-
funkvertrag verfügen, stieg von 56,4 Mio. zum 
Jahresende 2021 auf 61,2 Mio. zum Ende des Jah-
res 2022.

Registrierte SIM-Karten

Die Gesamtzahl aller in Deutschland registrierten 
SIM-Karten ist weitaus höher als die Summe der 
aktiv genutzten Karten, da z. B. Zweit- und Dritt-
geräte oder sonstige zur Reserve vorgehaltene 
SIM-Karten nicht ständig in Gebrauch sind.

Ende 2022 betrug der von den Mobilfunk-Netz-
betreibern veröffentlichte Gesamtbestand aller 
registrierten SIM-Karten 169,0 Mio.10 Dies ent-
spricht einer Zunahme um etwa 7,7 Mio. Karten 
gegenüber dem Jahresende 2021.

10 Der in den Veröffentlichungen der Netzbetreiber genannte SIM-Karten-Bestand unter-
liegt keiner einheitlichen Definition . Jedes Unternehmen entscheidet eigenverantwort-
lich, wie SIM-Karten gezählt werden und wann eine Bereinigung der Bestände erfolgt .

Mobiles Datenvolumen

Das mobile Datenvolumen steigt weiter steil an. 
Während zum Jahresende 2021 das Datenvolu-
men 5.457 Mio. GB betrug, lag es nach aktuel-
len Erhebungen der Bundesnetzagentur Ende 
2022 bei 6.714 Mio. GB. Dies entspricht einer Zu-
wachsrate von 23 Prozent. Der überwiegende Teil 
(94 Prozent) des Datenverkehrs wurde dabei über 
LTE realisiert.

Im Jahr 2022 hat sich das durchschnittlich ge-
nutzte Datenvolumen pro aktiver SIM-Karte und 
Monat gegenüber dem Vorjahr um etwa 23 Pro-
zent auf 5,3 GB erhöht.

Kurznachrichten

Die Nutzung des Kurznachrichtendienstes (SMS) 
war seit ihrem Höhepunkt im Jahr 2012 mit 
59,8 Mrd. durch die zunehmende Verbreitung 
von internetfähigen Smartphones und der Ein-
führung von Instant-Messaging-Diensten stetig 
rückläufig. Nach einem kurzfristigen Anstieg im 
Jahr 2021 auf 7,8 Mrd. SMS hat sich im Jahr 2022 
der rückläufige Trend weiter fortgesetzt. Die An-
zahl der SMS sank auf 5,8 Mrd. Damit wurden im 
Durchschnitt pro aktiver SIM-Karte monatlich 
rund fünf SMS versendet, im Jahr zuvor betrug 
die Anzahl rund sechs Kurznachrichten. 

7,9 7,8

5,8

7,0

8,9

Versendete Kurznachrichten per SMS
in Mrd.

2018 2019 2020 20222021
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Datenvolumen in Mobilfunk

Datenvolumen Mobilfunk 
insgesamt in Mio. GB

Datenvolumen im Durchschnitt 
pro aktiver SIM-Karte/Monat in GB
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Verbindungsminuten

Im Jahr 2022 wurden über Mobilfunknetze im 
Inland rund 159 Mrd. abgehende Gesprächsmi-
nuten geführt. Dies entspricht im Durchschnitt 
rund 126 Minuten monatlich pro aktiver SIM-
Karte. Das Gesprächsvolumen im Mobilfunk 
übersteigt das über Festnetze abgewickelte Vo-
lumen von rund 80 Mrd. Minuten deutlich. Erst-
mals werden annähernd doppelt so viele Ge-
sprächsminuten über mobile Endgeräte als über 
das Festnetz generiert. Dies ist auf eine Vielzahl 
von Faktoren zurückzuführen. Die Verbesserung 
der Sprachqualität und Netzabdeckung, Flatrates 
sowie die Festnetzabstinenz der jüngeren Gene-
rationen begünstigen beispielsweise die beobach-
tete Entwicklung.

Insgesamt ist die Mobiltelefonie jedoch im Jahr 
2022 mit einer Abnahme um zwei Prozent gegen-
über dem Vorjahr leicht rückläufig, was als Annä-
herung zu dem präpandemischen Nutzungsver-
halten gewertet werden kann. 

In den letzten Jahren hat sich die Verkehrsstruk-
tur der Mobilfunktelefonate nur leicht verändert. 
Im Jahr 2022 wurden etwa 42 Prozent (41 Prozent 
im Vorjahr) der Gesprächsminuten innerhalb des 
eigenen Mobilfunknetzes (on-net) geführt. Rund 
34 Prozent des Gesprächsvolumens entfielen im 
Jahr 2022 wie auch im Vorjahr auf Gespräche in 
fremde nationale Mobilfunknetze.

Der in Mobilfunknetzen ankommende Sprach-
verkehr sank um ein Prozent auf rund 139 Mrd. 
Minuten im Jahr 2022. Die größten Anteile ent-
fielen auf Gesprächsminuten aus dem eigenen 
Mobilfunknetz mit etwa 47 Prozent und auf Ge-
sprächsminuten aus fremden nationalen Mobil-
funknetzen mit 41 Prozent.
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International Roaming

Seitdem der inländische Mobilfunktarif größ-
tenteils zu vergleichbaren Konditionen auch im 
EU-Ausland genutzt werden kann (Roam-Like-
At-Home-Prinzip), nahm die Nutzung mobiler 
Daten- und Sprachdienste zu. Durch die Covid-
19-Pandemie war im Jahr 2020 ein Rückgang 
gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen, gefolgt 
von einem starken Anstieg in den zwei Folge-
jahren. Der im Ausland generierte Datenverkehr 
nahm um 75 Prozent von 149,3 Mio. GB im Jahr 
2021 auf 261,7 Mio. GB im Jahr 2022 zu. Der er-
hebliche Anstieg ist vermutlich in erster Linie auf 

die postpandemische Wiederaufnahme von Aus-
landsreisen zurückzuführen, verbunden mit der 
Verbreitung von Online-Kommunikationsdiens-
ten sowie auf die verstärkte Nutzung von OTT-
Inhaltediensten wie beispielsweise Streaming-
diensten. Die Anzahl der im Ausland abgehenden 
Verbindungsminuten stieg um 18 Prozent von 
3.183 Mio. Minuten im Jahr 2021 auf 3.746 Mio. 
im Jahr 2022. Die Anzahl der im Ausland ver-
sendeten SMS erhöhte sich bis zum Jahresende 
2022 um 18 Prozent gegenüber dem Vorjahr von 
152 Mio. auf 179 Mio. SMS.

Abgehender und ankommender Mobilfunk-Sprachverkehr

2019 2020 2021 2022

in Mrd. Min in Mrd. Min. in Mrd. Min. in Mrd. Min.

aus Mobilfunknetzen abgehender Verkehr 126,88 155,28 162,58 159,27

in nationale Festnetze 30,22 37,60 36,90 33,51

in das eigene Mobilfunknetz 51,98 62,62 66,53 66,78

in fremde nationale Mobilfunknetze 40,50 50,67 54,75 54,88

in ausländische Telefonnetze (fest/mobil) 2,67 2,76 2,39 2,60

sonstige Verkehre 1,51 1,63 2,02 1,51

in Mobilfunknetzen ankommender Verkehr 104,36 130,92 139,80 138,49

aus nationalen Festnetzen 9,78 13,99 14,31 12,95

aus dem eigenen Mobilfunknetz 50,26 61,62 66,27 65,37

aus fremden nationalen Mobilfunknetzen 41,47 52,42 56,30 57,45

aus ausländischen Telefonnetzen (fest/mobil) 2,59 2,58 2,49 2,32

sonstige Verkehre 0,26 0,31 0,43 0,40

International Roaming

2019 2020 2021 2022

im Ausland generierter Datenverkehr (Mio . GB) 98,7 88,3 149,3 261,7

im Ausland abgehende Verbindungsminuten (Mio .) 3 .812 2 .887 3 .183 3 .746

im Ausland versendete SMS (Mio .) 223 110 152 179
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Infrastruktur

Beim Ausbau der Mobilfunknetze sind vor allem 
die Funk-Basisstationen von Bedeutung. Die An-
zahl dieser Schnittstellen zwischen drahtlosem 
und drahtgebundenem Netz ist zum Jahresende 
2022 – hauptsächlich bedingt durch den Ausbau 
der 5G-Netze – um acht Prozent auf 203.241 ge-
stiegen. Die Zahl der in Betrieb befindlichen LTE-
Basisstationen nahm um drei Prozent auf 85.054 
zu. Der Ausbau der 5G-Basisstationen erhöh-
te sich deutlich um 40 Prozent von 29.959 zum 
Ende des Jahres 2021 auf 41.945 zum Ende des 
Jahres 2022. Zusätzlich wurden auch Small Cells 
gemeldet, welche durch Netzverdichtung der In-
nenstädte zusätzliche Kapazität an Orten hoher 
Nutzerkonzentration bieten. Dies wirkt sich so-
wohl auf die Geschwindigkeit des Datendurch-
satzes als auch auf die Qualität der Datendarstel-
lung (z. B. Streaming mit hoher Auflösung) aus.

Ein Teil des Ausbaus der 5G-Netze beruht auf der 
bestehenden 4G-Infrastruktur. Dabei kommt vor 
allem das Dynamic Spectrum Sharing (DSS) zum 
Einsatz. DSS erlaubt die gleichzeitige Nutzung 
von 4G und 5G im gleichen Frequenzbereich. Die 
zur Verfügung stehende Bandbreite eines be-
stimmten Frequenzbands wird dabei bedarfsge-
recht auf die in einer Funkzelle aktiven 4G- und 
5G-Nutzer aufgeteilt. Funk-Basisstationen mit 
DSS wurden meist sowohl als 4G- als auch als 5G-
Funk-Basisstation gezählt. Diese Technologie er-

möglicht, dass verhältnismäßig schnell eine 5G-
Versorgung in der Fläche erreicht wird. Das volle 
Potenzial von 5G, wie beispielsweise besonders 
hohe Datenraten oder geringe Latenzzeiten, wird 
hiermit noch nicht in jedem Fall erreicht.

In der Praxis befinden sich an einem physischen 
Antennenstandort meist Funk-Basisstationen 
unterschiedlicher Mobilfunkstandards. Die Zahl 
der Antennenstandorte (Ende 2022: 88.820) ist 
deshalb geringer als die Zahl der Funk-Basis-
stationen (Ende 2022: 203.241). Gemeinsam von 
mehreren Netzbetreibern genutzte Infrastruktur 
(Site Sharing) zählt in der Angabe der physischen 
Standorte mehrfach.

Die Anbindung der Antennenstandorte erfolgt 
überwiegend über Glasfaser oder Richtfunk. Zum 
Ende des Jahres 2022 waren etwa 50 Prozent der 
Standorte über Glasfaser und etwa 48 Prozent 
über Richtfunk realisiert. Die Anzahl der Stand-
orte mit Glasfaseranbindung erhöhte sich gegen-
über dem Vorjahr um elf Prozent. Ein geringer 
Teil der Antennenstandorte ist noch über kupfer-
basierte Übertragungswege angebunden.

Funk-Basisstationen

2020 2021 2022

in % in % in %

Gesamt 224.554 100 187.443 100 203.241 100

5G 19 .510 9 29 .959 16 41 .945 21

LTE/4G 75 .901 34 82 .479 44 85 .054 42

UMTS/3G 56 .934 25 652 0 111 0

GSM/2G 72 .209 32 74 .353 40 76 .131 37
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Kennzahlen und Wettbewerberanteile

Die nachfolgende Tabelle enthält eine zusam-
menfassende Darstellung ausgewählter Kenn-
zahlen und Wettbewerberanteile im Telekommu-
nikationsmarkt für die Jahre 2020 bis 2022.

Kennzahlen und Wettbewerberanteile im Telekommunikationsmarkt

Kennzahlen 2020 2021 2022

Außenumsatzerlöse (Mrd . €) 57,2 58,4 59,1 1)

Investitionen (Mrd . €) 10,8 11,5 13,1 1)

Mitarbeiter 139 .800 135 .800 132 .700 1)

Aktive Breitbandanschlüsse in Festnetzen insgesamt (Mio .) 36,2 36,9 37,5

- DSL 25,4 25,4 24,7

- HFC 8,7 8,8 8,7

- FttH/FttB 2,0 2,6 3,4

- Sonstige < 0,1 < 0,1 0,7

Penetrationsrate Breitband (aktive Anschlüsse/Haushalte) in % 2) 88 90 91

Telefonzugänge in Festnetzen insgesamt (Mio .) 38,4 38,5 38,6

- IP-basierte Telefonzugänge (VoIP) 37,9 38,2 38,5

- Analog-/ISDN-Anschlüsse 0,4 0,3 0,1

Aktive SIM-Karten (Mio .) 107,4 106,4 104,4

Penetrationsrate Mobilfunk (aktive SIM-Karten/Einwohnerzahl) in % 3) 129,2 127,9 124,0

Wettbewerberanteile in % 2020 2021 2022

Außenumsatzerlöse 57 57 57 1)

Sachinvestitionen 57 61 64 1)

Breitbandanschlüsse in Festnetzen 61 61 61  

DSL-Anschlüsse 46 45 44

Telefonzugänge in Festnetzen 54 55 55 
1) Prognosewerte
2) Quelle Haushalte: Eurostat
3) Quelle Einwohner: Statistisches Bundesamt
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Marktüberblick NI-ICS

Rechtliche Einordung 

Im Dezember 2021 wurden mit der Novellierung 
des Telekommunikationsgesetzes (TKG) die Vor-
gaben des Europäischen Kodex für die elektroni-
sche Kommunikation (EKEK) in nationales Recht 
umgesetzt. Die Kategorie der interpersonellen 
Telekommunikationsdienste wird dabei in „num-
merngebundene“ (engl.: number-based inter-
personal communication services; kurz: NB-ICS) 
und „nummernunabhängige“ interpersonelle 
Telekommunikationsdienste (engl.: number-in-
dependent interpersonal communication ser-
vices; kurz: NI-ICS) unterteilt. Wesentliches Un-
terscheidungsmerkmal ist hierbei, ob die Dienste 
öffentlich zugeteilte Nummerierungsressourcen 
nutzen oder nicht. 

In die Kategorie NI-ICS fallen – sofern die im 
TKG normierten Kriterien11 erfüllt sind – Mes-
senger- (einschl. Internettelefonie- und Video-
telefonie) und Videokonferenz-Dienste so-
wie E-Mail-Dienste. Zu den in Deutschland am 
stärksten genutzten Diensten dieser Kategorie 
zählen u. a. WhatsApp, Facebook Messenger, Sky-
pe und Zoom sowie Gmail, GMX und Web.de.12 

NI-ICS sind seit dem Inkrafttreten der TKG-No-
velle in Teile der sektorspezifischen Regulierung 
einbezogen. Anders als die Anbieter von NB-ICS 
(bspw. Festnetz- und Mobilfunktelefonie) unter-
liegen die Anbieter von NI-ICS gegenüber der 
Bundesnetzagentur nicht der Meldepflicht nach 
§ 5 TKG. Um dennoch eine zuverlässige Anwen-
dung der regulatorischen Regelungen des TKG 
gewährleisten zu können, nimmt die Bundes-

11  Zur Definition nummernunabhängiger interpersoneller Telekommunikationsdienste  
 siehe § 3 Nr . 24 und 40 TKG . Für diese Art von Diensten hatte sich zuletzt auch der  
 Fachbegriff des sog . OTT-Kommunikationsdienstes („over-the-top“) etabliert .

12  Vgl . Bundesnetzagentur (2022): Nutzung von Online-Kommunikationsdiensten in  
 Deutschland – Ergebnisse der Verbraucherbefragung 2021 .

netzagentur für auf den deutschen Markt ausge-
richtete NI-ICS grundsätzliche Einstufungsprü-
fungen vor und unterrichtet die Anbieter dieser 
Dienste deklaratorisch über die Einstufung sowie 
die hiermit verbundenen Pflichten. Die regulato-
rischen Verpflichtungen für NI-ICS gelten insbe-
sondere in den Bereichen öffentliche Sicherheit, 
Kundenschutz und Marktbeobachtung (z. B. Aus-
kunftspflicht für bestimmte Nutzerdaten, Bereit-
stellung einer Vertragszusammenfassung sowie 
Beantwortung von Auskunftsersuchen). 

Marktdatenerhebung NI-ICS 2022

Die Ergebnisse einer repräsentativen Verbrau-
cherbefragung des Jahres 2021 zeigen, dass fast 
90 % der Bevölkerung in Deutschland (ab 16 Jah-
ren) regelmäßig NI-ICS nutzen.13 Damit weist 
diese Kategorie von Diensten mittlerweile ähn-
lich starke Nutzungsanteile auf wie klassische 
Telekommunikationsdienste in den Bereichen 
Festnetz- und Mobilfunktelefonie. Ein Großteil 
der NI-ICS bietet dabei ein Bündel verschiedener 
Kommunikationsmöglichkeiten an. Hierunter 
fallen das Versenden von Text- und Sprachnach-
richten sowie die Durchführung von Sprach- und 
Videotelefonie. Abhängig vom jeweiligen Ge-
schäftsmodell werden auch weitere Optionen an-
geboten, bspw. Empfangs- und Lesebestätigun-
gen oder Status- und Storymeldungen. 

Die Erkenntnisse zu den marktlichen Gegeben-
heiten im Bereich NI-ICS basierten bislang vor 
allem auf Daten, die nicht direkt von den An-
bietern bereitgestellt wurden bzw. von diesen 
erhoben werden konnten (alternativ wurde für 
gewöhnlich auf Befragungen oder Schätzungen 
zurückgegriffen). Mit der TKG-Novelle wurden 
die Auskunftsbefugnisse der Bundesnetzagentur 
auf den Bereich der Anbieter von NI-ICS ausge-

13  Ergebnis einer repräsentativen Verbraucherbefragung der Bundesnetzagentur . Vgl .  
 Bundesnetzagentur (2022) .
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dehnt. Vor diesem Hintergrund hat die Bundes-
netzagentur Anfang des Jahres 2023 (Erhebung 
der Marktdaten für das Kalenderjahr 2022) erst-
malig ein verpflichtendes Auskunftsersuchen an 
die Anbieter von NI-ICS mit der größten Markt-
relevanz14 in Deutschland gerichtet. Insgesamt 
wurden 46 relevante Dienste identifiziert, die von 
36 Unternehmen erbracht werden. Insbesonde-
re im Bereich der Messenger- und Videokonfe-
renz-Dienste gilt es zu beachten, dass ein Großteil 
der Angebote von Unternehmen erbracht wird, 
die ihre Hauptniederlassung nicht in Deutsch-
land, sondern im europäischen und außereuro-
päischen Ausland haben. Hierdurch können sich 
potenziell besondere Herausforderungen hin-
sichtlich der Erreichbarkeit der Unternehmen im 
(außereuropäischen) Ausland sowie der Durch-
setzung bestehender Verpflichtungen ergeben. 

Im Ergebnis hat sich der weit überwiegende 
Teil der adressierten Anbieter von NI-ICS an der 
Marktdatenabfrage beteiligt und entsprechende 
Auskünfte erteilt. Auch mit Blick auf die Erstma-
ligkeit der Erhebung wird die Rücklaufquote in 
Höhe von 83 %15 grundsätzlich positiv bewertet. 
Die Bundesnetzagentur ist bestrebt, auch die Teil-
nahme derjenigen Unternehmen, die im ersten 
Anlauf aus unterschiedlichen Gründen bislang 
keine Auskünfte erteilt haben, zukünftig sicher-
zustellen und bereitet derzeit entsprechende 
Maßnahmen vor.

Im Folgenden werden erstmalig Marktdaten be-
züglich der Nutzung von NI-ICS in Deutschland 
veröffentlicht, die auf einer umfassenden, direk-
ten unternehmensseitigen Erhebung basieren.16 

14  Die Marktrelevanz der Dienste wurde anhand ihrer mutmaßlichen Nutzerzahlen  
 abgeleitet, die von der Bundesnetzagentur im Vorfeld der Erhebung näherungsweise  
 bestimmt werden konnten . Ziel war es, möglichst mehr als 90 % der in Deutschland  
 relevanten Anbieter bezogen auf Messenger- und Videokonferenz-Dienste sowie  
 E-Mail-Dienste zu erfassen .

15  Bezogen auf die Anzahl der abgefragten Dienste .
16  Die aggregierten Gesamtmarktdaten enthalten in Teilen unternehmensseitige  

 Schätzwerte .
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Nutzerzahlen und Multihoming

Im Jahr 2022 hatten die befragten Anbieter von 
Messenger- und Videokonferenz-Diensten im 
Jahresdurchschnitt 186,07 Mio. monatlich aktive 
Nutzer (kurz: MAN). Die befragten Anbieter von 
E-Mail-Diensten gaben im Jahresdurchschnitt 
148,91 Mio. monatlich aktive Nutzer an. Dem 
Konzept des monatlich aktiven Nutzers liegt die 
Annahme zugrunde, dass nur solche „Nutzer“ er-
fasst werden, die über einen NI-ICS mindestens 
einmal monatlich Nachrichten, Bilder oder Videos 
versenden bzw. über diesen Dienst telefonieren.17

Für den Bereich der Messenger- und Videokon-
ferenz-Dienste fehlen dabei die Angaben zu fünf 
– mutmaßlich mittelgroßen – Diensten. Damit 
sind die o. g. Nutzerzahlen als Mindestgröße zu 
verstehen. Anhand einer Schätzung18 der fehlen-
den Angaben geht die Bundesnetzagentur davon 
aus, dass dem entsprechenden Gesamtmarkt wei-
tere ca. 39,11 Mio. Nutzer hinzugerechnet werden 
können. In der Folge ergeben sich im Jahr 2022 
insgesamt schätzungsweise 225,18 Mio. Nutzer 
von Messenger- und Videokonferenz-Diensten in 
Deutschland. 

17  Vgl . BEREC (2021): BEREC Report on harmonised definitions for indicators regarding  
 over-the-top services, relevant to electronic communications markets, BoR (21) 127 .

18  Die Werte der fehlenden Anbieter wurden anhand der Nutzeranteile der jeweiligen  
 Dienste geschätzt, die aus einer aktuellen repräsentativen Verbraucherbefragung  
 (Feldzeit Januar 2023) der Bundesnetzagentur abgeleitet werden können .
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Deutschland im Jahr 2022
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Aus verschiedenen Studien19 ist bekannt, dass 
die Nutzer von Messenger- und Videokonferenz-
Diensten aus unterschiedlichen Gründen – an-
ders als im Bereich der NB-ICS – für gewöhnlich 
mehrere dieser Dienste parallel verwenden (sog. 
Multihoming). Anhand der erhobenen Markt-
daten kann ein Multihoming-Anteil von 2,95 ver-
wendeten Diensten pro Nutzer20 (bzw. 3,57 Diens-
te pro Nutzer, einschl. Schätzwerte) abgeleitet 
werden.

19  Vgl . hierzu bspw . Bundesnetzagentur (2022): Nutzung von Online-Kommunikations- 
 diensten in Deutschland – Ergebnisse der Verbraucherbefragung 2021, RTR (2020):  
 Monitoring Interpersonelle Kommunikationsdienste mit Fokus auf Instant  
 Messaging, RTR Fachbereich Telekommunikation und Post (RTR FB TKP) und WIK  
 (2019): Auswirkungen von OTT-1-Diensten auf das Kommunikationsverhalten – Eine  
 nachfrageseitige Betrachtung, WIK Diskussionsbeitrag Nr . 440 .

20  Annahme: Nutzeranteil von 90 % an der Gesamtbevölkerung in Deutschland (ab  
 16 Jahren), also ca . 63 Mio . Nutzer insgesamt . Für die Nutzung von Messengerdiensten  
 gilt in Europa für gewöhnlich eine Altersgrenze von mind . 16 Jahren .
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Nutzungszahlen

Die Nutzung der Sofortnachrichten-Funktion 
(bzw. Instant-Messaging) ist für die meisten Nut-
zer von NI-ICS mittlerweile alltäglich geworden. 
Diese Art der Kommunikation ist jedoch nicht 
unmittelbar mit anderen Formen der Textkom-
munikation, etwa SMS, vergleichbar. Neben der 
Möglichkeit des Textversands kann zudem weite-
re Kommunikation in Form von Bildnachrichten, 
Videos, Dokumenten, Sprachnachrichten oder 
Emojis als Sofortnachricht erfolgen. Im Jahr 2022 
haben die monatlich aktiven Nutzer in Deutsch-
land insgesamt 805,39 Mrd. Sofortnachrich-
ten21 versendet (892,30 Mrd. Sofortnachrichten, 
einschl. Schätzwerte22). Damit wurden im Durch-
schnitt monatlich rund 361 Sofortnachrichten 
pro MAN versendet. Dies entspricht im Durch-
schnitt etwa 12 versendeten Sofortnachrichten 
am Tag. Dabei ist zu berücksichtigen, dass indi-
viduelle Nutzer, die Multihoming betreiben, ent-
sprechend ihres jeweiligen Multihoming-Verhal-
tens im Durchschnitt eine entsprechend größere 
Menge versenden. 

Im Weiteren wird das Telefonievolumen darge-
stellt, welches über Messenger- und Videokon-
ferenz-Dienste abgewickelt wurde. Im Jahr 2022 
wurden 13,28 Mrd. abgehende Sprachtelefonie-
Anrufe über Messenger- und Videokonferenz-
Dienste in Deutschland geführt, wobei insge-
samt 120,97 Mrd. Minuten (137,91 Mrd. Minuten, 
einschl. Schätzwerte) telefoniert wurde. Das ent-
spricht jährlich in etwa 71 geführten Gesprächen 
je MAN mit einer durchschnittlichen Länge von 
9 Minuten je Sprachanruf. Demgegenüber wur-
den im gleichen Zeitraum 7,65 Mrd. abgehen-
de Videotelefonie-Anrufe geführt, wobei insge-

21  Abgefragt wurde die Menge in Bezug auf die Originierung der Kommunikation (also  
 den Ausgangspunkt der Kommunikation) . Dies gilt auch für die weiteren Nutzungs- 
 indikatoren .

22  Die Schätzung wurden anhand der oben dargestellten Nutzungsanteile aus der  
 Verbraucherbefragung sowie einem „tatsächlichen“ Marktdurchschnitt anhand der  
 vorliegenden Marktdaten vorgenommen .

samt 143,24 Mrd. Minuten (165,08 Mrd. Minuten, 
einschl. Schätzwerte) telefoniert wurde. Das ent-
spricht jährlich in etwa 41 geführten Gesprächen 
je MAN mit einer durchschnittlichen Länge von 
19 Minuten je Videoanruf.

Für den Bereich der E-Mail-Dienste haben die 
Anbieter dieser Dienste angegeben, dass im Jahr 
2022 insgesamt 56,74 Mrd. E-Mails von den mo-
natlich aktiven Nutzern in Deutschland versen-
det wurden. 
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Vergleich mit klassischen  
Telekommunikationsdiensten 

Bezogen auf das abgewickelte Gesprächsvolu-
men sind erstmals Vergleiche zwischen Mes-
senger- und Videokonferenz-Diensten und Te-
lekommunikationsdiensten in den Bereichen 
Festnetz- und Mobilfunktelefonie anhand von 
unternehmensseitigen Marktdaten möglich. 
Im Jahr 2022 wurden 159 Mrd. abgehende Ge-
sprächsminuten im Mobilfunk und 80 Mrd. Mi-
nuten im Festnetz erfasst. Im Vergleich dazu wur-
den von deutschen Nutzern mindestens 121 Mrd. 
Sprachtelefonie-Minuten sowie 143 Mrd. Video-
telefonie-Minuten über NI-ICS geführt. Damit 
übersteigt das über NI-ICS geführte Volumen in 
den Bereichen Sprach- und Videotelefonie je-
weils das Telefonievolumen im Festnetz. Die 
Nutzung der klassischen, nummernbasierten 
Mobilfunktelefonie nimmt weiterhin (noch) die 
höchste Bedeutung bei den Nutzern von Tele-
kommunikationsdiensten in Deutschland ein. 

Der Bedeutungszuwachs von NI-ICS hatte sich in 
den letzten Jahren bereits abgezeichnet und ist 
vermutlich durch die Veränderungen des Kom-
munikationsverhaltens im Laufe der Covid-19 
Pandemie zusätzlich verstärkt worden (bspw. zu-
nehmende Relevanz von Videokonferenzen für 
Home-Office-Konzepte). Insgesamt ist zu berück-
sichtigen, dass sich in den Nutzungszahlen von 
NI-ICS auch die vielfältigen Anwendungszwe-
cke dieser Dienste widerspiegeln. Enthalten sind 
nicht nur die Kommunikationsanlässe im Privat-
bereich, etwa mit Familie und Freunden, sondern 
auch berufliche Anlässe und spezielle Zwecke, 
wie Sprach- und Videotelefonieanlässe im Be-
reich Gaming.

159
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143

Abgehende Gesprächsminuten
in Mrd.

Mobilfunk-
telefonie

Festnetz-
telefonie
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telefonie (NI-ICS)

Video-
telefonie (NI-ICS)
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Internet und 
Digitalisierung
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Netzneutralität 

Untersagung der Zero Rating-Optionen  
„StreamOn“ und „Vodafone Pass“ 

Die Bundesnetzagentur hat am 28. April 2022 die 
Vermarktung der Zero Rating-Optionen „Strea-
mOn“ und „Vodafone Pass“ untersagt sowie die 
Beendigung von Bestandskundenverträgen an-
geordnet. Der Europäische Gerichtshof hatte am 
2. September 2021 entschieden, dass diese Zero 
Rating-Optionen mit dem Grundsatz der Gleich-
behandlung des Datenverkehrs unvereinbar sind. 
Der Gerichtshof versteht diesen Grundsatz als 
allgemeines Gleichbehandlungsgebot. Bei Zero 
Rating-Optionen wird der Datenverkehr dadurch 
ungleich behandelt, dass bestimmte Dienste und 
Anwendungen – im Unterschied zu allen übri-
gen Diensten und Anwendungen – nicht auf das 
Dateninklusivvolumen angerechnet werden. Die 
Neuvermarktung von „StreamOn“ und „Vodafone 
Pass“ war bis zum 1. Juli 2022 und das Bestands-
kundengeschäft bis Ende März 2023 zu beenden.

Mobilfunk-Flatratetarife

Mehrere Anbieter von Mobilfunk-Flatratetarifen 
hatten in der Vergangenheit bei ihren Angeboten 
die Nutzung von stationären LTE-Routern unter-
sagt. Die Bundesnetzagentur hat im Berichtszeit-
raum gegenüber allen Anbietern einen Verstoß 
gegen das Recht der Endnutzer, Endgeräte ihrer 
Wahl zu nutzen, festgestellt und die entspre-
chenden Vertragsklauseln untersagt. In einem 
Zivilverfahren, das der Bundesverband der Ver-
braucherzentralen (vzbv) gegen die Telefónica 
eingeleitet hat, hat Telefónica Revision eingelegt. 
Die bislang ergangenen Urteile der Zivilgerichte 
in parallelen Verfahren bestätigen die Rechtsauf-
fassung des vzbv sowie der Bundesnetzagentur.

DNS-Sperren

Die Bundesnetzagentur ordnet selbst keine Sper-
ren im Internet an, sondern prüft, ob solche 
Sperren gegen die Vorschriften über die Netzneu-
tralität verstoßen. Etwa im Falle von gesetzlichen, 
behördlichen oder gerichtlichen Anordnungen 

Die Bundesnetzagentur nimmt zahlreiche Aufgaben im Bereich 
Internet und Digitalisierung wahr. Sie überwacht die Wahrung 
der Netzneutralität in Deutschland. Die Behörde befasst sich 
zudem intensiv mit Fragen der Interoperabilität bei digitalen 
Diensten. Sofern die Bundesnetzagentur mit Aufgaben aus dem 
Digital Services Act betraut wird, kann sie ihre Expertise bei der 
nationalen Umsetzung der neuen Vorgaben einbringen.
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sind solche Sperren netzneutralitätskonform. Im 
Berichtszeitraum haben z. B. die Landesmedien-
anstalten DNS-Sperren auf Grund des Jugend-
schutzrechts und die Gemeinsame Glückspiel-
behörde der Länder DNS-Sperren auf Grundlage 
des Glücksspielstaatsvertrages zum Schutz vor il-
legalem Glücksspiel angeordnet. Die Internetzu-
gangsanbieter wurden darüber hinaus aufgrund 
der EU-Sanktionsverordnungen (Verordnung 
(EU) 2022/350 sowie Verordnung (EU) 2022/879, 
welche jeweils die Verordnung (EU) 833/2014 er-
weitern) zu DNS-Sperren verpflichtet, um die 
Verbreitung der Inhalte einiger russischer Sen-
der einzudämmen. Schließlich wurden durch die 
Clearingstelle Urheberrecht im Internet (CUII) 
im Berichtszeitraum drei DNS-Sperren von urhe-
berechtsverletzenden Webseiten mit Angeboten 
zum Streamen von Filmen und Serien empfohlen.

Jahresbericht Netzneutralität

Wie in den Vorjahren hat die Bundesnetzagen-
tur einen Jahresbericht zur Netzneutralität in 
Deutschland veröffentlicht (Berichtszeitraum 
Mai 2021 bis April 2022).

 

Digitalisierung im Mittelstand

Der Digitalisierungsstand der deutschen Wirt-
schaft steht regelmäßig im Fokus von Studien 
und Umfragen. Dabei ist ein wiederkehrendes Er-
gebnis, dass insbesondere kleinere und mittlere  
Unternehmen (KMU) die mit der Digitalisierung 
einhergehenden Potenziale noch nicht ausrei-
chend erkennen und umsetzen. Hierzu hat die 
Bundesnetzagentur im Rahmen einer repräsen-
tativen Befragung Ende 2022 Unternehmen un-
terschiedlicher Branchen und Größen zu ihrem 
Status Quo der digitalen Transformation befragt. 
Neben Digitalisierungsthemen lag ein weiterer 
Fokus der Befragung auf der Rolle von ökologi-
scher Nachhaltigkeit für das unternehmerische 
Handeln. Um darüber hinaus einen ersten Ein-
blick in die breite Unterstützungslandschaft für 
Unternehmen zu gewinnen, wurden in einer zu-
sätzlichen Ad-hoc-Befragung ausgewählte Wirt-
schaftsförderungsgesellschaften, welche häufig 
die erste Anlaufstelle für KMU sind, zu Angebot 
und Umfang ihrer Beratungstätigkeiten hin-
sichtlich Themen der digitalen und ökologisch 
nachhaltigen Transformation befragt. Beide Be-
fragungen dienen dazu, die Herausforderungen, 
insbesondere im Mittelstand, besser nachvollzie-
hen zu können sowie Maßnahmen und Entschei-
dungen evidenzbasierter zu gestalten.

Eine wichtige Maßnahme ist die Vernetzung mit 
den vielzähligen Akteuren der Unterstützerland-
schaft, die den digitalen Transformationsprozess 
im Mittelstand aktiv begleiten. Darunter fallen 
u.a. Digitalagenturen der Länder, Mittelstand-Di-
gital Zentren, Kompetenzzentren, digitale Hubs, 
Mittelstands- und Branchenverbände sowie wis-
senschaftliche Einrichtungen. Neben einem ge-
nerellen Erkenntnisgewinn zum Spektrum an-
gebotener Unterstützungsmaßnahmen und zu 
den mittelstandsrelevanten Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der Digitalisierung, dient 
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die Vernetzung auch der Identifizierung weiterer 
möglicher flankierender Maßnahmen zur Unter-
stützung von KMU im Transformationsprozess. 
Vor diesem Hintergrund veranstaltete die Bun-
desnetzagentur im September 2022 zusammen 
mit der Deutschen Industrie- und Handelskam-
mer (DIHK) einen Netzwerktag für ausgewählte 
Akteure, die als Multiplikatoren und Anlaufstel-
len für den Mittelstand fungieren. Unter dem 
Leitsatz „Digitalisierung trifft Nachhaltigkeit“ 
haben sich die Teilnehmenden mit der Frage aus-
einandergesetzt, wie die digitale und ökologische 
Transformation in Unternehmen, insbesondere in 
KMU, stärker zusammengedacht und verankert 
werden können und welchen Beitrag sie dazu 
leisten können. Das Vernetzungsformat zielte 
insbesondere darauf ab, neue Kontakte zu knüp-
fen und Synergien sowie Kooperationsmöglich-
keiten auszuloten.

Darüber hinaus werden auf der Internetseite der 
Bundesnetzagentur neben Wissenswertem zu di-
gitalen Technologien und aktuellen Fakten zum 
Digitalisierungsstand, Unternehmen mit einem 
Digitalisierungsinteresse oder -vorhaben auch 
eine umfangreiche Anlaufstellendatenbank an-
geboten. Diese bietet eine Übersicht über eine 
Vielzahl an aktiven – meist öffentlich geförder-
ten – Anlaufstellen, die u.a. Beratung, Weiterbil-
dungsmaßnahmen, Demonstratoren, Projekt-
begleitung und Finanzierungsmöglichkeiten, 
vorranging für KMU, anbieten. Als weitere Anre-
gung für digitalisierungsinteressierte KMU wird 
eine Sammlung von Digitalisierungsvorhaben 
bereitgestellt.

Gaia-X

Der zum 15. März 2021 gestartete Förderwettbe-
werb „Innovative und praxisnahe Anwendungen 
und Datenräume im digitalen Ökosystem Gaia-
X“ flankiert die deutsch-französische Initiative 
zur Schaffung des europäischen Dateninfrastruk-
tur-Projekts „Gaia-X“, in der sich Vertreter aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlicher Hand 
mit Unterstützung der Politik und unter Einbin-
dung weiterer europäischer Partner zum Ziel ge-
setzt haben, ein digitales Ökosystem basierend 
auf europäischen Werten (u. a. Europäischer Da-
tenschutz, Digitale Souveränität und Vertrauen) 
zu entwickeln.

Der von der Bundesnetzagentur administrier-
te Förderwettbewerb ist mittlerweile in vollem 
Gange und die ersten Meilensteine der geförder-
ten elf Projekte wurden bereits erreicht. Trotz 
einer hohen Beteiligung von sogenannten Erst-
zuwendungsempfängern, die zum ersten Mal an 
einem Förderwettbewerb teilnehmen, sind die 
Projekte insgesamt gut angelaufen und liegen im 
Zeitplan.

Die ursprünglich geplante zweite Tranche konn-
te aufgrund fehlender Haushaltsmittel nicht an 
den Start gehen. Mehrere Antragsteller konnten 
durch andere Fördervorhaben Unterstützung er-
halten, was die hohe Qualität der Projektideen 
bestätigt.

Für die verbleibenden Vorhaben verfolgt die 
Bundesregierung weiterhin das Ziel, die Anwen-
derebene mit einem Gesamtvolumen von ca. 
117 Mio. EUR über einen Zeitraum von drei Jah-
ren zu fördern und so zur praktischen Umset-
zung wichtiger Leuchtturmprojekte aus Deutsch-
land im Gaia-X Ökosystem beizutragen.
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Künstliche Intelligenz

Die Bundesnetzagentur steht mit den Marktak-
teuren in Deutschland in einem kontinuierlichen 
Dialog zum Thema Künstliche Intelligenz (KI) in 
den Netzsektoren. Basierend auf den in 2021 ge-
wonnenen Erkenntnissen untersuchte die Bun-
desnetzagentur im Berichtszeitraum den Einsatz 
von KI im Telekommunikationssektor. Einige 
glasfaserausbauende Netzbetreiber nutzen be-
reits KI bei Netzplanung und -ausbau. Beim Be-
trieb hochbitratiger Netze wird KI schon in grö-
ßerem Umfang genutzt, so insbesondere für die 
vorausschauende Wartung („predictive mainte-
nance“).

Die Bundesnetzagentur hat von März bis April 
2022 Interviews mit relevanten Netzbetreibern 
geführt, um den Einsatz von KI bei der Planung 
und dem Ausbau von Gigabitnetzen zu beleuch-
ten und darüber hinaus Bereiche zu identifizie-

ren, in denen die Bundesnetzagentur unterstüt-
zend tätig werden kann.

Wesentlich für den Einsatz von KI ist nach den 
Aussagen der befragten Unternehmen v.a., dass 
die benötigten Daten möglichst umfassend, aktu-
ell und valide sind, da nur so verlässliche Vorher-
sagen und damit einhergehende Effizienzgewin-
ne und Kostenersparnisse bei Netzplanung und 
-ausbau zu erwarten seien.

Aufbauend auf dem Austausch mit Marktteil-
nehmern wurde die virtuelle Veranstaltungsrei-
he „KI-Café“ initiiert, in welchem KI-Themen mit 
einem breiten Publikum aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Verwaltung und Politik diskutiert werden. 
Die bisherigen Veranstaltungen befassten sich 
mit den Themen „KI bei TK-Netzplanung und 
Ausbau“, „Datenakquise und Datenpooling“ so-
wie „Datenverfügbarkeit und Datenqualität“ im 
TK-Netzausbau. Eine weitere Veranstaltung wid-
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mete sich dem Stand des Artificial Intelligence 
Acts. Alle Veranstaltungen der Reihe wurden auf-
gezeichnet und auf den Seiten der Bundesnetz-
agentur unter www.bundesnetzagentur.de/KI 
veröffentlicht.

Interoperabilität

Digitale Märkte weisen starke Konzentrations-
tendenzen und eine Entwicklung zu immer 
stärker verzahnten, sich verschließenden Öko-
systemen auf. Vor diesem Hintergrund werden 
Interoperabilitätsverpflichtungen diskutiert, die 
darauf abzielen, die Marktmacht dominanter An-
bieter aufzubrechen und Abhängigkeiten zu re-
duzieren. So sollen entsprechende Vorschriften 
beispielweise im Bereich der nummernunabhän-
gigen interpersonellen Telekommunikations-
dienste (zum Beispiel Messengerdienste) Nutzern 
verschiedener Dienste ermöglichen, anbieter-
übergreifend kommunizieren zu können, um da-
mit den Wettbewerb zu beleben.

Die Bundesnetzagentur hat mit Blick auf die ak-
tuelle Debatte rund um das Thema Interopera-
bilität bei digitalen Diensten eine entsprechende 
Studie in Auftrag gegeben. In der Studie wird (ein 
Mangel an) Interoperabilität als mögliche Ursa-
che oder Treiber solcher Konzentrationstenden-
zen beleuchtet und der Bedarf für entsprechende 
Interoperabilitätsverpflichtungen analysiert. Da-
bei werden neben den Zielen und möglichen po-
sitiven Auswirkungen solcher Vorschriften auch 
eine Reihe von Risiken herausgearbeitet.

Mit dem auf europäischer Ebene verabschiedeten 
Digital Markets Act (DMA), der am 1. November 
2022 in Kraft getreten ist, müssen Anbieter von 
Messengerdiensten, sofern sie als Gatekeeper ein-
gestuft werden, Interoperabilitätsverpflichtun-
gen erfüllen. Gatekeeper sind hierbei gefordert, 
ein Standardangebot hinsichtlich der genauen 
technischen Interoperabilitätskonditionen zu er-

stellen. Die Europäische Kommission kann bei 
der Bewertung dieses Standardangebots BEREC 
konsultieren. In diesem Kontext bringt sich die 
Bundesnetzagentur in die BEREC Arbeiten ins-
besondere zu den technischen Ansätzen und An-
forderungen an die Interoperabilitätsgewährung 
ein.

https://www.bundesnetzagentur.de/KI
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Digital Services Act

Der Digital Services Act (DSA), der am 16. No-
vember 2022 in Kraft getreten ist, legt Regeln für 
digitale Dienste und Plattformen fest. Er macht 
erstmals EU-weite Vorgaben beispielsweise zu 
Meldewegen für illegale Inhalte, zur Transparenz 
von Algorithmen oder den Zugang zu Plattform-
daten für Forscher. Ziel ist es, ein transparentes 
und sicheres Online-Umfeld zu schaffen. Erfasst 
werden dabei Anbieter ganz unterschiedlicher 
Art und Größe von Cloud-Anbietern über On-
linemarktplätze, soziale Netzwerke und Video-
sharingdienste bis hin zu Suchmaschinen.

Der Gesetzentwurf für die nationale Umsetzung 
wird sich primär auf die Bestimmung der zu-
ständigen Behörden und die Sanktionen fokus-
sieren. Der Gesetzgeber kann die Aufgaben aus 
dem DSA einer oder mehreren Behörden über-
tragen. Eine besondere Rolle kommt dem „Ko-
ordinator für digitale Dienste“ (Digital Services 
Coordinator, DSC) zu. Der DSC soll die nationale 
wie grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit 
zuständigen Behörden und anderen DSCs koor-
dinieren sowie als Ansprechpartner für die Euro-
päische Kommission fungieren. Dem DSC sind 
ferner ausdrücklich spezielle Aufgaben zugewie-
sen, so soll er beispielweise als Beschwerdestelle 
für Bürger fungieren und für die Einstufung als 
sog. „trusted flaggers“ und die Zulassung der Stel-
len der außergerichtlichen Streitbeilegung zu-
ständig sein.

Die Bundesnetzagentur hat sich intensiv mit den 
auf europäischer Ebene verabschiedeten maß-
geblichen Gesetzen zur Plattformregulierung 
auseinandergesetzt und aktiv an der Erstellung 
entsprechender BEREC-Stellungnahmen mit-
gewirkt. Die Behörde beschäftigt sich bereits seit 
Jahren mit der Relevanz digitaler Geschäftsmo-
delle aus rechtlicher, technischer und ökonomi-
scher Perspektive. So analysiert sie z.B. die Rolle 
von Online-Plattformen durch ein kontinuierli-
ches Monitoring in Bezug auf Plattformen für ge-
werbliche Kunden. Sofern die Bundesnetzagen-
tur mit entsprechenden Aufgaben aus dem DSA 
betraut wird, kann die bereits erworbene recht-
liche, ökonomische wie technische Expertise bei 
der nationalen Umsetzung der neuen Vorgaben 
eingebracht werden. 



39

TCO-Verordnung

Am 7. Juni 2021 ist die Verordnung (EU) 2021/784 
zur Bekämpfung der Verbreitung terroristischer 
Online-Inhalte (kurz: TCO-VO) in Kraft getreten. 
Danach sind Hostingdiensteanbieter verpflich-
tet, terroristische Online-Inhalte innerhalb ei-
ner Stunde nach Erhalt einer behördlichen Ent-
fernungsanordnung zu entfernen und – sofern 
wiederholt terroristische Online-Inhalte über 
ihre Plattformen verbreitet wurden – spezifische 
Maßnahmen zu ergreifen, um derlei künftig zu 
unterbinden.

Die behördliche Aufgabenverteilung zwischen 
Bundesnetzagentur und Bundeskriminalamt 
(BKA) ist im „Terroristische-Online-Inhalte-Be-
kämpfungs-Gesetz“ (kurz: TerrOIBG) festgelegt. 
Danach erlässt das BKA gegenüber den jeweiligen 
Hostingdiensteanbietern Anordnungen zur Ent-
fernung der terroristischen Online-Inhalte. Diese 
Anordnungen haben die Hostingdiensteanbieter 
grundsätzlich binnen einer Stunde umzusetzen. 
Sollte einer Entfernungsanordnung nicht nach-
gekommen werden, kann die Bundesnetzagentur 
in einem nachgelagerten Verfahren Bußgelder 
gegenüber den betroffenen Hostingdiensteanbie-
tern verhängen.

Das BKA hat bisher noch keine Entfernungsan-
ordnungen in Bezug auf terroristische Online-
inhalte gegenüber Hostingdiensteanbietern mit 
Sitz in Deutschland erlassen. Entsprechend war 
die Einleitung von Bußgeld- und/oder Verwal-
tungsverfahren durch die Bundesnetzagentur 
bislang nicht erforderlich.

Data Act

Die EU-Kommission hat am 23. Februar 2022 
den Entwurf eines neuen Datengesetzes (sog. 
Data Act) vorgelegt. Der Data Act zielt darauf 
ab, den Austausch und die Nutzung von Daten 
zwischen Unternehmen (B2B), zwischen Unter-
nehmen und Verbrauchern (B2C) und zwischen 
Unternehmen und der öffentlichen Hand (B2G) 
zu verbessern. Darüber hinaus enthält der Data 
Act zudem Regeln zur Vereinfachung des Wech-
sels zwischen Datenverarbeitungsdiensten (z. B. 
Cloud-Diensten) einschließlich Interoperabili-
tätsvorgaben.

Bereits in der Vergangenheit hat sich die Bundes-
netzagentur mit dem Produktionsfaktor Daten 
auseinandergesetzt und ein Grundsatzpapier zu 
„Daten als Wettbewerbs- und Wertschöpfungs-
faktor in den Netzsektoren“ veröffentlicht. Im 
Rahmen des laufenden Gesetzgebungsverfahrens 
zum Data Act steht die Bundesnetzagentur im 
Austausch mit Marktteilnehmern sowie mit den 
am Verhandlungsprozess beteiligten Ministeri-
en, dies insbesondere im Hinblick auf das Thema 
Cloud/Interoperabilität von Datenverarbeitungs-
diensten. Wenn das Potential von Daten verbes-
sert, die Datenwirtschaft gestärkt und zugunsten 
von Verbrauchern und alternativen Anbietern 
der Wechsel zwischen diversen Services verein-
facht werden soll, kommt es vor allem auf eines 
an: Interoperabilität. D. h. die Fähigkeit verschie-
dener digitaler Produkte bzw. Datenverarbei-
tungsdienste (wie z. B. Cloud-Services) miteinan-
der zu interagieren.

Die Bundesnetzagentur hat in diesem Kontext 
2022 auch proaktiv an der Erstellung einer  
BEREC-Stellungnahme zum Data Act mitgewirkt.  
Im BEREC-Jahresarbeitsprogramm 2023 ist wei-
terer ad-hoc-Input zum Legislativprozess des 
Data Acts vorgesehen.
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Datennutzungsgesetz

Am 16. Juli 2021 ist das Gesetz für die Nutzung 
von Daten des öffentlichen Sektors (Datennut-
zungsgesetz – DNG) in Kraft getreten. Es weitet 
die Bereitstellung offener Verwaltungsdaten der 
Bundesverwaltung aus, vereinfacht und verbes-
sert die Nutzungsmöglichkeiten bereitgestellter 
öffentlich finanzierter Daten. Die Nutzung ist 
entsprechend § 10 DNG grundsätzlich unentgelt-
lich.

Wenn öffentliche Stellen, die ausreichende Ein-
nahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen 
Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Er-
füllung ihrer öffentlichen Aufgabe zu decken, 
von der Unentgeltlichkeit ausgenommen wer-
den wollen, melden sie die Berufung auf die Aus-
nahme nach § 10 Absatz 4 DNG der Bundesnetz-
agentur. Die Liste mit den gemeldeten Stellen ist 
veröffentlicht unter https://www.bundesnetz-
agentur.de/datennutzungsgesetz.

Data Governance Act

Der Data Governance Act (DGA) ist eine der zent-
ralen Säulen der europäischen Datenstrategie. Er 
ist am 23. Juni 2022 als EU-Verordnung in Kraft 
getreten und gilt in allen Mitgliedstaaten ab dem 
24. September 2023. Der DGA ist ein sektorüber-
greifendes Regulierungsinstrument und zielt dar-
auf ab, dass insgesamt mehr Daten zur Verfügung 
gestellt, mit Vertrauen geteilt und technisch ein-
fach wiederverwendet werden können. Die neu 
geschaffenen Regeln sollen Hemmnisse bezüg-
lich des Datenaustauschs senken, damit die bis-
lang ungenutzten Potenziale der Datenwirtschaft 
gehoben werden können.

Vor diesem Hintergrund regelt der DGA im Kern 
vier Themenbereiche. Erstens werden Regeln für 
die Weiterverwendung von geschützten Daten, 
die im Besitz öffentlicher Stellen sind, vorgege-
ben. Zweitens wird ein Anmelde- und Aufsichts-
verfahren für die Erbringung von Diensten durch 
sogenannte Datenintermediäre eingerichtet. 
Drittens wird ein Rahmen für die freiwillige Ein-
tragung von Einrichtungen, die für altruistische 
Zwecke zur Verfügung gestellte Daten sammeln 
und verarbeiten (sog. datenaltruistische Organi-
sationen), geschaffen. Viertens wird ein Europäi-
scher Dateninnovationsrat eingerichtet.

Der DGA sieht vor, dass eine oder mehrere Be-
hörden die Aufgaben zur Überwachung und 
Durchsetzung des DGA übernehmen. Die kon-
krete Zuständigkeitsverteilung wird im Rahmen 
der nationalen Umsetzung durch den Gesetzge-
ber festgelegt. Die Bundesnetzagentur setzt sich 
bereits seit vielen Jahren intensiv mit verschiede-
nen datenregulatorischen Fragestellungen ausei-
nander und nimmt seit dem Jahr 2022 etwa auch 
Aufsichtsaufgaben aus dem Datennutzungsge-
setz wahr. 
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Nachhaltigkeit und  
Digitalisierung

Angesichts der stark wachsenden Bedeutung des 
Themas ökologische Nachhaltigkeit sowohl im 
nationalen als auch im internationalen Kontext, 
befasst sich die Bundesnetzagentur verstärkt mit 
der Frage, welchen Beitrag der Telekommunika-
tionssektor für eine nachhaltige, digitale Trans-
formation von Wirtschaft und Gesellschaft leis-
ten kann.

Dem Telekommunikationssektor kommt hier-
bei eine besondere Rolle zu. Dieser ist Enabler der 
digitalen Transformation und dadurch auch ein 
maßgeblicher Treiber von digitalen, ökologischen 
Nachhaltigkeitslösungen. Vielversprechende 
Potentiale der Digitalisierung ergeben sich bei-
spielsweise bezüglich einer effizienteren, ressour-
censchonenderen Herstellung und Nutzung von 
Produkten.

Gleichzeitig kann ein weiteres Fortschreiten der 
Digitalisierung, ohne eine angemessene Berück-
sichtigung von ökologischen Nachhaltigkeits-
aspekten, auch zu einer Verschärfung zahlrei-
cher ökologischer Herausforderungen beitragen 
(bspw. Reboundeffekte). Für die Bewertung der 
ökologischen Auswirkungen ganzer Sektoren 
oder auch nur einzelner Geschäftsmodelle ist 
entscheidend, dass entsprechende Analysewerk-
zeuge zur Verfügung stehen. Ein im zweiten 

Halbjahr 2022 in Auftrag gegebenes Forschungs-
vorhaben soll diesbezüglich erste Ideen und An-
knüpfungspunkte für weitere Diskussionen ent-
wickeln.  Im Fokus der Untersuchung steht die 
Identifizierung geeigneter Indikatoren zur Mes-
sung der ökologischen Nachhaltigkeit von elekt-
ronischer Telekommunikationsinfrastruktur.

Der Bericht kann abgerufen werden: 
www.bundesnetzagentur.de/indikatorenstudie

Darüber hinaus werden die Themenkomplexe 
„Nachhaltigkeit der Digitalisierung“ und „Nach-
haltigkeit durch Digitalisierung“ auch explizit aus 
der Unternehmensperspektive beleuchtet. Dies 
erfolgte beispielsweise im Rahmen einer reprä-
sentativen Umfrage und in verschiedenen Ver-
netzungsformaten gemeinsam mit Akteuren aus 
der Unterstützerlandschaft für die Digitalisierung 
von KMU (siehe Digitalisierung im Mittelstand, 
S. 34)).

Insgesamt sieht die Bundesnetzagentur es als er-
forderlich an, dass die Bereiche Digitalisierung 
und Nachhaltigkeit möglichst zusammengedacht 
werden.

http://www.bundesnetzagentur.de/indikatorenstudie
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Verbraucher- 
schutz und  
-service
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Die Bundesnetzagentur kann Verbraucherinnen und Verbrau-
chern in vielen Fällen sehr konkret helfen. Auch 2022 stand die 
konsequente Verfolgung von unerlaubter Telefonwerbung und 
die Bekämpfung des Missbrauchs von Rufnummern im Fokus 
der Bundesnetzagentur. Die Breitbandmessung der Bundesnetz-
agentur hilft Verbraucherinnen und Verbrauchern beim Nach-
weis einer Minderleistung im Festnetz.

Breitbandmessung 

Die Bundesnetzagentur hat zum siebten Mal de-
taillierte Ergebnisse ihrer Breitbandmessung ver-
öffentlicht (https://breitbandmessung.de/ergeb-
nisse). Die betrachteten Messungen wurden im 
Zeitraum vom 1. Oktober 2021 bis zum 30. Sep-
tember 2022 (siebtes Betriebsjahr) durchgeführt. 
Insgesamt wurden für stationäre Breitbandan-
schlüsse 398.747 und für mobile Breitbandan-
schlüsse 623.581 valide Messungen berücksich-
tigt. 

Bei den stationären Breitbandanschlüssen haben 
über alle Bandbreiteklassen und Anbieter hinweg 
84,4 Prozent der Nutzer mindestens die Hälfte 
der vertraglich vereinbarten maximalen Daten-

übertragungsrate erhalten; bei 42,3 Prozent der 
Nutzer wurde diese voll erreicht oder überschrit-
ten. Erstmalig wurden auch Gigabitanschlüsse 
betrachtet. Ein Vergleich zum Vorjahr, in dem 
ausschließlich Anschlüsse bis unter 500 Mbit/s in 
die Auswertung eingeflossen sind, ist daher nicht 
möglich. 

Bei den mobilen Breitbandanschlüssen lag das 
Verhältnis zwischen tatsächlicher und vereinbar-
ter geschätzter maximaler Datenübertragungs-
rate wieder deutlich unter dem von stationären 
Anschlüssen. Über alle Bandbreiteklassen und 
Anbieter hinweg erhielten 23,2 Prozent der Nut-
zer (2020/2021: 20,1 Prozent) mindestens die 
Hälfte der vertraglich vereinbarten geschätzten 
maximalen Datenübertragungsrate; bei 3,0 Pro-
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zent der Nutzer (2020/2021: 2,6 Prozent) wurde 
diese voll erreicht oder überschritten. Die Ent-
wicklung über die sieben Berichtszeiträume seit 
Start der Breitbandmessung zeigt, dass sich die 
prozentualen Ergebnisse zum dritten Mal in Fol-
ge gegenüber dem Vorjahr verbessert haben. Die 
Ergebnisse der Breitbandmessung hängen davon 
ab, welchen Tarif der Nutzer mit dem Anbieter 
vereinbart hat. Insofern können auf der Grund-
lage der Breitbandmessung keine Aussagen zur 
Versorgungssituation oder Verfügbarkeit von 
breitbandigen Internetzugangsdiensten getroffen 
werden. 

Im Herbst 2022 hat die Bundesnetzagentur Eck-
punkte konsultiert, um Vorgaben für einen Min-
derungsanspruch auch im Mobilfunk zu konkre-
tisieren. Für das Festnetz gelten entsprechende 
Regelungen bereits seit Dezember 2021. Die mit 
dem neuen Telekommunikationsgesetz einge-
führten Verbraucherrechte ermöglichen es, das 
vertraglich vereinbarte Entgelt für ihren Inter-
netzugang zu mindern oder den Vertrag außer-
ordentlich ohne Einhaltung einer Frist zu kündi-
gen.

Breitbandatlas

Der Breitbandatlas wird von der zentralen Infor-
mationsstelle des Bundes (ZIS) der Bundesnetz-
agentur betrieben und ist das zentrale Informa-
tionsmedium zur aktuellen Breitbandversorgung 
in Deutschland für das Festnetz und den Mobil-
funk. Der Breitbandatlas wird regelmäßig aktu-
alisiert und steht allen Interessierten kostenfrei 
zur Verfügung.

Die interaktiven Karten zeigen, welche Band-
breiten und Techniken für die Datenübertra-
gung zur Verfügung stehen. Die Anzeige in der 
Karte kann von ganz Deutschland bis auf Ebene 
eines Orts- bzw. Stadtteils und einer Adresse na-
vigiert werden. Die Breitbandverfügbarkeit wird 
in Prozent der zu versorgenden Haushalte durch 
die Färbung der Rasterzellen dargestellt. Unbe-
siedelte Gebiete ohne Haushalte werden nur in 
der Mobilfunkansicht in der Fläche dargestellt. 
In Ergänzung zur Karte sehen Nutzerinnen und 
Nutzer im Infobereich auf der linken Seite eine 
Zusammenfassung der Einstellungen und Filter 
sowie eine Diagrammdarstellung der prozentua-
len Breitbandverfügbarkeit.
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Die Informationsbestände zum Festnetz wurden 
gemäß einer Bitte des BMDV 2022 erstmals durch 
die Bundesnetzagentur erhoben. Die Validie-
rung, Verarbeitung und Bereitstellung der Infor-
mationsbestände erfolgte durch die Mobilfunk-
infrastrukturgesellschaft mbH (MIG). Zukünftig 
nimmt die Bundesnetzagentur die Aufgaben der 
zentralen Informationsstelle des Bundes wahr.

Mit Inkrafttreten des neuen Telekommunika-
tionsgesetzes zum 1. Dezember 2021 wurde erst-
mals eine gesetzliche Grundlage zur Lieferung 
von Informationen über den Breitbandausbau 
geschaffen. Dem Breitbandatlas liegen seitdem 
Festnetz-Datenlieferungen von ca. 290 Telekom-
munikationsunternehmen zugrunde. Zusätzlich 
werden die von den Mobilfunknetzbetreibern er-
hobenen Versorgungsdaten halbjährig über die 
Mobilfunk-Netzabdeckung abgebildet. Die Ver-
sorgungsdaten werden nach den gleichen Vorga-
ben wie für das Mobilfunk-Monitoring erhoben.

Frühere Datenbereitstellungen an die vorherigen 
Betreiber des Breitbandatlas erfolgten auf freiwil-
liger Basis. Die Datenerhebung erfolgt seit 2022 
erstmals adressgenau und umfasst eine größere 
Zahl an Telekommunikationsunternehmen. Da-
rüber hinaus sind die Anforderungen an die Da-
tenlieferungen spezifiziert worden und weichen 
zum Teil von den bisherigen erfassten Standards 
ab.

Die Darstellung der Breitbandverfügbarkeit er-
folgt zur Wahrung der Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse der Unternehmen nicht adress-
genau, sondern auf Basis der Versorgung in 
Rasterzellen mit einer Größe von 100x100 Me-
tern. Die Verfügbarkeitsdaten können getrennt 
nach Festnetz und Mobilfunk mit den jeweiligen 
unterschiedlichen Übertragungstechnologien be-
trachtet werden. 

Kundenschutz

Kundinnen und Kunden eines Anbieters von 
Telekommunikationsdiensten wenden sich in 
erster Linie dann hilfesuchend an die Bundes-
netzagentur, wenn sie ihr Anliegen mit ihrem 
Anbieter nicht direkt klären konnten. Die Ein-
gaben werden als Anfragen beziehungsweise Be-
schwerden bearbeitet. Davon gesondert zu sehen 
sind die Anträge auf Schlichtung, die von einer 
besonderen Schlichtungsstelle der Bundesnetz-
agentur angenommen werden. 

Die Bundesnetzagentur wertet die Anfragen und 
Beschwerden nach Themenbereichen aus: Insge-
samt waren 2022 ca. 25.700 Anliegen zu verzeich-
nen. Bei über der Hälfte der Anliegen ging es 
um den Themenbereich Versorgungsstörungen. 
Thematisch verteilten sich die Anliegen im Jahr 
2022 auf die folgenden Schwerpunkte: ca. 34 Pro-
zent Entstörung und Internetgeschwindigkeit, 
ca. 18 Prozent Anbieterwechsel, Rufnummern-
mitnahme und Umzug. Rund 17 Prozent bezogen 
sich auf weitere Versorgungsfragen, dabei ging 
es vorrangig um Fragen der Grundversorgung 
und des Breitbandausbaus, ca. vier Prozent betra-
fen Rechnungsfragen und 17 Prozent ein breites 
Spektrum sonstiger Vertragsfragen wie zum Bei-
spiel Fragen zur Laufzeit von Verträgen. 
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Anliegen im Bereich Kundenschutz in 2022

Entstörung und Internetgeschwindigkeit

Versorgung (Grundversorgung, Breitbandausbau, 
Netzzugang, sonstige Versorgung)

Vertrag und Rechnung
Anbieterwechsel, Umzug und Rufnummernmitnahme

Sonstige Anliegen (Bsp. Geoblocking, Funkfrequenzen)

in Prozent

10

34

18

21

17

Die Bundesnetzagentur kann anhand der Einzel-
beschwerden überprüfen, ob die Anbieter mög-
licherweise gegen telekommunikationsrecht-
liche Verpflichtungen verstoßen, insbesondere 
gegen die Regelungen des Kundenschutzteils im 
Telekommunikationsgesetz. Soweit die Anliegen 
schlüssig begründet sind, bittet die Bundesnetz-
agentur die beteiligten Anbieter um eine noch-
malige Prüfung des Einzelfalls. Eine Rechtsbera-
tung erfolgt nicht. Die Bundesnetzagentur setzt 
keine einzelnen Sonderkündigungs-, Minde-
rungsrechte oder Geldansprüche durch. Um eine 
gütliche Einigung mit dem Anbieter zu erreichen, 
besteht die Möglichkeit, bei der Bundesnetzagen-
tur einen Schlichtungsantrag zu stellen.

Versorgungsstörungen

Zu den Arbeitsschwerpunkten der Bundesnetz-
agentur gehört es, sicherzustellen, dass Anbieter 
Versorgungsstörungen so schnell wie möglich 
beseitigen. Im Einzelnen betrifft dies die Themen 
Anbieterwechsel, Rufnummernmitnahme, Um-
zug, Entstörung und Internetgeschwindigkeit.

Die Anbieter sind bei einem Anbieterwechsel 
verpflichtet, die bei der Bundesnetzagentur ein-
gehenden Beschwerden zu ungewollten, mehr-
tägigen Versorgungsunterbrechungen inner-
halb kurzer Fristen zu klären, mit dem Ziel der 
schnellstmöglichen Wiederversorgung. Dies be-
traf im Jahr 2022 1.138 Fälle, einschließlich Ruf-
nummernmitnahmen. Nur in wenigen Fällen, 
insbesondere bei der Rückabwicklung von Anbie-
terwechseln, waren Abhilfeverlangen nach dem 
neuen Telekommunikationsgesetz erforderlich. 
Von der Möglichkeit, Anordnungen zu erlassen 
sowie Zwangs- oder Bußgelder zu verhängen, 
musste im Berichtsjahr kein Gebrauch gemacht 
werden.

Bei den Themen Entstörung und Internetge-
schwindigkeit gingen bei der Bundesnetzagentur 
wöchentlich ca. 170 Anfragen und Beschwerden 
ein. Die bewährten Prozessstrukturen des für 
den Anbieterwechsel festgelegten Beschwerde-
verfahrens konnten auf die Bereiche Entstörung 
und Internetgeschwindigkeit übertragen werden. 
Die Anbieter kooperierten hier ganz überwie-
gend sehr gut. Primär geht es darum, sicherzu-
stellen, dass Anbieter Versorgungsstörungen im 
laufenden Betrieb, wie zum Beispiel Totalausfälle 
oder periodische Abbrüche, unverzüglich besei-
tigen. Auch bei erheblichen Abweichungen der 
tatsächlich gemessenen von den vertraglich ver-
einbarten Internetgeschwindigkeiten sind in Ein-
zelfällen technische Maßnahmen der Anbieter 
möglich, um für eine Abhilfe zu sorgen.
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Zu beobachten ist, dass Verbraucherinnen und 
Verbraucher vor allem dann Verständnis für eine 
längere Entstörungsdauer zeigen, wenn sie vom 
Anbieter möglichst offen und genau über die ein-
geleiteten Maßnahmen, einschließlich über Maß-
nahmen der Ursachensuche, sowie über die vor-
aussichtliche Störungsdauer informiert werden. 

Soweit technische Maßnahmen des Anbieters in-
nerhalb von zwei Kalendertagen nach Eingang 
der Störungsmeldung nicht oder nur teilwei-
se erfolgreich sind, lassen sich unterschiedliche 
Verhaltensweisen der Anbieter beobachten: Um 
einen längeren Ausfall eines Dienstes auszuglei-
chen und somit eine Entschädigungszahlung zu 
vermeiden, sind ausreichende Übergangsver-
sorgungen statthaft, wie etwa die befristete Ein-
richtung einer Mobilfunkversorgung ohne eine 
Volumenbegrenzung als Ersatz für einen lei-
tungsgebundenen Anschluss. Andere Anbieter 
wählen dagegen den Weg der Entschädigung. 
Mitunter sind auch ordentliche Kündigungen des 
Anbieters zu beobachten, um dauerhafte finan-
zielle Einbußen zu vermeiden. 

Bei erheblichen Abweichungen der Internet-
geschwindigkeit haben die Anbieter für die Be-
stimmung der Minderungshöhe unterschiedliche 

Berechnungsmethoden entwickelt. Den Hinter-
grund dafür bildet der Umstand, dass bei Fest-
netzprodukten drei verschiedene vertragliche 
Leistungsparameter sowohl bei den Download- 
als auch bei den Uploadwerten von Bedeutung 
sein können: Die maximale, die normalerweise 
und die minimale zur Verfügung stehende Inter-
netgeschwindigkeit. Die Abweichung zur be-
worbenen Maximalgeschwindigkeit bietet somit 
möglicherweise nur eine erste Orientierung für 
die Bestimmung der Minderungshöhe im Einzel-
fall. 

Verfolgung unerlaubter  
Telefonwerbung

Auch im Jahr 2022 stand die konsequente Ver-
folgung von unerlaubter Telefonwerbung und 
Rufnummernunterdrückung im Fokus der Bun-
desnetzagentur, da nach wie vor jährlich Tau-
sende Verbraucherinnen und Verbraucher un-
gewollt Opfer derartiger Belästigungen werden. 
Obwohl Werbeanrufe, die ohne vorherige aus-
drückliche Einwilligung von Verbraucherinnen 
und Verbrauchern erfolgen, gesetzlich verboten 
sind, erreichten die Bundesnetzagentur im Jahr 
2022 insgesamt 64.704 entsprechende schriftliche 

Schriftliche Beschwerden und Anfragen

155.868

30.4231

2011

29.264

2012

33.147

2013

26.226

2014

24.455

2015

29.298

2016

57.426

2017

62.247

2018

54.242

2019

63.273

2020

79.702

2021

64.704

2022
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Beschwerden. Somit liegt diese Zahl zwar rund 
19 Prozent hinter der Beschwerdeanzahl des 
Vorjahres, stellt aber dennoch die zweithöchs-
te Anzahl an Beschwerden dar, die die Bundes-
netzagentur bisher in einem Jahr zu verzeichnen 
hatte.

Was die Beschwerdethemen betrifft, wurden der 
Bundesnetzagentur im Berichtsjahr am häufigs-
ten Werbeanrufe angezeigt, in denen für Energie-
versorgungverträge und Gewinnspiele geworben 
wurde. Daneben stellten aber auch Finanz- und 
Versicherungsprodukte sowie Bauprodukte häu-
fige Beschwerdethemen dar.

Besonders groß ist für Betroffene die Gefahr, 
durch offensive Verkaufstaktiken und unlaute-
re, bewusst irreführende Tricks am Telefon, bei-
spielsweise durch „untergeschobene“ Verträge, 
schlichtweg überrumpelt zu werden. So berich-
teten in diesem Jahr besonders viele Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, dass Werbeanrufer 
sie unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zum 
Abschluss eines Energieversorgungsvertrages 
bewegen wollten. Um dabei das Vertrauen der 
Angerufenen zu gewinnen, gaben sich die An-
rufer beispielsweise als Energieberater unabhän-
giger Vergleichsportale, als Vertreter des aktuel-
len Stromanbieters oder als Behördenvertreter 
aus. Im Rahmen dieses Geschäftsmodells gaben 
die Anrufer teilweise vor, über eine anstehen-
de Preiserhöhung informieren zu wollen. Dabei 
setzten sie die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher mit der Behauptung, ein besonders attrakti-
ves Angebot sei nur bei Abschluss eines Vertrages 
am selben Tag gültig, unter Druck. Teilweise wur-
den die Betroffenen auch zur Angabe persönli-
cher Daten, u. a. zur Angabe der Zählernummer 
und des Zählerstandes aufgefordert, sodass es 
den Anrufern möglich war, gegen den Willen der 
Betroffenen einen Lieferantenwechsel zu veran-
lassen. 

Die Bundesnetzagentur hat im Berichtsjahr ge-
gen zahlreiche Unternehmen Ermittlungsmaß-
nahmen eingeleitet und insgesamt neun Buß-
geldbescheide erlassen. Die Gesamtsumme der 
dabei festgesetzten Bußgelder beläuft sich auf 
rund 1,15 Mio. Euro. Da gegen einen Teil die-
ser Bußgeldbescheide jedoch Einspruch einge-
legt wurde, sind noch nicht alle dieser Verfahren 
rechtskräftig abgeschlossen. 

Seit dem 30. November 2022 steht Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern im Verbraucherpor-
tal auf der Internetseite der Bundesnetzagentur 
das neugestaltete E-Formular zur Verfügung, mit 
dem eine Beschwerde zu einem erhaltenen uner-
laubten Werbeanruf nun noch effizienter einge-
reicht werden kann. Das neugestaltete Beschwer-
deformular begleitet Verbraucherinnen und 
Verbraucher Schritt für Schritt durch den Einga-
beprozess und bietet durch die konkret gestellten 
Fragen Gewähr dafür, dass die für die Verfolgung 
eines unerlaubten Telefonanrufs erforderlichen 
Daten vollständig erfasst werden. Ferner erhal-
ten Verbraucherinnen und Verbraucher aktuelle 
Informationen rund um das Thema „Unerlaubte 
Telefonwerbung“, Angaben dazu, wie sie Beweise 
sichern und sich wirksam wehren können, sowie 
Hinweise zum behördlichen Verfahren. 

Neben ihrer Verfolgungstätigkeit hat die Bundes-
netzagentur am 7. Juli 2022 Auslegungshinweise 
zu § 7a UWG veröffentlicht. § 7a UWG verpflich-
tet die werbetreibenden Unternehmen dazu, 
Telefon-Werbeeinwilligungen in angemessener 
Form zu dokumentieren und aufzubewahren 
und soll unter anderem eine effizientere Verfol-
gung von unerlaubter Telefonwerbung ermög-
lichen. Die Bundesnetzagentur kommt mit der 
Veröffentlichung der Auslegungshinweise ihrem 
Auftrag aus dem Gesetz für faire Verbraucher-
verträge nach. Sie dienen insbesondere dazu, 
werbetreibende Unternehmen über die behörd-
liche Verfahrensweise auf Grundlage der neuen 
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Rechtslage zu informieren und ihnen ein Inst-
rument an die Hand zu geben, um ihre Rechts-
pflichten rechtskonform und praxisgerecht um-
zusetzen. Im Vorfeld der Veröffentlichung hatte 
die Bundesnetzagentur eine Entwurfsfassung ih-
rer Auslegungshinweise zur öffentlichen Konsul-
tation gestellt, um betroffene und geschützte Be-
lange der Marktbeteiligten möglichst umfassend 
berücksichtigen zu können. 

In den Auslegungshinweisen stellt die Bun-
desnetzagentur zunächst den Kreis der doku-
mentationspflichtigen Unternehmen dar und 
beschreibt u. a. den Umfang der Dokumenta-
tionspflicht und der Aufbewahrungspflicht. 
Berücksichtigt werden dabei insbesondere 
markttypische Vertragsverhältnisse zwischen 
Auftraggebern von Werbeanrufen und Call-
centerdienstleistern. Abschließend behandeln 
die Auslegungshinweise die Folgen eines Ver-
stoßes gegen die Dokumentations- und Aufbe-
wahrungspflicht sowie die Reichweite der Vor-
lagepflicht gegenüber der Bundesnetzagentur. 
Verstöße gegen die Dokumentationspflicht kön-
nen künftig mit einem gesonderten Bußgeld von 
bis zu 50.000 EUR geahndet werden.

Die Bundesnetzagentur hat im Berichtsjahr be-
reits im Rahmen laufender Bußgeldverfahren 
Unternehmen dazu aufgefordert, der Dokumen-
tationspflicht nachzukommen und Einwilli-
gungsnachweise vorzulegen.

Bekämpfung des Rufnummern-
missbrauchs

Die Bundesnetzagentur ist als Aufsichtsbehör-
de für die Bekämpfung des Missbrauchs von 
Rufnummern zuständig. Geahndet werden jeg-
liche Verstöße bei der Nummernnutzung. Im 
Fokus stehen dabei regelmäßig Verstöße gegen 
die verbraucherschützenden Vorschriften des 
TKG sowie des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG). Betroffene werden mit un-
terschiedlichsten Maßnahmen vor Belästigungen 
und finanziellen Schäden geschützt. 

Im Jahr 2022 gingen bei der Bundesnetzagentur 
insgesamt 150.363 schriftliche Beschwerden und 
Anfragen zu Rufnummernmissbrauch ein. Der 
Beschwerdeeingang bleibt damit auf konstant 
hohem Niveau. Zusätzlich zu den schriftlichen 
Beschwerden hat die Bundesnetzagentur 18.561 
telefonische Anfragen und Beschwerden zu Ruf-
nummernmissbrauch und unerlaubter Telefon-
werbung erhalten. 

Verbraucher und Verbraucherinnen werden 
durch die Bundesnetzagentur unter anderem 
vor unerwünschten Werbemitteilungen, telefo-
nischen Belästigungen, kostenpflichtigen Warte-
schleifen sowie vor unzulässigen Abrechnungen 
von Drittanbieterdiensten und Abonnements 
geschützt. Zur Ahndung der zugrundeliegenden 
Verstöße wurden 1.150 Verwaltungsverfahren 
eingeleitet. In diesem Rahmen wurde die Ab-
schaltung von insgesamt 1.446 Rufnummern an-
geordnet. 3.697 Rufnummern waren Gegenstand 
von Rechnungslegungs- und Inkassierungsver-
boten. Alle Maßnahmen werden fortlaufend in 
einer Maßnahmenliste veröffentlicht  
(www.bundesnetzagentur.de/Massnahmenliste).

http://www.bundesnetzagentur.de/Massnahmenliste
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Schriftliche Beschwerden und Anfragen

155.868 150.363

20222021

125.538

2019

91.981

2020

Anteil der Themen an Gesamtbeschwerden
in Prozent 

2,5

Belästigende Anrufversuche - Telefonie-Dialer

Fax-Spam
SMS-Spam
Bandansage
Rufnummernmanipulation
Andere (z. B. Preisansage, Preisangabe, 
Hacking, E-Mail-Spam, unklare Anrufversuche, etc.)

Ping-Anrufe

10

25

12

39

5,5

6

Belästigendes Anrufverhalten

Im Berichtzeitraum gingen insgesamt 38.096 Be-
schwerden über belästigendes Anrufverhalten 
bei der Bundesnetzagentur ein. Oftmals liegen 
den Beschwerden Anrufversuche zugrunde, bei 
denen sich trotz stehender Verbindung niemand 
auf der Gegenseite meldet oder die mehrfach pro 
Tag erfolgen, ohne dass im weiteren Verlauf ein 
Telefongespräch tatsächlich zustande kommt. 
Zurückzuführen ist dies regelmäßig auf den Ein-
satz von Steuerungssoftware (sog. Telefonie-Dia-
ler) im Bereich Telemarketing durch Callcenter. 

Der Einsatz und die Konfiguration von Steue-
rungssoftware sowie das Anrufverhalten von 
Callcentern an sich sind gesetzlich nicht geregelt. 
Abhängig von der Konfiguration der Steuerungs-
software kann es zu einer erheblichen Belästi-
gung der Angerufenen kommen, die als Verstoß 
gegen § 7 Abs. 1 UWG zu werten ist. In derartigen 
Fällen kann die Bundesnetzagentur Maßnahmen 
gemäß § 123 Abs. 1 und Abs. 4 TKG ergreifen, wie 
etwa Rügen, Abmahnungen und Anordnungen 
zur Abschaltung der Rufnummer des Callcenters. 
Dazu ist die Bundesnetzagentur im Vorfeld auf 
möglichst detaillierte Beschwerden über die be-
lästigenden Anrufversuche angewiesen. 

Derartiges Anrufverhalten ist bußgeldbewehrter 
Telefonwerbung vorgelagert und kann bußgeld-
rechtlich als Versuchstat nicht verfolgt werden. 
Beschwerden über belästigendes Anrufverhalten 
werden daher bei der Bundesnetzagentur geson-
dert von Beschwerden über Telefonwerbung er-
fasst und statistisch getrennt ausgewiesen.

Im Jahr 2022 wurden 40 Rügen ausgesprochen. 
Im Rahmen des Rügeverfahrens werden Unter-
nehmen frühzeitig auf eingehende Beschwerden 
zum Anrufverhalten aufmerksam gemacht, um 
ihr Anrufverhalten entsprechend zu ändern.
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Hacking von Routern bzw. Telefonanlagen/ 
Schadsoftware

Die Bundesnetzagentur ist weiterhin umfassend 
gegen Hackingfälle vorgegangen, in denen Drit-
te in rechtswidriger Weise kostenpflichtige Ver-
bindungen über Router oder Telefonanlagen von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern oder sons-
tigen Endkundinnen und Endkunden generieren. 
In diesen Fallkonstellationen werden regelmäßig 
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote 
zum Schutz der betroffenen Endkunden ausge-
sprochen. Durch die Anordnungen ist ein Schutz 
der Endkunden vor finanziellen Schäden ge-
währleistet. Mittels angeordneter Auszahlungs-
verbote können auch die involvierten nationalen 
Telekommunikationsdiensteanbieter in die Lage 
versetzt werden, Ausschüttungen von Terminie-
rungsentgelten dauerhaft zu verhindern. Das 
konsequente Eingreifen der Bundesnetzagentur 
hat dazu geführt, dass zwischenzeitlich Maßnah-
men der Bundesnetzagentur überwiegend auf 
Antrag erlassen werden. Weiterhin werden der 
Bundesnetzagentur die Fälle zumeist von Tele-
kommunikationsdiensteanbietern, teilweise 
von den betroffenen Endkunden, gemeldet. Zur 
Verhinderung entsprechender Fälle wird auch 
branchenseitig weiterhin darauf hingewirkt, Zah-
lungsflüsse zu verhindern und die Früherken-
nung entsprechender Fälle zu verbessern. Ge-
nerelles Ziel ist es, Hackingfälle nachhaltig zu 
unterbinden. Dies kann nur dann gelingen, wenn 
diese für die Verursacher finanziell nicht mehr 
lukrativ sind.

Auch im Jahr 2022 sind bei der Bundesnetzagen-
tur Beschwerden über Auslandsverbindungen 
auf Mobilfunkrechnungen – vorwiegend zu Zie-
len nach Madagaskar, Marokko sowie zu Satel-
litenrufnummern – eingegangen. Nach den Er-
kenntnissen der Bundesnetzagentur wurden 
diese Verbindungen ohne Wissen der Betroffe-

nen unter Beteiligung von Schadsoftware ausge-
löst. Häufig wurden die Betroffenen Endkunden 
bereits durch die Telekommunikationsdienstean-
bieter schadlos gehalten. In Einzelfällen hat die 
Bundesnetzagentur Rechnungslegungs- und In-
kassierungsverbote angeordnet.

Drittanbieter

Drittanbieterdienstleistungen dürfen infolge 
der der von der Bundesnetzagentur im Oktober 
2019 festgelegten Verfahren zum Schutz von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern im Bereich 
des Bezahlens über die Mobilfunkrechnung nur 
unter bestimmten Voraussetzungen abgerechnet 
werden. Hierzu muss entweder eine technische 
Umleitung erfolgen, bei der ein Kunde im Rah-
men des Bezahlvorgangs für eine Drittanbieter-
leistung von der Internetseite des Drittanbieters 
auf eine Internetseite eines Mobilfunkanbieters 
umgeleitet wird (Redirect), oder das Mobilfunk-
unternehmen muss verschiedene festgelegte ver-
braucherschützende Maßnahmen implementiert 
haben (Kombinationsmodell). Das Beschwerde-
niveau ist in diesem Bereich mit insgesamt 214 
Beschwerden erneut vergleichsweise gering. 
Gegenüber dem Vorjahr ist die Beschwerdezahl 
noch einmal deutlich zurückgegangen. Die Bun-
desnetzagentur prüft die eingehenden Beschwer-
den und adressiert Sachverhalte an die jeweiligen 
Mobilfunkanbieter.
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Rufnummernmanipulation

Die Bundesnetzagentur kann aufgrund einer 
neuen Ermächtigungsgrundlage seit dem 1. De-
zember 2021 in Fällen von Rufnummernmanipu-
lation ermitteln. Sie ist befugt, bei den Anbietern, 
die die jeweilige Telefonverbindung realisiert ha-
ben, Auskunft über die Rufnummer, von der der 
Anruf ausging sowie über für die Verfolgung er-
forderliche personenbezogene Daten (wie Name 
und ladungsfähige Anschrift des Nummerninha-
bers) zu verlangen. 

Aufgrund der geltenden Speicherfristen sind Ver-
bindungsdaten allerdings in der Regel nur für ei-
nen kurzen Zeitraum, d. h. für wenige Tage nach 
dem Anruf, überhaupt bei den Telekommunikati-
onsanbietern vorhanden. Aufgrund der vorgege-
benen Speicherfristen werden Verkehrsdaten in 
der Regel nach sieben Tagen gelöscht. 

Die Bundesnetzagentur hat im Jahr 2022 rund 
58.000 Beschwerden zu Anrufen mit manipulier-
ten Rufnummern erhalten. Sie hat in geeigneten 
Fällen umfangreich von der neuen Befugnis Ge-
brauch gemacht und ca. 3.100 Mal bei den Netz-
betreibern innerhalb der Speicherfristen Aus-
kunft über Verbindungsdaten verlangt. Hierbei 
hat sich die Vermutung bestätigt, dass die ganz 
überwiegende Anzahl der Anrufe mit manipu-
lierten Rufnummern über ausländische Net-
ze nach Deutschland geroutet werden. In die-
sen Fällen können die deutschen Netzbetreiber 
die tatsächliche Rufnummer den Verkehrsdaten 
nicht entnehmen, da die Absenderinformatio-
nen bereits gefälscht angeliefert werden. Bei be-
stimmten Missbrauchsszenarien konnte jedoch 
beobachtet werden, dass die Anrufe aus unter-
schiedlichen Netzen nach Deutschland vermit-
telt werden. Durch das Routen über verschiedene 
Netze soll die Aufklärung noch zusätzlich er-
schwert werden, da bei verschiedenen beteilig-

ten Netzen nicht unmittelbar auf ein bestimmtes 
Ursprungsland des Anrufs geschlossen werden 
kann. 

Zum Beispiel erhielt die Bundesnetzagentur 
im Berichtszeitraum eine hohe Anzahl von Be-
schwerden darüber, dass Verbraucherinnen und 
Verbraucher Anrufe im Namen von Europol oder 
anderen vermeintlichen internationalen Polizei-
behörden („Interpol“, „Federal Police“, „FBI“ usw.) 
erhalten haben. Bei Annahme des Anrufs war 
eine Bandansage zu hören und die Angerufenen 
wurden aufgefordert, die Taste „Eins“ auf ihrem 
Telefon zu drücken. Nach Drücken der Taste er-
folgte eine Weiterleitung zu einer Person, die – 
teils in englischer Sprache – zur Herausgabe per-
sönlicher Daten oder zur Überweisung von Geld 
aufforderte.

Als Absenderkennungen der Anrufe wurden 
deutsche Rufnummern (Mobilfunkrufnum-
mern oder Ortsnetzrufnummern) übertragen. 
Diese Rufnummern waren nach Erkenntnissen 
der Bundesnetzagentur manipuliert und wurden 
über das Ausland geroutet, mutmaßlich um die 
Identität der Anrufer zu verschleiern. 

Spätestens seit dem 1. Dezember 2022 muss nun 
sichergestellt werden, dass bei Anrufen, die aus 
ausländischen Netzen in das deutsche öffentli-
che Telekommunikationsnetz übergeben werden, 
keine deutschen Rufnummern als Absender-In-
formationen angezeigt werden. Die Nummern-
anzeige ist in solchen Fällen zu unterdrücken. 
Teilnehmer sollen sich bei Erhalt eines Anrufs 
von einer deutschen Rufnummer wieder darauf 
verlassen können, dass der Anruf vom berechtig-
ten Nummerninhaber erfolgt.
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SMS- und Messenger-Spam

Im Bereich SMS- und Messenger-Spam erreich-
ten die Bundesnetzagentur im Jahr 2022 18.455 
Beschwerden von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern. Im Vergleich zum Vorjahr erhielt die 
Bundesnetzagentur insbesondere deutlich we-
niger Beschwerden zu Nachrichten, in denen die 
Empfänger unter einem Vorwand zum Herunter-
laden von Schadsoftware gebracht werden soll-
ten. 

Insbesondere in der zweiten Jahreshälfte stellte 
die Bundesnetzagentur ein erhöhtes Aufkommen 
von Beschwerden fest, in denen berichtet wird, 
dass ihnen über den Versand von Kurznachrich-
ten eine vermeintliche Steuerrückerstattung, 
etwa des Finanzamts, einer „Steuerbehörde“ oder 
des Bundesministeriums der Finanzen in Aus-
sicht gestellt wurde. Um die „Rückerstattung“ zu 
erhalten, sollten die Betroffenen auf einen mit-
geschickten Link klicken. Die Links führten auf 
Internetseiten, die unter Verwendung der Logos 
bekannter Banken- und Kreditinstitute gestal-
tet waren und auf denen Verbraucherinnen und 
Verbraucher persönliche Daten eingeben soll-
ten. Diese Daten sollten mutmaßlich für miss-
bräuchliche Zwecke verwendet werden. Die Bun-
desnetzagentur hat in diesen Fällen von ihrer 
Möglichkeit der Anordnung von Rufnummern-
abschaltungen gegenüber den Netzbetreibern 
umfangreich Gebrauch gemacht. 

Daneben kommt es weiterhin zur unerlaub-
ten Versendung von SMS-Nachrichten mit rein 
werblichen Inhalten. Wie im vergangenen Jahr 
war auch im diesjährigen Berichtszeitraum eine 
hohe Anzahl von SMS-Spam mit der Bewerbung 
von Reisedienstleistungen zu verzeichnen. 

Bei der Versendung von unverlangten Werbe-
SMS wird gegen Vorschriften des Gesetzes gegen 

den unlauteren Wettbewerb (UWG) verstoßen. 
Teilweise kommt es darüber hinaus auch zu Ver-
stößen gegen Vorschriften des TKG, etwa gegen 
die Preisangabepflicht des § 109 TKG. Die Bun-
desnetzagentur ordnet regelmäßig die Abschal-
tung der Absenderrufnummern sowie ggf. der in 
den Nachrichten beworbenen Kontaktrufnum-
mern an. Durch diese Maßnahme wird sicher-
gestellt, dass der rechtswidrig beworbene Dienst 
nicht mehr erreichbar ist und keine weiteren 
SMS-Kurznachrichten über die Absenderruf-
nummer versendet werden können. Neben der 
umfangreichen Abschaltung von Mobilfunkruf-
nummern hat die Bundesnetzagentur im Jahr 
2022 in zahlreichen Fällen auch die Abschaltung 
von Ortsnetzrufnummern sowie Rufnummern 
für entgeltfreie Telefondienste angeordnet. 

Fax-Spam

Im Jahr 2022 gingen 9.161 Beschwerden im Be-
reich Fax-Spam ein (2021 noch 35.072 Beschwer-
den). Der deutliche Rückgang betraf insbesonde-
re die Beschwerden, die sich auf Fax-Werbung für 
Corona-Tests und Atemschutzmasken bezogen. 
Diese machten im Vorjahr noch einen Großteil 
des Aufkommens aus. Die hiergegen bereits im 
Jahr 2021 ergriffenen und im Jahr 2022 fortge-
setzten Maßnahmen, namentlich Rufnummern-
abschaltungen und zwangsgeldbewehrte Unter-
sagungsverfügungen, haben nachhaltig Wirkung 
gezeigt.

Pop-ups (mit Fehlermeldungen)

Die Bundesnetzagentur hat eingeblendete Ruf-
nummern aus gefälschten (Microsoft-) Warn-
hinweisen (sog. „Pop-ups“) auf dem Computer 
konsequent abgeschaltet. Bei der Masche werden 
Viren- und Softwareprobleme vorgegeben, die 
tatsächlich nicht bestehen. Ziel des Vorgehens ist 
es, dem Nutzer per Ferndiagnose teure, unnötige 
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Reparaturverträge aufzudrängen oder persönli-
che Daten auszuspähen. Die am PC eingeblende-
ten Rufnummern werden regelmäßig unter Nut-
zung falscher Daten registriert. Teilweise werden 
dabei die Daten von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern missbraucht, die zuvor Kontakt mit 
einem angeblichen Support-Mitarbeiter hatten. 
Die Bundesnetzagentur warnt daher regelmäßig 
davor auf Pop-ups mit einem Anruf zu reagieren. 
Offizielle Fehlermeldungen der Microsoft Corpo-
ration enthalten niemals Rufnummern.

Sonstiges

Wie in den vergangenen Jahren erhielt die Bun-
desnetzagentur auch im Berichtszeitraum eine 
hohe Anzahl von Beschwerden, die sich keinem 
der obigen Themen zuordnen lassen. 

So berichteten zahlreiche Verbraucherinnen und 
Verbraucher von dem Erhalt unerwünschter 
Kurznachrichten, die den Anschein erwecken, sie 
wären von einem Angehörigen des Empfängers 
– meist ihren Kindern oder Enkelkindern – ver-
sandt worden, der seit kurzem über eine neue 
Mobilfunkrufnummer verfüge. In den Kurznach-
richten werden die Empfänger zur Überweisung 
von Geldbeträgen aufgefordert, um den angeb-
lichen Absendern aus einer akuten Notlage zu 
helfen. Den Empfängern der Textnachrichten 
werden kurze Fristen von meist wenigen Stun-
den gesetzt, in denen sie eine Zahlung zu leisten 
hätten, um eine nachteilige Situation für ihr ver-
meintliches Familienmitglied zu verhindern. 

Auch wurde die Bundesnetzagentur durch Be-
schwerden auf den Betrieb verschiedener „Fa-
ke-Hotlines“ aufmerksam. Dabei wurde vorge-
täuscht, dass es sich um Hotlines verschiedener 
Fluggesellschaften handele. Die Rufnummern 
wurden auf gefälschten Internetseiten diverser 
Fluggesellschaften beworben. Die angeblichen 

Mitarbeiter der Fluggesellschaften versuchten 
über die falschen Hotlines Personalausweisdaten, 
Kontoverbindungen und Kreditkartendaten zu 
erlangen. Regelmäßig wurden Betroffene dazu 
aufgefordert, eine Software zur Ermöglichung 
von Fernzugriffen herunterzuladen.

Soweit möglich macht die Bundesnetzagentur 
auch in diesen Fällen von der Möglichkeit Ge-
brauch, Maßnahmen zum Schutz der Verbrau-
cher, wie etwa Rufnummernabschaltungen, zu 
erlassen. Im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit 
informiert die Behörde möglichst frühzeitig über 
missbräuchliche Fallkonstellationen und gibt be-
troffenen Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ggf. Handlungsratschläge.

Schlichtung

Die Schlichtungsstelle Telekommunikation der 
Bundesnetzagentur bietet Kundinnen und Kun-
den von Telekommunikationsunternehmen die 
Möglichkeit, Streitigkeiten aus Verträgen über 
Telekommunikationsdienste außergerichtlich 
beizulegen. Das Schlichtungsverfahren ist kos-
tenlos. Sein Ziel ist es, möglichst schnell eine für 
beide Seiten zufriedenstellende Lösung zu errei-
chen. 

Bei der Verbraucherschlichtungsstelle Telekom-
munikation handelt es sich um eine behördliche 
Verbraucherschlichtungsstelle nach dem Ver-
braucherstreitbeilegungsgesetz. Die Schlichtung 
kann grundsätzlich jedoch von allen Endnut-
zerinnen und Endnutzern in Anspruch genom-
men werden. Das sind Nutzerinnen und Nutzer, 
die weder öffentliche Telekommunikationsnetze 
betreiben noch öffentlich zugängliche Telekom-
munikationsdienste erbringen. Einschränkungen 
ergeben sich aber aus einigen telekommunikati-
onsrechtlichen Regelungen. Bevor Endnutzerin-
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nen und Endnutzer einen Schlichtungsantrag 
stellen, müssen sie versucht haben, sich mit dem 
Telekommunikationsunternehmen zu einigen.

Im Jahr 2022 gingen 2.389 Schlichtungsanträge 
bei der Schlichtungsstelle Telekommunikation 
ein. Im Vergleich zum Vorjahr (1.622 Anträge) 
stellt dies eine Zunahme von ca. 47 Prozent dar. 
Außerdem erreichten 765 Anfragen und Hilfeer-
suchen die Schlichtungsstelle, insbesondere mit 
der Nachfrage, ob der vorgetragene Sachverhalt 
in einem Schlichtungsverfahren geklärt werden 
könne. Zur Erhöhung der Antragszahlen dürfte 
wohl wesentlich beigetragen haben, dass das zum 
1. Dezember 2021 in Kraft getretenen neue TKG 
(TKG) neue Kundenschutzregelungen einführte 
und die Medien darüber umfangreich berichte-
ten. 

In der Mehrzahl der Schlichtungsanträge be-
anstandeten die Kundinnen und Kunden der 
Unternehmen, dass vertraglich zugesagte Leis-
tungen nicht eingehalten wurden. Es ging dabei 
unter anderem auch um Streitigkeiten im Zu-
sammenhang mit dem Abschluss oder der Be-
endigung von Verträgen sowie Differenzen zur 
Vertragslaufzeit. Weitere Schwerpunkte bildeten 
Streitfälle, die Störungen, verminderte Daten-
übertragungsraten und Rechnungsbeanstandun-
gen betrafen. Eine Reihe von Schlichtungsan-
trägen bezog sich auf Vertragsstreitigkeiten, die 
nicht nach dem TKG zu beurteilen waren.

Die Schlichtungsstelle bearbeitete 2.351 Verfah-
ren im Jahr 2022 abschließend. In 38 Prozent der 
beendeten Verfahren wurde eine Einigung der 
streitenden Parteien erreicht, größtenteils noch 
vor der Unterbreitung eines Schlichtungsvor-
schlages. Es kommt häufig bereits im laufenden 
Verfahren dazu, dass die Unternehmen ihren 
Kundinnen und Kunden Lösungen anbieten. Die 
von einem Schlichtungsverfahren betroffenen 

Telekommunikationsunternehmen verweigerten 
in 26 Prozent der Fälle die Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren oder die Fortführung des Verfah-
rens, ohne eine Lösung der Streitfrage anzubie-
ten. 19 Prozent der Verfahren endeten, weil die 
Antragstellerinnen und Antragsteller die Anträge 
zurückzogen, zum Beispiel weil sich das Anliegen 
kurzfristig erledigt hatte.

Ergebnisse der Schlichtung 2022
in Prozent (gerundet)

1

Übereinkunft

Antragsgegner lehnt Teilnahme am Verfahren oder 
Fortsetzung des Verfahrens ab

Antragsteller zieht Antrag vor Verfahrenseröffnung 
zurück

Antragsteller zieht Antrag im laufenden Verfahren 
zurück

Antrag von Schlichtungsstelle abgelehnt

Antragssteller und bzw. oder Antragsgegner 
lehnen Schlichtungsvorschlag ab

15

38

4

16

26

In 16 Prozent der im Jahr 2022 abgeschlossenen 
Verfahren hat die Schlichtungsstelle die Schlich-
tungsanträge abgelehnt, weil die Voraussetzun-
gen für die Durchführung eines Schlichtungs-
verfahrens nicht vorlagen. Das sind 11 Prozent 
weniger Ablehnungen als im Vorjahr. Ein Grund 
hierfür dürfte sein, dass die Gesetzesänderung 
die Zuständigkeit der Schlichtungsstelle ab dem 
1. Dezember 2021 erweiterte. Zum einen sind 
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neue Sachverhalte hinzugekommen. Zum an-
deren genügt es nun für die Eröffnung eines 
Schlichtungsverfahrens, dass der Streit einen 
Sachverhalt betrifft, der in Zusammenhang mit 
den in § 68 TKG genannten Regelungen steht. Es 
ist nicht mehr Voraussetzung für die Eröffnung 
eines Schlichtungsverfahrens, dass die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller geltend macht, 
das Telekommunikationsunternehmen habe be-
stimmte kundenschützende Rechte aus dem TKG 
verletzt. 

Weitergehende Informationen veröffentlicht die 
Schlichtungsstelle Telekommunikation jährlich 
in ihrem Tätigkeitsbericht nach dem Verbrau-
cherstreitbeilegungsgesetz auf der Internetseite 
der Bundesnetzagentur.

Roaming

Die Bundesnetzagentur ist in Deutschland für 
die Einhaltung der Roaming-Verordnung und 
somit für die Sicherstellungen des Roam-Like-
At-Home Prinzips zuständig. Zur Sicherung der 
Verbraucherinteressen beobachtet die Bundes-
netzagentur den Markt und die Tariflandschaft 
kontinuierlich, um Verstöße identifizieren und 
die Regelungen durchsetzen zu können. Zum 
1. Juli 2022 ist die Neufassung der Roaming-Ver-
ordnung in Kraft getreten. Mit Blick auf eine ver-
ordnungskonforme Implementierung der neuen 
Regelungen ist die Bundesnetzagentur frühzeitig 
in den Dialog mit den in Deutschland ansässigen 
Roaming-Anbietern getreten. Darüber hinaus hat 
die Bundesnetzagentur insbesondere in Fällen 
nicht verordnungskonformer Anwendungen von 
angemessenen Nutzungsgrenzen Ermittlungen 
durchgeführt und auf eine verordnungskonfor-
me Anpassung hingewirkt.

Intra-EU Kommunikation 

Seit dem 15. Mai 2019 wurden durch EU-Verord-
nung Preisobergrenzen für Sprachverbindungen 
(0,19 Euro/Min netto) und SMS (0,06 Euro/SMS 
netto) von Heimatland (Deutschland) zu ande-
ren Mitgliedstaaten sowie begleitende Regelun-
gen für regulierte Intra-EU Kommunikation ein-
geführt. Seit Inkrafttreten der Preisobergrenzen 
prüft die Bundesnetzagentur kontinuierlich den 
gesamten Markt bestehend aus Mobilfunk- und 
Festnetzanbietern, die Intra-EU-Kommunikation 
anbieten, und schreitet bei Verstößen ein. Im Jahr 
2022 wurde ein Verstoß beanstandet. Ein Anbie-
ter hat die Preisobergrenzen für Slowenien und 
Nordirland nicht eingehalten. Die Preise wurden 
nach Intervention der Bundesnetzagentur ange-
passt.

Geoblocking 

Die Geoblocking-Verordnung (EU 2018/302) ist 
Teil der Strategie der Europäischen Union zur 
Verwirklichung eines einheitlichen digitalen Bin-
nenmarktes. Ziel der Geoblocking-Regelungen 
ist es, ungerechtfertigte Diskriminierungen im 
grenzüberschreitenden Geschäftsverkehr inner-
halb der EU zwischen Anbietern und Kunden 
aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsit-
zes oder des Ortes der Niederlassung der Kunden 
im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren 
und der Erbringung von Dienstleistungen zu ver-
hindern. Die zentralen Bestimmungen der Geo-
blocking-Verordnung, die sowohl für den On-
line- als auch für den stationären Handel gelten, 
betreffen den Zugang zu Online-Benutzerober-
flächen, die Gleichbehandlung beim Erwerb bzw. 
beim Zugang zu Waren und Dienstleistungen 
sowie die Gleichbehandlung bei Zahlungsbe-
dingungen. Ausgenommen vom Anwendungs-
bereich der Geoblocking-Verordnung sind u.a. 
audiovisuelle Dienste, Gesundheits-, Finanz-, 
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Telekommunikations- und Verkehrsdienstleis-
tungen. Nicht umfasst ist auch der Zugang zu 
elektronisch erbrachten Dienstleistungen, deren 
Hauptmerkmal die Bereitstellung von urheber-
rechtlich geschützten Werken oder sonstigen 
Schutzgegenständen oder deren Nutzung ist. Bei 
Warenkäufen kann der Kunde zudem keine Lie-
ferung außerhalb des Tätigkeitsgebietes des An-
bieters verlangen. Über das Verbraucherportal 
der Bundesnetzagentur und das Bundesportal 
können Verbraucher online Beschwerden an die 
Bundesnetzagentur herantragen. Im Jahr 2022 
wurden 130 Fälle gemeldet. Ein Großteil der Be-
schwerden betrifft Bestellungen von Elektronik-
geräten, Medieninhalten und Bekleidung.

Die Bundesnetzagentur hat im Jahr 2022 mit der 
Europäischen Kommission, den zuständigen na-
tionalen Geoblocking-Behörden der anderen 
EU-Länder im Rahmen des sog. CPC-Verfahrens 
und mit dem Europäischen Verbraucherzentrum 
Deutschland (EVZ) intensiv zusammengearbeitet.

Anfragen und Beschwerden zum Geoblocking
in Prozent

Sonstiges

IKT Dienstleistungen

Medien

Accessoires

Anfragen

Kleidung

Elektronik 15

14

12

9

9

8

5

5

5

4

4

4

6

Haushaltswaren

Tickets

Lebensmittel

Sportartikel

Automotive

Versanddienstleistungen

Vermittlungsdienst für gehörlose 
und hörgeschädigte Menschen

Der Vermittlungsdienst gewährleistet gehörlosen 
und hörbehinderten Menschen einen barriere-
freien telefonischen Kontakt zu hörenden Men-
schen. Hierfür bauen sie über einen PC, ein Tablet 
oder ein Smartphone eine Video- oder Daten-
verbindung zu einem Gebärdensprachdolmet-
schenden oder einem Schriftdolmetschenden 
des Vermittlungsdienstes auf. Diese rufen die ge-
wünschte Person an und übersetzen die empfan-
gene Mitteilung in Lautsprache. Andersherum 
übermittelt sie den Wortinhalt der hörenden Per-
son in Gebärden oder Schriftsprache. So ermög-
licht der Vermittlungsdienst, dass gehörlose und 
hörbehinderte Menschen Telefongespräche füh-
ren können. 

Im Jahr 2022 ermittelte die Bundesnetzagentur 
den Bedarf des Vermittlungsdienstes für das Jahr 
2023 und legte diesen in einer Verfügung fest. 
Dabei setzte sie die gesetzlichen Änderungen auf-
grund des am 1. Dezember 2021 in Kraft getrete-
nen neuen TKG um. So legte sie eine Grenze fest, 
bis zu welcher die Inanspruchnahme des Ver-
mittlungsdienstes für die Nutzenden kostenfrei 
ist. Diese Grenze liegt bei zunächst 30 Minuten 
im Monat. Außerdem beschrieb sie die Anforde-
rungen, die der Dienst erfüllen muss, wenn dieser 
für Notrufverbindungen genutzt wird.

Die Bundesnetzagentur hat die Tess - Sign & 
Script - Relay Dienste für hörgeschädigte Men-
schen GmbH beauftragt, den Vermittlungsdienst 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 
zu erbringen. 

Außerdem hat die Bundesnetzagentur die erfor-
derlichen Maßnahmen getroffen, um die Finan-
zierung des Vermittlungsdienstes im Jahr 2023 
sicherzustellen. Insbesondere hat sie die von An-
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bietern von Sprachkommunikationsdiensten zu 
tragenden Kostenanteile bestimmt.

Störungsbearbeitung,  
Prüf- und Messdienst

Ein wichtiger Beitrag zum Verbraucherschutz 
wird von der Bundesnetzagentur durch die 
Funkstörungsbearbeitung im Prüf- und Mess-
dienst geleistet. Im Jahr 2022 wurden über 2.800 
Funkstörungen und elektromagnetische Unver-
träglichkeiten durch den Prüf- und Messdienst 
vor Ort aufgeklärt und beseitigt. Davon waren 
in über 1.600 Fällen direkte Verbraucherbelange 
von Bürgerinnen und Bürgern, wie beim Rund-
funkempfang, bei WLAN-Netzen oder im Mobil-
funk betroffen. Zudem wurden alltägliche Funk-
anwendungen in Haushalten, wie Funkkopfhörer 
oder Funkgaragentorsteuerungen genauso wie 
elektromagnetische Beeinträchtigungen von 
DSL-Anschlüssen bearbeitet.

Bei der Störungsannahme des Prüf- und Mess-
dienstes wurden hierzu über 55.000 Anrufe re-
gistriert und über 15.000 Beratungsgespräche 
geführt, aus denen die o.g. Störungsmengen her-
vorgegangen sind.

Um neben den verbraucherrelevanten Störun-
gen insbesondere auch den störungsfreien Be-
trieb der sicherheitsrelevanten Funk- und Tele-
kommunikationsdienste, wie den Flugfunk, den 
BOS-Funk (Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben) und den See- und Binnen-
schifffahrtsfunk gewährleisten zu können, ist die 
Störungsannahme rund um die Uhr erreichbar 
und der Prüf- und Messdienst ständig einsatzbe-
reit. Hierzu wird bundesweit Messpersonal mit 
Messfahrzeugen an 19 Standorten eingesetzt. 

Verbraucherrelevante Funkdienste

Mobilfunk-
Verbrau-

cher

FlugfunkBOS Mobilfunk- 
Provider

Betriebs-
funk

WLAN, 
WIMAX, 

Bluetooth, 
DECT- 

Telefone

Short 
Range 

Devices

Amateur-
funk

leiter- 
gebundene 
TK-Netze, 
inkl. DSL

Rundfunk Sonstige 
Störungen

669

436

290

207

75 83
123

143 164

317 312

Störungsmengen nach Themenbereichen 2022
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Mit seiner Erreichbarkeit und Struktur leistet der 
Prüf- und Messdienst einen wichtigen Beitrag 
für eine effiziente und störungsfreie Nutzung des 
Frequenzspektrums und der Aufrechterhaltung 
der kritischen Infrastruktur.

Der Service der Funkstörungsbearbeitung kann 
von Institutionen, Unternehmen und Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern gebührenfrei in 
Anspruch genommen werden. Dies gilt auch für 
Verursacher von Funkstörungen, insofern die 
Störungen unverschuldet verursacht wurden

Einführung der Rufnummer  
116 016 für eine Hotline  
„Gewalt gegen Frauen“

Die Bundesnetzagentur hat im Dezember 2022 
dem Bundesamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben (BAFzA) die Rufnummer 
116 016 für eine Beratungs-Hotline zum Thema 
„Gewalt gegen Frauen“ zugeteilt. Die Rufnummer 
kann als Teilnehmerrufnummer vorwahlfrei in 
allen 5.400 Ortsnetzbereichen, als nationale Ruf-
nummer auch aus dem Ausland und als Mobil-
funk-Kurzwahlnummer in allen deutschen Mo-
bilfunknetzen eingesetzt werden.

Die Zuteilung wurde möglich, weil die EU-Kom-
mission die 116 016 in die Liste der EU-weit 
reservierten Rufnummern für harmonisierte 
Dienste von sozialem Wert (HDSW) aufgenom-
men hat. Die Initiative zur Einführung einer 
europaweit einheitlichen Rufnummer für die 
nationalen Hilfetelefon-Angebote bei Gewalt 
gegen Frauen ging von der deutschen EU-Rats-
präsidentschaft aus und wurde von der Bundes-
netzagentur in den maßgeblichen Gremien nach 
Kräften unterstützt.

Auf die bei HDSW vorgesehene öffentliche Aus-
schreibung als Grundlage für die Zuteilung konn-
te im Fall der 116 016 verzichtet werden, weil das 
BAFzA gemäß dem „Gesetz zur Einrichtung und 
zum Betrieb eines bundesweiten Hilfetelefons 
„Gewalt gegen Frauen““ als ausführende Stelle 
verpflichtet ist, dieses Angebot den Zuteilungs-
anforderungen entsprechend zu erbringen. Seit 
2013 nutzt das BAFzA für das Hilfetelefon die 
Rufnummer (0)8000 116 016. Die Hotline kann 
nun auf die europaeinheitliche und merkfähigere 
Rufnummer 116 016 umgestellt werden.
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Entscheidungen, 
Aktivitäten und 
Verfahren
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Gigabit-Grundbuch

Das Gigabit-Grundbuch ist das zentrale Zugangs-
portal für die Bereitstellung relevanter Infor-
mationen zur Planung des Infrastrukturausbaus 
sowie zum aktuellen und künftigen Grad der 
Versorgung im Bereich der Telekommunikation. 
Das Gigabit-Grundbuch bündelt die bestehenden 
Geoinformationssysteme auf der Seite  
gigabitgrundbuch.bund.de in einem Portalauf-
tritt. Damit liegen Daten, Karten und weiterfüh-
rendes Informationsmaterial zu digitalen Inf-
rastrukturen für alle Nutzerinnen und Nutzer 
zentral an einem Ort vor.

Der effiziente Ausbau der digitalen Infrastruktu-
ren benötigt eine gute Datengrundlage, mit de-

ren Hilfe Investitionsentscheidungen vorbereitet, 
Mitnutzungspotenziale identifiziert und wirksa-
me Unterstützungsmaßnahmen des Bundes und 
der Länder geplant werden können. Bürgerinnen 
und Bürger, aber auch die Entscheidungsträge-
rinnen und Entscheidungsträger auf allen Ebe-
nen, profitieren zudem davon, wenn Informatio-
nen zur Breitbandversorgung transparent und 
zielgruppengerecht angeboten werden.

Die heute bestehenden Geoinformationssysteme 
sind die Grundlage für die Integration weiterer 
Datenbestände und Funktionalitäten. Sie werden 
ohne Nutzungsunterbrechung weiterentwickelt, 
um sie auf die zukünftigen Aufgaben vorzuberei-
ten.

Das Gigabit-Grundbuch ist seit Dezember 2022 online. Es ist das 
zentrale Zugangsportal für die Bereitstellung relevanter Infor-
mationen zur Planung des Infrastrukturausbaus sowie zum ak-
tuellen und künftigen Grad der Versorgung. Im Gigabitforum 
werden investitions- und wettbewerbsfördernde Rahmenbe-
dingungen für den beschleunigten Übergang in die Gigabitwelt 
erörtert. In einem Positionspapier hat die Bundesnetzagentur 
zudem eine erste Bewertung zum weiteren Vorgehen zur Bereit-
stellung der auslaufenden Frequenznutzungsrechte skizziert.

http://gigabitgrundbuch.bund.de
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Zentrale Elemente des Gigabit-Grundbuchs sind 
die etablierten Auskunftssysteme Breitbandat-
las und Infrastrukturatlas. Sie werden durch die 
neue Analyseplattform ergänzt.

Der Breitbandatlas ist das zentrale Informations-
medium zur aktuellen Breitbandversorgung in 
Deutschland für das Festnetz und den Mobilfunk. 
Der Breitbandatlas wird regelmäßig aktualisiert 
und steht allen Interessierten kostenfrei zur Ver-
fügung. 

Auch der Infrastrukturatlas ist Bestandteil des 
Gigabit-Grundbuchs. Er ist das zentrale Infor-
mations- und Planungstool für den Gigabit-Aus-
bau in Deutschland. Der Infrastrukturatlas ist im 
TKG geregelt. Er enthält Lagedaten zu Infrastruk-
turen von Netzbetreibern. Diese können Unter-
nehmen, aber auch Bund, Ländern, Kreisen und 
Kommunen im Rahmen des Gigabit-Ausbaus 
zur Verfügung gestellt werden. Damit ist der ISA 
nicht öffentlich zugänglich. Nur berechtigte Nut-
zende haben für einen begrenzten Zeitraum und 
auf Antrag Zugriff. Durch den Infrastrukturatlas 
wird die Planung von Gigabit-Ausbauprojekten 
vereinfacht und beschleunigt. Die Mitnutzung 
bereits vorhandener Einrichtungen senkt zudem 
die Ausbaukosten. Er wird ergänzt durch Infor-
mationen über geplante Baumaßnahmen an öf-
fentlichen Versorgungsnetzen.

Der Infrastrukturatlas verfügt mittlerweile über 
Daten von über 4.000 Eigentümern oder Betrei-
bern öffentlicher Versorgungsnetze. Nach dem 
Inkrafttreten des überarbeiteten TKG am 1. De-
zember 2021 wurden 2022 die Datenlieferungs- 
und Nutzungsbedingungen und die Verpflich-
tungen der Datenlieferanten angepasst.

Die Analyseplattform ist ein zugangsgeschütztes 
Informations- und Analysetool für die öffentli-
che Verwaltung. Sie bietet Entscheidungsträge-
rinnen und Entscheidungsträgern von Bund und 
Ländern Zugang zu detaillierten Informationen 
aus den Bereichen Festnetz- und Mobilfunkver-
sorgung, öffentlicher Förderung und Infrastruk-
turen. Die Plattform erhöht die Transparenz für 
die öffentliche Verwaltung und unterstützt die 
Fähigkeit zur effizienten (öffentlichen) Ausbau-
planung. Die Analyseplattform stellt die Informa-
tionen bedarfsgerecht bereit und wahrt dabei die 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Daten 
liefernden Telekommunikationsunternehmen.

Über das Datenportal Gigabit-Grundbuch sind 
auch weitere Informationsangebote der Bundes-
netzagentur abrufbar. Aktuell wurden bereits das 
Mobilfunk-Monitoring, die Breitbandmessung 
sowie die Funklochkarte integriert.
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Zukünftig wird mit der Planungsplattform ein 
weiterer Baustein hinzutreten, der sich insbe-
sondere an die ausbauenden Unternehmen im 
Telekommunikationsmarkt richtet. Hier wer-
den Informationen zu vorhandenen und geplan-
ten Infrastrukturen hinterlegt sein. Damit lassen 
sich Mitnutzungs- oder Mitverlegungspoten-
ziale heben. Der bestehende Infrastrukturatlas 
der Bundesnetzagentur bildet dafür die Grund-
lage. Informationen zu geeigneten öffentlichen 
Liegenschaften für den Mobilfunkausbau sollen 
hinzukommen, außerdem weitere Funktionen, 
die den Ausbau der Netze beschleunigen können.

In Zukunft soll die Transparenz für am Breit-
bandausbau Beteiligte, insbesondere auch für 
politische Entscheidungsträgerinnen und Ent-
scheidungsträger aller föderalen Ebenen, weiter 
erhöht werden. Im Gigabit-Grundbuch sollen 
sukzessive weitere Datenbestände und Analyse-
möglichkeiten bereitgestellt werden.

Gigabitforum

Im Gigabitforum, das im März 2021 von der Bun-
desnetzagentur eingerichtet wurde, kommen 
Markt, Ministerien und Behörden zusammen 
und diskutieren über investitions- und wettbe-
werbsfördernde Rahmenbedingungen für den 
beschleunigten Übergang in die Gigabitwelt (wei-
tere Informationen unter www.gigabitforum.de). 
Das Gigabitforum wird in der Gigabitstrategie 
der Bundesregierung als die maßgebliche Dia-
logplattform zur Verständigung über gemeinsa-
me Prinzipien, Positionen und Standards für den 
Ausbau von Hochleistungsnetzen und die Migra-
tion von Kupfer- auf Glasfasernetze hervorgeho-
ben.

Kupfer-/Glas-Migration

Mit dem sich beschleunigenden Glasfaseraus-
bau gewinnt das Thema der Kupfer-/Glas-Mi-
gration stetig an Bedeutung. Im Gigabitforum 
werden hierbei relevante Fragestellungen bereits 
frühzeitig und kontinuierlich diskutiert. Für zwei 
speziellere Aspekte wurden Projektgruppen ein-
gerichtet:

• Um auch Geschäftskunden für das Thema der 
Migration frühzeitig zu sensibilisieren, will die 
Projektgruppe „Geschäftskunden“ zunächst 
Fragen und Probleme dieser Kundengruppe 
identifizieren und plant für das zweite Halbjahr 
2023 Workshops für eine vertiefte Diskussion. 
Schließlich sollen Geschäftskunden die Antwor-
ten auf die wichtigsten Fragen zur Verfügung 
gestellt werden.

• Ziel der Projektgruppe „Gebäudeeigentümer“ 
ist die Entwicklung von Maßnahmen, um mög-
lichst alle Gebäude bereits beim erstmaligen 
Glasfaserausbau in einem Gebiet an das neue 
Netz anzuschließen und damit spätere Migra-
tionsprozesse zu beschleunigen. Geplant ist die 
Veröffentlichung von Informationen, die alle 
wesentlichen Fragen der Eigentümerseite be-
antworten können.

Daneben hat das WIK als wissenschaftliche Be-
gleitung des Gigabitforums im Jahr 2022 zwei 
Diskussionsbeiträge erstellt. Ein Beitrag themati-
siert die für eine Migration notwendigen Prozess-
schritte (https://www.wik.org/uploads/media/
WIK_Diskussionsbeitrag_Nr_483.pdf), während 
der andere die Kupfer-/Glas-Migration in Frank-
reich und im Vereinigten Königreich untersucht 
(https://www.wik.org/uploads/media/WIK_Dis-
kussionsbeitrag_Nr_482_01.pdf).

http://www.gigabitforum.de
https://www.wik.org/uploads/media/WIK_Diskussionsbeitrag_Nr_483.pdf
https://www.wik.org/uploads/media/WIK_Diskussionsbeitrag_Nr_483.pdf
https://www.wik.org/uploads/media/WIK_Diskussionsbeitrag_Nr_482_01.pdf
https://www.wik.org/uploads/media/WIK_Diskussionsbeitrag_Nr_482_01.pdf
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Open Access

Ein weiterer Schwerpunkt des Gigabitforums 
liegt auf dem Thema Open Access, der freiwilli-
gen Öffnung von Glasfasernetzen gegenüber an-
deren Anbietern von Internetzugangsdiensten. 
Die im Gigabitforum vertretenen Akteure eint 
das Ziel, den marktverhandelten Open Access für 
alle Glasfasernetze zu erreichen.

Hierzu wurde im Jahr 2022 die Projektgruppe 
„Open Access“ gebildet, die darauf hinwirken soll, 
Vereinbarungen zwischen Unternehmen über 
die Bereitstellung eines Netzzugangs zu verein-
fachen. Um dieses Ziel zu verfolgen, bearbeitet 
die Projektgruppe „Open Access“ einen abgestuf-
ten Arbeitsauftrag mit drei Bestandteilen. Der 
Arbeitsauftrag kann unter www.gigabitforum.de 
in der Rubrik Open Access abgerufen werden. Die 
Projektgruppe beginnt mit einer differenzierten 
Bestandsaufnahme der Erfolgsfaktoren und He-
rausforderungen von Open Access. Hieraus sol-
len in den nächsten Schritten Informationen für 
alle Akteure abgeleitet werden, die ihnen Orien-
tierung für Open-Access-Vereinbarungen geben 
und damit die Möglichkeit für die Senkung von 
Transaktionskosten schaffen.

Parallel hierzu entwickelt der Arbeitskreis 
„Schnittstellen und Prozesse“ eine moderne, auf 
die Bedarfe der Glasfaserwelt angepasste Schnitt-
stellenarchitektur für den Austausch von Zu-
gangsprodukten.

Schließlich ist vorgesehen, sukzessive weitere As-
pekte, wie zum Beispiel die Begleitung von Pilot-
projekten für die Migration von Kupfer- auf Glas-
fasernetze, in den Blick zu nehmen und somit im 
Gigabitforum fortlaufend all diejenigen Frage-
stellungen zu thematisieren, deren konsensori-
entierte Diskussion den Weg zur Schaffung und 
Nutzung zukunftsfähiger digitaler Infrastruktu-
ren beschleunigen kann.

Frequenzregulierung

Mobilfunk-Monitoring

Das Mobilfunk-Monitoring schafft mit einer in-
teraktiven Karte Transparenz über die tatsächli-
che anbieterscharfe Mobilfunkversorgung in der 
Fläche und stellt allen Interessierten unter www.
gigabitgrundbuch.bund.de/GIGA/DE/Mobil-
funkMonitoring/start zielgruppengerecht Infor-
mationen zur Mobilfunkverfügbarkeit bereit. 

Die dafür notwendigen Daten werden nach ein-
heitlichen Vorgaben durch die Bundesnetzagen-
tur quartalsweise von den Netzbetreibern er-
hoben. Die Angaben der Netzbetreiber werden 
von der Bundesnetzagentur mithilfe der Daten 
der Funkloch-App validiert. Um die Qualität der 
Berechnungsmodelle der Betreiber zu überprü-
fen, werden eigene stichprobenhafte Messungen 
durch den Prüf- und Messdienst der Bundesnetz-
agentur herangezogen. Darüber hinaus nutzt die 
Bundesnetzagentur die Hinweise von Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern zu Unstimmigkei-
ten in der Kartendarstellung, um die Qualität der 
Datengrundlagen zu verbessern. Auch im Jahr 
2022 wurde das Online-Portal weiter ausgebaut. 
Auf Grundlage des novellierten TKG (§ 103 Ab-
satz 4 TKG) wurde der Download-Bereich um 
einen ausführlichen Bericht hinsichtlich der Ver-
kehrswegeversorgung mit Mobilfunk (entlang 

http://www.gigabitforum.de
http://www.gigabitgrundbuch.bund.de/GIGA/DE/MobilfunkMonitoring/start
http://www.gigabitgrundbuch.bund.de/GIGA/DE/MobilfunkMonitoring/start
http://www.gigabitgrundbuch.bund.de/GIGA/DE/MobilfunkMonitoring/start


65

von Bundesfernstraßen, des nachgeordneten 
Straßennetzes und der Schienen- und Wasser-
wege) sowie um anbieterspezifische Karten zu 
Verbindungsabbrüchen bei der Sprachtelefonie 
erweitert. Zudem wurde im Juni 2022 erstmals 
ein Mobilfunk-Bericht nach § 103 Absatz 5 TKG 
zur Vorlage an die Ausschüsse für Digitales und 
Verkehr des Deutschen Bundestages erstellt. Der 
Bericht enthält Aussagen über den Zustand der 
Mobilfunkversorgung im Sinne des Mobilfunk-
Monitorings und über den Stand der Erfüllung 
der Nebenbestimmungen im Rahmen der Fre-
quenzzuteilung (Versorgungsauflagen).

Mobilfunknetzabdeckung mit Stand Oktober 
2022

Die aktuelle Auswertung der Daten mit Erhe-
bungsstand von Oktober 2022 zeigt, dass das 
Bundesgebiet summiert über alle Mobilfunknetz-
betreiber nahezu flächendeckend (99,7 Prozent) 
mit 2G versorgt ist. Die 4G-Technologie wird mit 
rund 97 Prozent ebenfalls über so gut wie die 
komplette Fläche des Bundes durch mindestens 
einen Netzbetreiber abgedeckt.  Im Vergleich der 
einzelnen Netzbetreiber zeigt sich, dass sowohl 
die 2G- als auch die 4G-Versorgung jeweils auf ei-
nem sehr hohen Niveau ist.

Entwicklung der 5G-Netzabdeckung

Aus der Datenerhebung von Ende Oktober 2022 
geht hervor, dass aktuell eine Flächenabdeckung 
mit 5G inklusive aller technologischen Ausprä-
gungen in Höhe von rund 79 Prozent verzeichnet 
werden kann. Weiterhin zeigt die Auswertung der 
5G Daten die dynamische Entwicklung der pro-
zentualen Versorgung seit Beginn der erstma-
ligen Datenerhebung im Oktober 2021 und die 
zugrundeliegenden Ausbaustrategien der Netz-
betreiber. Während zu Beginn noch im Wesent-

Telekom Vodafone

5G (inkl. aller technologischen Ausprägungen)

Telefonica

98,8 98,1 95,5
84,9

37,4
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55,6

89,9

4G2G

Technologieabdeckung der Mobilfunknetzbetreiber
in Prozent
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lichen 5G DSS (Dynamic Spectrum Sharing) zum 
Einsatz kam, wird nun verstärkt 5G NSA/SA (Non 
Standalone/Standalone) ausgebaut. Im Gegen-
satz zu 5G DSS profitieren Verbraucher und Ver-
braucherinnen bei NSA/SA von hohen Band-
breiten, die exklusiv nur für 5G genutzt werden 
und höhere Datenraten ermöglichen können. So 
ist bei der technologischen Ausprägung 5G DSS 
lediglich ein Anstieg in Höhe von rund 15 Pro-
zentpunkten seit Oktober 2021 ersichtlich, wäh-
rend bei der Ausprägung NSA/SA ein Zuwachs in 
Höhe von über 61 Prozentpunkten verzeichnet 
werden kann. Konkret werden mit Datenstand 
Oktober 2022 rund 68 Prozent der Bundesfläche 
mit 5G DSS und rund 63Prozent der Fläche mit 
5G NSA/SA versorgt. 

Entwicklung weiße und graue Flecken

Im Vergleich zu Oktober 2021 ist der Anteil an 
weißen Flecken1 mit 2,94 Prozent und grauen 
Flecken2 mit 18,56 Prozent rückläufig. Auch der 
Anteil der Gebiete ohne jedwede Mobilfunkver-

1    nicht mit 4G oder 5G versorgte Flächen
² von mindestens einem, aber nicht allen Netzbetreibern mit 4G oder 5G versorgte 

Flächen

sorgung (Funklöcher) ist leicht gesunken und be-
trägt nun 0,32 Prozent. Die 3G-Netze wurden, wie 
geplant, durch die Netzbetreiber zum Ende des 
Jahres 2021 vollständig abgeschaltet.

Versorgungsauflagen der Haushalte und Ver-
kehrswege

Die Zuteilungen der 2019 versteigerten Mobil-
funkfrequenzen sehen unter u.a. vor, dass die eta-
blierten Mobilfunknetzbetreiber bis Ende 2022 
eine Versorgung von 98 Prozent der Haushalte in 
jedem Bundesland mit mindestens 100 Mbit/s er-
reichen müssen. Zudem sind die Bundesautobah-
nen, die wichtigsten Bundesstraßen, die fahrgast-
starken Schienenwege vollständig mit 100 Mbit/s 
zu versorgen. Bis Ende 2024 sollen alle übrigen 
Bundesstraßen mit mindestens 100 Mbit/s, alle 
Landes- und Staatsstraßen, die Seehäfen und 
wichtigsten Wasserstraßen und alle übrigen 
Schienenwege mit mindestens 50 Mbit/s versorgt 
werden.

Die drei etablierten Mobilfunknetzbetreiber 
müssen bis Ende des Jahres 500 Basisstationen 
mit 100 Mbit/s in weißen Flecken in Betrieb 
nehmen. Zudem müssen alle Mobilfunknetz-
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betreiber, sowie der Neueinsteiger 1&1, je 1000 
Basisstationen für 5G-Anwendungen in Betrieb 
nehmen. 

Die Bundesnetzagentur begleitet von Anfang 
an die Erfüllung der Versorgungsauflagen. Im 
Rahmen ihrer Berichtspflicht legen die Mobil-
funknetzbetreiber monatliche Berichte und Ver-
sorgungsangaben vor. Diese werden ausgewer-
tet und auch durch Messungen des Prüf- und 
Messdienstes überprüft. Soweit Abweichungen 
zwischen den Versorgungsangaben und den 
Messungen festgestellt wurden, wurde dies den 
Mobilfunknetzbetreiber stets mitgeteilt, so dass 
die Abweichungen von den Mobilfunknetzbetrei-
bern analysiert und das Prädiktionstool entspre-
chend angepasst werden konnte.

Zwischen den Bundesländern und den Mobil-
funknetzbetreibern fanden regelmäßige Gesprä-
che zur Versorgung der weißen Flecken statt. Im 
Rahmen dieser Gespräche haben die Bundes-
länder den Mobilfunknetzbetreibern Unterstüt-
zungsangebote unterbreitet. Diese wurden auch 
von den Mobilfunknetzbetreibern bei einigen 
Standorten angenommen. Ein wesentlicher As-
pekt, der aus Sicht der Netzbetreiber zu Verzö-
gerungen führt, ist die Dauer der erfolgreichen 
Standortsuche und der Genehmigungsverfahren. 
Bei letzterem haben einige Bundesländer bereits 
Maßnahmen getroffen, die eine Beschleunigung 
der Verfahren zur Folge hat. 

Der Netzausbau wird aktiv von allen drei etab-
lierten Mobilfunknetzbetreibern weiter voran-
getrieben. Eine abschließende Bewertung, ob 
die Versorgungsauflagen vollständig erfüllt sind, 
wird auf Grundlage der Abschlussberichte erfol-
gen.

Bereitstellung weiterer Frequenzen für mobiles 
Breitband

Zum Ende des Jahres 2025 laufen Frequenznut-
zungsrechte in den für den Mobilfunk relevanten 
Bereichen 800 MHz, 1 800 MHz und 2 600 MHz 
aus. Ziel der Bundesnetzagentur ist es, frühzeitig 
über die Bereitstellung verfügbarer Frequenzen 
zu entscheiden. Daher hat die Bundesnetzagen-
tur bereits in den Jahren 2020 zum Frequenz-
kompass und 2021 zum Szenarienpapier öffent-
liche Anhörungen durchgeführt. Es wurde damit 
allen interessierten Kreisen die Möglichkeit gege-
ben, sich frühzeitig in die Diskussion über die Be-
reitstellung dieser künftig verfügbaren Frequen-
zen für den Mobilfunk einzubringen. 

Auf dieser Grundlage hat die Bundesnetzagen-
tur am 24. Januar 2022 Orientierungspunkte und 
Bedarfsermittlung veröffentlicht. Die Orientie-
rungspunkte skizzierten den Sachverhalt für eine 
spätere Bereitstellung der Frequenzen. Zudem 
adressierten sie klärungsbedürftige Aspekte und 
Erwägungen zu Laufzeiten der Frequenznut-
zungsrechte, zur wettbewerblichen Unabhängig-
keit des vierten Netzbetreibers, zu wettbewerbs-
bezogenen Auflagen und Versorgungsauflagen 
sowie zur Förderung von Kooperationen. Mit der 
ersten Bedarfsabfrage sollten Indizien für eine 
mögliche Frequenzknappheit untersucht werden. 

Nach Auswertung der Stellungnahmen zu den 
Orientierungspunkten veröffentlichte die Bun-
desnetzagentur am 22. September 2022 ein Posi-
tionspapier. Das Positionspapier der Bundesnetz-
agentur beinhaltet eine erste Bewertung zum 
weiteren Vorgehen zur Bereitstellung der Fre-
quenzen aus den Bereichen 800 MHz, 1800 MHz 
und 2600 MHz, ohne das Ermessen der Präsiden-
tenkammer vorwegzunehmen oder zu binden. 
Ausgangspunkt ist eine naheliegende Frequenz-
knappheit. Dies spricht für die Durchführung 
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einer Vergabe und gegen Verlängerungen zu-
geteilter Frequenznutzungsrechte, die teilweise 
aus dem Markt gefordert wurden. Als geeigne-
te Verfahrensart wird eine Versteigerung erwo-
gen. Zur Entspannung der Nachfragesituation 
im 800-MHz-Band wird ein Frequenztausch mit 
dem 900-MHz-Band vorgeschlagen:

 

Bei einem Frequenztausch würden die 
Nutzungsrechte bei 800 MHz statt Ende des 
Jahres 2025 erst Ende 2033 auslaufen. Die 
Nutzungsrechte bei 900 MHz würden statt Ende 
des Jahres 2033 bereits Ende des Jahres 2025 
auslaufen. Anstelle der 800-MHz-Frequenzen 
würden dann die 900-MHz-Frequenzen vergeben. 
Durch einen solchen Frequenztauch wäre die 
bestehende LTE-Versorgung auf der Grundlage 
der 800-MHz-Frequenzen längerfristig gesichert. 
Zugleich hätten aber auch Neueinsteiger eine 
Chance, Spektrum im Bereich unter 1 GHz zu 
erhalten.

Des Weiteren wird die Bundesnetzagentur Im-
pulse setzen, um die Breitbandversorgung weiter 
zu verbessern. Ein größerer Fokus wird daher auf 
die Nutzerperspektive gerichtet werden. Im Posi-
tionspapier wurden zudem sowohl bewährte als 

auch neue Maßnahmen vorgestellt, die alternativ 
oder in Kombination zu einer Verbesserung der 
Versorgung führen sollen. Auch zur Förderung 
des Wettbewerbs auf der Diensteebene wurden 
verschiedene Instrumente erwogen.

Die Erkenntnisse aus der Kommentierung zum 
Positionspapier werden die Grundlage für weite-
re Verfahrensschritte bilden. Weitere Einzelhei-
ten sind bzw. werden fortlaufend unter folgender 
Internetseite veröffentlicht:  
www.bnetza.de/mobilesbreitband.

Kooperationen in grauen und weißen Flecken 

Die Bundesnetzagentur hat die Vertragsverhand-
lungen der Mobilfunknetzbetreiber zu Koopera-
tionen in grauen und weißen Flecken begleitet. 

Die Mobilfunknetzbetreiber Telefónica, Telekom 
und Vodafone kooperieren insbesondere bei der 
Versorgung grauer Flecken, was zu einer Verbes-
serung der Breitbandversorgung in ländlichen 
Gebieten und entlang von Verkehrswegen bei-
trägt. Bei grauen Flecken handelt es sich in Ab-
grenzung zu den sogenannten weißen Flecken 
um Gebiete, die bislang nur von einem Betreiber 
mit mobilem Breitband versorgt werden. 

Bei diesen Kooperationen gewähren sich die eta-
blierten Netzbetreiber jeweils bilateral den Zu-
gang zur Netztechnik des dort bislang allein 
aktiven Netzbetreibers. Hierdurch können Ver-
braucher an Orten versorgt werden, an denen 
bisher eine Versorgungslücke ihres Netzbetrei-
bers war. Das soll zur unterbrechungsfreien Ver-
sorgung der Verbraucher beitragen, indem ins-
besondere Versorgungslücken in ländlichen 
Gebieten und entlang von Verkehrswegen ge-
schlossen werden. Derartige Kooperationen stel-
len eine kostengünstigere und schnellerer Alter-
native dar, als die Errichtung neuer Standorte. 

http://www.bnetza.de/mobilesbreitband


69

Mit der Erfüllung der Auflagen und vollständigen 
Umsetzung der Graue-Flecken-Kooperation der 
Netzbetreiber dürfte sich die Versorgung entlang 
der Verkehrswege für alle Mobilfunknutzer er-
heblich verbessern. Laut eigener Angaben haben 
sich die Netzbetreiber bereits zu einer Vielzahl 
von Standorten gegenseitig Zugang gewährt und 
damit eine Vielzahl von grauen Flecken versorgt. 

Auch bei der Versorgung der sogenannten weißen 
Flecken kooperieren die Mobilfunknetzbetreiber. 

Weiße Flecken sind Gebiete, in denen keine Ver-
sorgung mit einer mobilen und breitbandigen 
Sprach- und Datenübertragung durch mindes-
tens ein öffentliches Mobilfunknetz besteht. Die 
Kooperation umfasst den Aufbau und die ge-
meinsame Nutzung von bis zu 6.000 neuen Mo-
bilfunkstandorten. Die Betreiber errichten hier-
bei eine gleiche Anzahl neuer Standorte, die von 
den Kooperationspartnern zu gleichen Bedin-
gungen genutzt und mit Basisstationen ausge-
rüstet werden. Damit können Kosten reduziert 
werden. Zudem können Verbraucherinnen und 
Verbraucher vom Netzausbau profitieren.

Wettbewerbliche Unabhängigkeit

Bei der letzten Auktion von Frequenznutzungs-
rechten bei 2 GHz und 3,6 GHz im Jahre 2019 
hatte die Bundesnetzagentur auch Dienstean-
bieter/MVNO zur Auktion zugelassen und Über-
gangsregelungen vorgesehen, nach denen eine 
Doppelstellung als Netzbetreiber und Dienste-
anbieter für den Wechsel des Geschäftsmodells 
zeitweise möglich ist (vgl. Präsidentenkammer-
entscheidung vom 26. November 2018, Az. BK1-
17/001, Tenor Ziff. III.1.2, Rn 19f.). Das Ziel war 
die Förderung des Wettbewerbs durch den mög-
lichen Eintritt eines Neueinsteigers. Die Vergabe 
war verbunden mit der Verpflichtung, die wett-
bewerbliche Unabhängigkeit als Mobilfunknetz-
betreiber herzustellen.

Die 1&1 erwarb bei der Auktion im Jahr 2019 Fre-
quenznutzungsrechte. Das Unternehmen bzw. 
mit diesem verbundene Unternehmen waren zu 
dem Zeitpunkt auf dem deutschen Mobilfunk-
markt als Diensteanbieter/MVNO auf anderen 
Mobilfunknetzen tätig und sind es aktuell noch. 
Mit der Zuteilung von Frequenznutzungsrech-
ten eröffnete sich 1&1 die Möglichkeit und auch 
die Pflicht, ein eigenes Mobilfunknetz aufzubau-
en. Dem Regulierungsziel einer effizienten Fre-
quenznutzung entsprechend hat der Netzaufbau 
zügig zu erfolgen.

Nach dem Grundsatz der wettbewerblichen Un-
abhängigkeit dürfen Betreiber eines Mobilfunk-
netzes nicht zugleich Diensteanbieter/MVNO auf 
dem Netz eines Wettbewerbers sein. Dem liegt 
der Gedanke zugrunde, dass ein Netzbetreiber, 
der zugleich als Diensteanbieter/MVNO auf Net-
zen seiner Wettbewerber tätig ist, hierdurch un-
statthafte Wettbewerbsvorteile erhalten könnte. 
Zudem dürfte er ein Interesse an dem Erfolg des 
konkurrierenden Netzes haben, das seine Kun-
den versorgt. Es käme daher mittelfristig zu einer 
Minderung oder Verzerrung des Wettbewerbs.

Daher hat die Bundesnetzagentur über den Zeit-
punkt der Beendigung der Doppelstellung von 
1&1 entschieden und die wettbewerbliche Un-
abhängigkeit dieses Netzbetreibers auf den Weg 
gebracht. 1&1 muss demnach den Vertrieb als 
Diensteanbieter/MVNO bis zum Ende des Jahres 
2023 und die Geschäftstätigkeit in diesem Feld bis 
zum Ende des Jahres 2025 einstellen. Diese Ent-
scheidung zur wettbewerblichen Unabhängig-
keit schafft Klarheit, indem sie konkrete Umset-
zungsfristen festlegt. Sie beendet perspektivisch 
die Doppelstellung von 1&1 als Diensteanbieter/
MVNO und Netzbetreiber und setzt die Vorgaben 
aus der letzten Frequenzvergabeentscheidung 
um.
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Dienstewettbewerb

Diensteanbieter und MVNO leisten mit ihren 
Mobilfunkangeboten einen Beitrag zur Stärkung 
des Wettbewerbs auf der Diensteebene und da-
mit zur Förderung der Verbraucherinteressen. Bei 
der Bereitstellung von Frequenzen soll der Wett-
bewerb auf der Diensteebene gefördert werden. 

In ihrer letzten Frequenzvergabeentscheidung 
aus dem Jahre 2018 hatte die Präsidentenkammer 
die aktuell gültige Diensteanbieterregelung fest-
gelegt. Diese beinhaltet ein Verhandlungsgebot 
(vgl. Entscheidung der Präsidentenkammer vom 
26. November 2018, BK1-17/001, Ziff. III. 4. 15). 

Für die Umsetzung der Diensteanbieterregelung 
hat die Bundesnetzagentur im April 2022 eine 
Marktabfrage durchgeführt. Diese sollte dazu 
dienen, den Sachstand vollumfänglich zu ermit-
teln und frühzeitig möglichen Handlungsbedarf 
zu identifizieren. Dabei sollten die Entwicklun-
gen des Vorleistungsmarktes, insbesondere hin-
sichtlich der Bereitstellung von 5G an Dienstean-
bieter/ MVNO, in den Blick genommen werden. 
Von hervorgehobener Bedeutung war, ob die 
Verhandlungen diskriminierungsfrei geführt 
wurden und welche 5G-Vorleistungsprodukte zu 
welchen Konditionen angeboten bzw. nachge-
fragt wurden.

Die Erkenntnisse aus der Marktabfrage werden in 
das weitere Verfahren für die anstehende Bereit-
stellung von Frequenznutzungsrechten bei 800 
MHz, 1.800 MHz und 2.600 MHz einfließen. Auch 
in dessen Anhörungen wurde der Dienstewettbe-
werb adressiert: Von Seiten der Diensteanbieter/
MVNO werden weitergehende Diensteanbieter-
verpflichtungen gefordert. Von Seiten der Netz-
betreiber werden Diensteanbieterverpflichtun-
gen abgelehnt. Die Bundesnetzagentur wird das 
bestehende Verhandlungsgebot evaluieren, um 
die Gebotenheit weiterer Maßnahmen zu prüfen.

Schiedsverfahren Diensteanbieter

Die aktuelle Diensteanbieterregelung verpflich-
tet die Mobilfunknetzbetreiber, mit geeigneten 
Diensteanbietern/MVNO über die Mitnutzung 
von Funkkapazitäten zu verhandeln. Die Ver-
handlungen sollen diskriminierungsfrei sein und 
die bereitzustellenden Kapazitäten nicht auf be-
stimmte Dienste, Funktechniken oder Anwen-
dungen beschränkt werden. Ziel des Verhand-
lungsgebotes ist es, konstruktive Verhandlungen 
zwischen Mobilfunknetzbetreibern und geeigne-
ten Diensteanbietern zu fördern. Ein Abschluss- 
und Kontrahierungszwang ist damit nicht ver-
bunden.

In zwei Schiedsverfahren ist die Bundesnetz-
agentur als Schiedsrichter aktiv geworden. In 
einem Verfahren hat dies dazu geführt, dass die 
Parteien konstruktiv verhandeln. In dem ande-
rem Verfahren wirkt die Bundesnetzagentur in 
ihrer Schiedsrichterrolle weiterhin darauf hin, 
konstruktive Verhandlungen zwischen den be-
troffenen Parteien zu fördern.
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Energiesparmaßnahmen in Mobilfunknetzen

Angesichts der in den Jahren 2022 und 2023 an-
gespannten Situation auf dem Energiemarkt gab 
es Bestrebungen der drei bundesweit tätigen Mo-
bilfunknetzbetreiber, den Energieverbrauch ihrer 
Mobilfunknetze zu senken. Die Mobilfunknetz-
betreiber haben hierzu jeweils unabhängig von-
einander Maßnahmen ergriffen und der Bundes-
netzagentur angezeigt. 

Dabei werden im Kern einzelne Frequenzbän-
der an Mobilfunkstandorten vornehmlich nachts 
abgeschaltet, wenn der Bedarf an Datenkapazi-
tät niedrig ist. Bei steigendem Bedarf werden die 
Frequenzbänder automatisch wieder zugeschal-
tet. 

Die Bundesnetzagentur hat die ergriffenen Ener-
giesparmaßnahmen begrüßt. Hierdurch kann ein 
nicht unerheblicher Teil der Energie eingespart 
werden. Das ist nicht nur vor dem Hintergrund 
der angespannten Lage auf dem Energiemarkt 
wichtig. Die Einsparung von Energie ist auch 
nachhaltig und hilft, die Klimaziele 2030 zu er-
reichen.

Die Maßnahmen stehen zudem im Einklang mit 
den bestehenden Versorgungsauflagen. Die Netz-
betreiber hatten vorgetragen, die geforderten Da-
tenübertragungsraten von 100 Mbit/s kurzfristig 
zur Verfügung zu stellen, wenn sie auch tatsäch-
lich nachgefragt werden. Eine Grundversorgung 
sei stets vorhanden. 

Der Bundesnetzagentur lagen keine Erkenntnisse 
vor, dass die Maßnahmen sich auf das Nutzerer-
lebnis der Endkundinnen und Endkunden aus-
wirken. Der Prozess wird auch weiterhin von ihr 
begleitet.

Kurzzeitzuteilungen

Kurzzeitzuteilungen erteilt die Bundesnetz-
agentur im Rahmen von Sport- und Kulturver-
anstaltungen und sonstigen Medienereignissen 
sowie für Staatsbesuche. Hierbei handelt es sich 
in der Regel um Frequenznutzungen, die auf we-
nige Stunden oder Tage beschränkt sind. Die in 
diesem Bereich häufig aus dem Ausland kom-
menden Nutzer beantragen immer wieder Fre-
quenzen, die in Deutschland für andere Zwecke 
vorgesehen sind. In diesen Fällen prüft die Bun-
desnetzagentur, ob dennoch ein kurzzeitiger Be-
trieb möglich ist, ohne andere bestimmungs-
gemäße Nutzungen zu beeinträchtigen. Bei 
Veranstaltungen in Grenzgebieten zum benach-
barten Ausland können diese Prüfungen sehr 
aufwendig sein, da dann auch Abstimmungen 
mit den Nachbarländern erforderlich werden. 
Die angefragten Frequenzen kommen aus den 
unterschiedlichsten Frequenzbereichen von un-
ter 30 MHz bis zu 90 GHz.

Im Jahr 2022 wurden ca. 2.300 Anträge auf Kurz-
zeitfrequenzzuteilung mit ca. 11.800 Einzelfre-
quenzen gestellt. Somit lag die Anzahl der An-
träge auf Kurzzeitfrequenzzuteilung um etwa 
20 Prozent höher als vor der Corona-Pandemie 
im Jahre 2019. In den beiden Corona-Jahren wa-
ren die Anträge auf Kurzzeitfrequenzzuteilung 
mit ca. 1.100 Anträgen in 2020 und ca. 1.400 An-
trägen in 2021 deutlich geringer.

Im Jahr 2022 wurden mehrere große internatio-
nal bedeutsame Veranstaltung durch die Bundes-
netzagentur frequenztechnisch begleitet. Dies 
waren der G7-Gipfel in Garmisch-Partenkirchen, 
die European Championship in München und 
ein Gastspiel der amerikanischen National Foot-
ball League (NFL) in München. Dabei wurden 
auch zahlreiche Frequenzen für Nutzer aus der 
ganzen Welt bereitgestellt und die störungsfreie 
Nutzung messtechnisch vor Ort überwacht.
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Satellitenfunk

Der Vorteil heutiger Satellitenkommunikati-
on besteht in der fast globalen Signalabdeckung 
durch umlaufende Satellitensysteme und durch 
geostationäre Satelliten. Dabei unterstützt die 
Satellitenkommunikation nicht nur wichtige ge-
sellschaftliche und hoheitliche Aufgaben, sie ist 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht von Bedeutung. 
Ein weiterer Vorteil der Satellitenanbindung ist 
die sofortige Verfügbarkeit. Damit können die 
terrestrischen Technologien in den Bereichen 
Multimedia, Kommunikation und Internet er-
gänzt werden. Bei Missionen zur Friedenssiche-
rung, zur Wahrung der inneren und äußeren 
Sicherheit und in Krisensituationen wie Natur-
katastrophen gewinnt die Satellitenkommu-
nikation eine zunehmend wichtige logistische 
Funktion. Ihre Daten- und Kommunikationsver-
bindungen sind auch in Situationen verfügbar, in 
denen keine terrestrische Infrastruktur besteht 
oder diese zerstört wurde.

Im Jahr 2022 wurden durch die Bundesnetz-
agentur 49 Satellitensysteme bei der ITU neu an-
gemeldet. Insgesamt wurden 3.100 Koordinie-
rungsersuchen deutscher Satellitenbetreiber für 
hunderte von Frequenzbelegungen im Orbit bei 
der ITU eingereicht. Daraus ergaben sich bilate-
rale Verhandlungen mit anderen Staaten und de-
ren Satellitenbetreibern, um einen störungsfreien 
Betrieb aller Satellitensysteme im Frequenzspek-
trum zu gewährleisten.

Gesamtplanüberarbeitung und  
Veröffentlichung des Frequenzplanes (FreqP) 

Beim Frequenzplan handelt es sich um die Über-
sicht über alle Frequenznutzungen von 8,3 kHz 
bis 3000 GHz in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Gemäß § 89 TKG ist die Bundesnetzagentur 
mit der Aufstellung des Frequenzplans betraut. 
Die Gesamtplanänderung wurde im Jahr 2022 
erfolgreich abgeschlossen und der interessier-
ten Öffentlichkeit im Amtsblatt und im Internet 
der Bundesnetzagentur frei zugänglich gemacht. 
Damit wurde das Verfahren erfolgreich zum Ab-
schluss gebracht. 

Die nächste Teilplanaktualisierung ist für das Jahr 
2023 vorgesehen, um regulatorische Maßnah-
men, die sich aus der internationalen Gremien-
arbeit (EU-KOM, CEPT, etc.), sowie aus nationalen 
Änderungen ergeben, abzubilden. Mit einem er-
folgreichen Abschluss der Teilplanaktualisierung 
wird zum Ende des Jahres 2023 gerechnet.  
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Amateurfunk / PMSE / PMR

Im Bereich Amateurfunk wurde der Fragenkata-
log für die Amateurfunkprüfungen in einer Ar-
beitsgruppe unter Mitwirkung des RTA komplett 
neu überarbeitet. Die Amateurfunkverordnung 
(2005) wurde mit dem BMDV überarbeitet und 
soll Ende 2023 in Kraft treten. Sie erhält zahlrei-
che Verbesserungen für Funkamateure. U.a. wird 
der langgeäußerte Wunsch nach einer Einsteiger-
klasse (N) erfüllt.

Im Bereich „Programme Making and Special 
Events“ (PMSE) wurde der Frequenzbereich 1350-
1400 MHz allgemeinzugeteilt. Auch in anderen 
Frequenzbereichen konnte der allgemeinzuge-
teilte Frequenzbereich leicht vergrößert werden. 
Damit ist für die besonders von der Corona-Pan-
demie betroffene Kultur- und Veranstaltungs-
wirtschaft entsprechender Bürokratie- und Kos-
tenaufwand entfallen.

Im Bereich „Professioneller Mobilfunk“ (PMR) 
ging das Refarming, also die Umstellung des Ka-
nalrasters auf 12,5 kHz und die Umstellung auf 
digitale Modulationsarten weiter voran. Im Bün-
delfunk können Zuteilungen über das Jahr 2025 
hinaus erteilt werden, wodurch der Branche 
Rechtssicherheit gegeben wurde.

Bereitstellung von Nummernres-
sourcen für Campusnetzte

Campusnetze sind lokale, nichtöffentliche Mo-
bilfunknetze, für die eine Frequenzzuteilung der 
Bundesnetzagentur gemäß der Verwaltungsvor-
schrift für Frequenzzuteilungen für lokale Fre-
quenznutzungen im Frequenzbereich 3.700-3.800 
MHz (VV Lokales Breitband) besteht.

Die Bundesnetzagentur hat im Februar 2022 Re-
gelungen getroffen, nach denen Betreibern von 
Campusnetzen Internationale Kennungen für 
Mobile Teilnehmer (IMSIs) und andere Netzken-
nungen zugeteilt werden können. IMSIs werden 
benötigt, um Endeinrichtungen in Campusnet-
zen mit heute verfügbarer Mobilfunktechnik zu 
adressieren.

Zuteilungsnehmer von Campusnetz-Mobilfunk-
frequenzen können seit dem 24.02.2022 Zuteilun-
gen von 10.000er Teilblöcken des IMSI-Blockes 
„262 98“ sowie fünf weitere Netzkennungen bei 
der Bundesnetzagentur beantragen. Die weiteren 
Netzkennungen Closed Subscriber Group-IDs, 
Tracking Area Identities, E-UTRAN Cell Global 
Identification, Globally Unique Mobility Man-
agement Entity Identifier und Network Identi-
fiers sind zur Nutzung in Kombination mit den 
IMSIs der Blockkennung 262 98 vorgesehen. Sie 
sind standardisiert in der 3GPP-Spezifikation TS 
23.003 V16.8.0 (2021-12).

Eigene Campusnetze erlauben den Unternehmen 
die Einführung neuer, digitaler Geschäftsprozesse. 
Dies kommt sowohl großen Industrieunterneh-
men als auch kleinen und mittelständigen Unter-
nehmen zugute, die private Campusnetze mit 
eigenen Zuteilungen von Breitband-Frequenzen 
und Nummern betreiben wollen.

Zuvor standen für Campusnetze vor allem von 
der Internationalen Fernmeldeunion zur allge-
meinen Nutzung bereitgestellte IMSIs zur Ver-
fügung. Die Individualzuteilung von IMSIs und 
speziellen Netzkennungen für fünf verschiedene 
international standardisierte Arten der Identifi-
zierung von Mobilfunknetzen ermöglicht es nun, 
Netze sicherer zu differenzieren. Außerdem kann 
die Zuteilung helfen, Störungen durch ungewollte 
Netz-Einbuchungen zu verhindern.
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Erste Maßnahmen zur Sicherstel-
lung EU-weiten Erreichbarkeit 
von Rufnummern und Diensten

Das 2021 novellierte TKG beauftragt die Bundes-
netzagentur damit, sicherzustellen, dass grund-
sätzlich alle Rufnummern im EU-Raum, ein-
schließlich der universellen internationalen 
gebührenfreien Rufnummern, von den Endnut-
zern in Deutschland erreicht werden können. 
Dies umfasst auch Inhaltsdienste, die über Ruf-
nummern in den Mitgliedstaaten der EU angebo-
ten werden.

Die Beauftragung der Bundesnetzagentur dient 
der Umsetzung einer EU-rechtlichen Bestim-
mung, die die grenzüberschreitende Erreichbar-
keit der erfassten Rufnummern sicherstellen soll. 
Zur nationalen Umsetzung dieser Vorgabe sind 
die Anbieter von Telekommunikationsdiensten 
verpflichtet, weil diese ihren Kunden und damit 
den Endnutzern die Erreichbarkeit der Rufnum-
mern ermöglichen.

Wenn die Bundesnetzagentur Kenntnis von Er-
reichbarkeitsdefiziten erlangt, ergreift sie ge-
genüber den betreffenden Anbietern die erfor-
derlichen Maßnahmen. Im Jahr 2022 wurden 
gegenüber zwei Telekommunikationsdienstean-
bietern Verwaltungsverfahren eingeleitet, weil 
diese in ihren Mobilfunkverträgen die Erreich-
barkeit von Internationalen Rufnummern für 
entgeltfreie Telefondienste [(00)800-Rufnum-
mern] ausgeschlossen hatten. Diese Rufnum-
mern sind universelle internationale gebühren-
freie Rufnummern im Sinne der dargestellten 
Vorgabe. Im Ergebnis der jeweiligen Verwal-
tungsverfahren haben die Anbieter die Erreich-
barkeit von (00)800-Rufnummern im Rahmen 
der betroffenen Mobilfunkverträge hergestellt.

Grundversorgung mit  
Telekommunikationsdiensten

Durch die Novellierung des TKG steht seit dem 
1. Dezember 2021 jeder Bürgerin und jedem Bür-
ger in Deutschland das Recht auf Versorgung mit 
Telekommunikationsdiensten zu. Umfasst sind 
Sprachkommunikations- und Internetzugangs-
dienste sowie der dazu erforderliche Anschluss. 
Nach den gesetzlichen Vorschriften müssen die 
dafür verlangten Preise für Verbraucherinnen 
und Verbraucher erschwinglich sein. Durch das 
Recht wird die soziale und wirtschaftliche Teilha-
be sichergestellt. Der Internetzugangsdienst muss 
eine Nutzung üblicher Online-Dienste und An-
wendungen sowie von Teleheimarbeit und On-
line-Inhaltedienste im marktüblichen Umfang 
ermöglichen. Jedes Unternehmen, das auf dem 
relevanten Markt für Telekommunikationsdiens-
te tätig ist, kann zur Erbringung der Grundver-
sorgung verpflichtet werden.

Die Mindestanforderungen an die Telekommu-
nikationsdienste wurden von der Bundesnetz-
agentur zum 1. Juni 2022 in der TK-Mindestver-
sorgungsverordnung (TKMV) festgelegt. Zuvor 
fanden Konsultationen mit den interessierten 
Kreisen statt. Darüber hinaus hat die Bundes-
netzagentur zur Festlegung der Mindestanforde-
rungen bereits im Jahr 2021 Gutachten in Auftrag 
gegeben. Die Gutachten können auf der Inter-
netseite der Bundesnetzagentur abgerufen wer-
den. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Gutachten sowie der Konsultation wurden die 
Mindestanforderungen für den Internetzugangs-
dienst auf mindestens 10 Mbit/s im Downlink, 
1,7 Mbit/s im Uplink und eine Latenz von höchs-
tens 150 Millisekunden festgelegt.
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Mit den Grundsätzen über die Ermittlung er-
schwinglicher Preise stellt die Bundesnetzagen-
tur sicher, dass die Grundversorgung für jede 
Verbraucherin und jeden Verbraucher bezahl-
bar ist. Die Grundsätze über die Ermittlung er-
schwinglicher Preise veröffentlichte die Bundes-
netzagentur am 16. August 2022. Hierzu wurden 
Verbraucher- und Unternehmensverbände und 
sonstige Fachkreise konsultiert. Bei den Prei-
sen wird zwischen dem einmaligen Anschluss-
preis und dem monatlichen Überlassungspreis 
unterschieden. Für die Ermittlung erschwing-
licher Preise wird als Referenzpunkt der bun-
desweite Durchschnitt von Preisen für Produk-
te und Anschlüsse herangezogen, die mit einer 
Grundversorgung vergleichbar sind. Für den er-
schwinglichen Preis für den Anschluss kann der 
durchschnittliche Preis von Anschlüssen im je-
weiligen Landkreis betrachtet werden. Dadurch 
wird regionalen Besonderheiten Rechnung ge-
tragen, die einen Einfluss auf den Anschlusspreis 
ausüben können.

Anspruch auf die Grundversorgung haben Bür-
gerinnen und Bürger aus Gebieten, für welche 
die Bundesnetzagentur sowohl eine Unterver-
sorgung als auch einen Bedarf feststellt. Gebie-
te sind insbesondere dann unterversorgt, wenn 
in objektiv absehbarer Zeit kein Zugang zu Tele-
kommunikationsdiensten gewährleistet ist, die 
den Mindestanforderungen der TKMV zu einem 
erschwinglichen Preis entsprechen.

Stellt die Bundesnetzagentur in einem Gebiet 
eine Unterversorgung fest, haben Unternehmen 
einen Monat Zeit, sich für die Erbringung der 
Grundversorgung freiwillig zu melden. Falls sich 
kein geeignetes Unternehmen freiwillig meldet, 
verpflichtet die Bundesnetzagentur in der Regel 
innerhalb von bis zu drei Monaten ein oder meh-
rere Unternehmen. Die Unternehmen müssen 

spätestens drei Monate nach ihrer Verpflichtung 
beginnen, die Voraussetzungen für die Anbin-
dung zu schaffen. In aller Regel muss das Min-
destangebot dann innerhalb von weiteren drei 
Monaten zur Verfügung stehen.

Zur Grundversorgung erreichten die Bundes-
netzagentur seit der im Dezember 2021 in Kraft 
getretenen Novellierung des TKG ca. 2.600 An-
fragen. Seit Inkrafttreten der TKMV zum 1. Juni 
2022 bis zum Stichtag des 30. November 2022 
verzeichnete die Bundesnetzagentur 35 Prozent 
mehr Anfragen im Vergleich zu dem Zeitraum 
vom 1. Dezember 2021 bis zum 31. Mai 2022. Die 
Anfragen verteilen sich folgendermaßen auf die 
einzelnen Bundesländer:
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Anfragen zur Grundversorgung pro Bundesland seit 1. Dezember 2022

Berlin

Brandenburg

Mecklenburg-
Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-
Westfalen

Hamburg

Schleswig-
Holstein

Bremen

Thüringen

Bayern

Baden-
Württemberg

Hessen

6,34 %

12,41 %

19,27 %

22,25 %

1,92 %

1,92 %

0,48 %

0,87 %

12,67 %

6,38 %

0,92 %

4,02 %

2,53 %

1,84 %

2,93 %3,23 %

Rheinland-
Pfalz

Saarland

Sachsen-Anhalt

Sachsen
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Karte der Anfragen zur Grundversorgung auf 
Landkreisebene

Seit Inkrafttreten des novellierten Telekommuni-
kationsgesetzes hat die Bundesnetzagentur erst-
malig Unterversorgungen in Gebieten in Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfalen festgestellt. 
Hierfür führte die Bundesnetzagentur Amts-
ermittlungen vor Ort mit den Bürgerinnen und 
Bürgern, den Unternehmen, Trägern öffentli-
cher Belange sowie Vertretern der lokalen Politik 
durch. Weitere Amtsermittlungen vor Ort erfolg-
ten in Gebieten in Brandenburg und Thüringen. 
Die nachfolgende Grafik veranschaulicht den 
Fokus auf die ausgewählten Bundesländer. Die 
Grafik stellt die Anfragen zur Grundversorgung 
mittels Farbskala auf Landkreisebene dar (grün – 
wenig Anfragen; rot – viele Anfragen).

Zurzeit bereitet die Bundesnetzagentur Ver-
pflichtungen eines oder mehrerer Telekommuni-
kationsunternehmen vor, die Grundversorgung 
in den unterversorgten Gebieten erforderlichen-
falls zu erbringen.
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Marktregulierung

Regulierungsverfügung zu Markt 1 und  
Regulierungsverfügung zu Markt 3b

Auf Grundlage der Festlegung BK1-19/001 der 
Präsidentenkammer vom 11. Oktober 2019 hat 
die Bundesnetzagentur am 21. Juli 2022 die Re-
gulierung des Festnetzes der Telekom endgültig 
festgelegt (Regulierungsverfügung Markt 1). Mit 
der neuen Regulierungsverfügung wurde die Re-
gulierungsverfügung BK3g-15/004 vom 1. Sep-
tember 2016 und hinsichtlich des BNG-VULA 
(Layer-2-Bitstrom) die Regulierungsverfügung 
BK3h-14/114 vom 28. Oktober 2015 abgelöst. 
Gegenstand der Verfügung ist der neue Regulie-
rungsrahmen für den Zugang zur Kupfer-, ins-
besondere aber zur neu entstehenden Glasfaser-
infrastruktur der Telekom auf Vorleistungsebene, 
also der Zugang zur letzten Meile der TDG.

Die wesentlichen Punkte der Regulierungsverfü-
gung stellen sich wie folgt dar:

Die Erweiterung des Zugangs zu baulichen An-
lagen der Telekom (Stichwort: Leerrohrzugang) 
ist nach Auffassung der Beschlusskammer im 
Rahmen des Leerrohrzugangs/Zugangs zu Doku-
mentations- und Planungssystemen trotz der da-
mit einhergehenden vielschichtigen Fragen un-
verzichtbar. 

Die Nutzung vorhandener Leerrohre und die da-
mit einhergehende Beschleunigung und Verein-
fachung des Glasfaserausbaus hängt wesentlich 
auch davon ab, dass nachfragende Unternehmen 
sich relativ unkompliziert Kenntnis von verfüg-
baren Leerrohrkapazitäten verschaffen können. 
Die Regulierungsverfügung sieht daher vor, die 
im Netz der TDG zur Nutzung für Dritte verfüg-
baren freien Kapazitäten im Infrastrukturatlas/
Gigabit-Grundbuch zum unmittelbaren Abruf 

durch nachfragende Telekommunikationsunter-
nehmen auszuweisen. 

Der Zugang zur Glasfaser-TAL soll nicht durch 
eine klassische Zugangsverpflichtung, sondern 
durch das neue Instrument gleicher Zugangs-
bedingungen für andere Telekommunikations-
unternehmen (Stichwort: Equivalence of Input – 
EoI) gewährleistet werden.

Beim Zugang zur Kupfer-TAL soll der Zugang 
zur virtuell entbündelten Kupfer-TAL (Stichwort: 
Layer-2-Bitstrom / VULA am BNG) mit Blick auf 
die im Markt vereinbarte langfristige Preisstabili-
tät (Commitment-Verträge mit einer Laufzeit bis 
2031) keiner zusätzlichen Genehmigungspflicht 
unterworfen werden. Etwaige Preisänderungen 
bei diesem „Preisanker“ für den Glasfaserausbau 
unterliegen der ex ante-Kontrolle über eine der 
Einführung vorausgehende Anzeigepflicht ge-
genüber der Bundesnetzagentur. Darüber hinaus 
können erforderlichenfalls die Entgelte im Ver-
fahren nach § 46 TKG geprüft werden.

Der Beschlusskammer ist es nicht zuletzt mit 
Blick auf Investitionssicherheit für den Glasfa-
serausbau und den Digitalisierungsfortschritt 
wichtig, den erreichten Marktkonsens und die im 
Wettbewerb ausgehandelten Preise als vorrangi-
ges Instrument der Preisfindung anzuerkennen. 
Damit soll für alle ausbauenden Unternehmen 
eine sichere und stabile kalkulatorische Grundla-
ge für ihre Investition in Glasfasernetze geschaf-
fen werden. 

Bei der Kupfer-Glas-Migration sieht die Regulie-
rungsverfügung von einer Transparenzverpflich-
tung ab. Das in § 34 TKG geregelte Verfahren zur 
Festlegung des jeweiligen Migrationsplans ist 
hinreichend. 
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Die Regulierungsverfügung selbst konnte und 
musste sich darauf beschränken, der TDG zu 
empfehlen, ihr Migrationskonzept schon im Vor-
feld der ersten Anzeige nach § 34 TKG vorzu-
stellen und einen Marktkonsens zu suchen so-
wie ggfs. entsprechende frühzeitige Änderungen 
ihrer Standardangebote für kupferbasierte Zu-
gangsprodukte anzustreben.

Die neuen Rahmenbedingungen gelten nach der-
zeitiger Einschätzung mindestens für die nächs-
ten drei Jahre, bis sie durch neue Entscheidun-
gen der Bundesnetzagentur ersetzt werden. Die 
Bundesnetzagentur bereitet bereits neue Daten-
erhebungen vor, auf deren Grundlage die be-
stehenden Marktverhältnisse überprüft und neu 
festgelegt werden und ggf. der Regulierungsrah-
men angepasst werden soll. 

Auf Grundlage der Festlegung BK1-20/004 der 
Präsidentenkammer vom 16. Dezember 2020 hat 
die Beschlusskammer 3 eine Regulierungsver-
fügung auch für Markt 3b – Layer-3-Bitstrom 
der Telekom – erlassen (Regulierungsverfügung 
Markt 3b). Mit der neuen Regulierungsverfügung 
wurde die Regulierungsverfügung BK3h-14/114 
vom 28. Oktober 2015 abgelöst. In der Festlegung 
wurde festgestellt, dass neben den 21 Städten, die 
schon bislang wettbewerbliche Strukturen hin-
sichtlich des Layer-3-Bitstroms aufwiesen und 
bereits dereguliert waren, alle Städte mit mehr als 
60.000 Einwohnern – also 141 zusätzliche Städte 
– keiner sektorspezifischen Regulierung (mehr) 
bedürfen. Insofern wurden die auferlegten Ver-
pflichtungen für diese Städte widerrufen.

Die am 22. Dezember 2022 veröffentliche Regu-
lierungsverfügung für Markt 3b folgt dem Grun-
de nach der am 21. Juli 2022 verabschiedeten Re-
gulierung von Markt 1. Im Wesentlichen wurde 
der Telekom eine Zugangsverpflichtung für den 
kupferbasierten Layer-3-Bitstrom auferlegt. 

Die Auferlegung einer Zugangsverpflichtung für 
den glasfaserbasierten Layer-3-Bitstrom (Glas-
faser-IP-BSA) war aufgrund der Festlegung einer 
strengen Nichtdiskriminierungsverpflichtung in 
Form des Prinzips der Gleichwertigkeit des Input 
(Equivalence of Input – EoI) nicht erforderlich.

Für den Glasfaser-IP-BSA wurde der Telekom 
eine solche Gleichbehandlungsverpflichtung 
nach dem EoI-Prinzip auferlegt. Diese beinhaltet 
über Prozessidentität hinaus ökonomische Nach-
bildbarkeit (ERT – Economic Replicability Test) 
entsprechend der im Verfahren BK3i-19/020 ent-
wickelten Methodik. 

Hinsichtlich der Entgelte für den Glasfaser-IP-
BSA wurde nach § 38 Abs. 2 TKG von einer Ent-
geltregulierung abgesehen. Die Entgelte für den 
kupferbasierten Bitstrom-Zugang (Kupfer-IP-
BSA) bleiben weiterhin der (ex ante) Entgeltre-
gulierung mittels Anzeigepflicht nach § 45 TKG 
unterworfen.

Im Nachgang zum Erlass der Regulierungsverfü-
gungen gegenüber der Telekom wurden weitere 
Verfahren zur Auferlegung von Regulierungs-
verpflichtungen für den TAL-Zugang sowie für 
den Layer-3-Bitstromzugang eingeleitet. Betrof-
fene der Verfahren sind die Glasfaser NordWest 
GmbH & Co. KG und die GlasfaserPlus GmbH als 
mit der Telekom verbundene und zusammenge-
schlossene Unternehmen (§ 3 Nr. 69 TKG). Diesen 
kommt auf den betrachteten Märkten neben der 
TDG eine beträchtliche Marktmacht im Sinne 
des § 11 TKG zu. 

Entscheidung zu den Überlassungsentgelten 
für den Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung 
(TAL) 2022 und Neubescheidung der TAL-Über-
lassungsentgelte 2016

Im Jahr 2022 erfolgten zwei Entscheidungen zu 
den TAL-Überlassungsentgelten. Der TAL kommt 
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angesichts ihres Umsatzes und ihrer Funktion als 
„Ankerprodukt“ unverändert eine hohe Bedeu-
tung zu. Dabei sind die Zahlen der Hauptverteiler 
(HVt)-TAL rückläufig, während die Absatzmen-
gen der Kabelverzweiger (KVz)-TAL aufgrund der 
Migration aktiver Komponenten zum KVz zu-
nehmen. Beide Genehmigungen umfassen die 
monatlichen Überlassungstarife für die Basisva-
riante der TAL (CuDA 2Dr) und weitere Zugangs-
varianten. 

Die erste TAL-Entscheidung vom 28. Juni 2022 
beinhaltet die ab dem 01. Juli 2022 geltenden Ta-
rife. 

Die Telekom hatte während des Entgeltgeneh-
migungsverfahrens ihren Antrag geändert und 
statt zunächst 12,15 Euro monatlich für die HVt-
TAL bzw. 8,25 Euro für die KVz-TAL dann 10,65 
Euro bzw. 6,92 Euro beantragt. Nach 5 Jahren, 
zum 1. Juli 2027, sah der geänderte Antrag eine 
Steigerung der Entgelte um 4 Prozent auf 11,08 
Euro bzw. 7,20 Euro vor. Hintergrund der Ände-
rung war, dass im Vorfeld und parallel zu dem 
Entgeltgenehmigungsverfahren Verhandlungen 
zwischen der Telekom und den umsatzstärks-
ten TAL-Nachfragern stattfanden, die letztlich zu 
einer umfassenden Einigung bzgl. der auf dem 
Rechtsweg angegriffenen TAL-Entgelte 2016 und 
2019 sowie – vorbehaltlich der Genehmigung 
durch die Beschlusskammer 3 – auch der TAL-
Entgelte 2022 führten („TAL-Einigung“).

Die geänderten Antragswerte waren auf Grundla-
ge der umfangreichen Prüfungen der Beschluss-
kammer genehmigungsfähig. Sie unterschritten 
die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 
(KeL) nach § 42 TKG. Da die ermittelten KeL also 
über den Antragswerten lagen, waren die Entgel-
te auf die beantragten Tarife zu deckeln.

Die Genehmigung bedeutet gegenüber den bis-
lang geltenden Tarifen (11,19 Euro für die HVt-
TAL bzw. 7,05 Euro für die KVz TAL) zum 01. Juli 
2022 eine Tarifsenkung von 4,8 Prozent bzw. 
1,8 Prozent. 

Die Kostenberechnungen der Beschlusskammer 
beinhalteten insbesondere eine sehr differen-
zierte Ermittlung des Investitionswertes, die auf 
Grundlage umfangreicher Abwägungen der Kal-
kulationsbasis, des analytischen NGA-Kostenmo-
dells des WIK und unter Beachtung der Vorgaben 
der Empfehlung der EU-Kommission über ein-
heitliche Nichtdiskriminierungsverpflichtungen 
und Kostenrechnungsmethoden zur Förderung 
des Wettbewerbs und zur Verbesserung des Um-
felds für Breitbandinvestitionen (2013/466/EU) 
erfolgten. 

Die KeL der über die Kapitalkosten hinausgehen-
den Kalkulationskomponenten der TAL (Miet- 
und Betriebskosten, Entstörungskosten, Ver-
triebskosten, Gemeinkosten) wurden wie in der 
Vergangenheit anhand der Kostenunterlagen der 
TDG unter Berücksichtigung diverser effizienz-
orientierter Anpassungen quantifiziert. 

Im Rahmen des Entgeltgenehmigungsverfahrens 
wurde auch eine umfangreiche Missbrauchsprü-
fung nach § 37 TKG vorgenommen. Danach war 
insbesondere eine Preis-Kosten-Schere zu ver-
neinen. Zur Durchführung der Berechnungen 
war im Vorfeld des Verfahrens eine neue Markt-
abfrage erfolgt. Entsprechend den Forderungen 
von Wettbewerbern wurden bei den Berechnun-
gen der durchschnittlichen Erlöse zusätzlich zu 
den Erlösminderungen, die sich unmittelbar auf 
das Breitbandbündelprodukt beziehen, auch Ra-
battierungen einbezogen, die im Rahmen von 
erweiterten Bündelprodukten bei Inanspruch-
nahme von über Festnetztelefonie und Inter-
net hinausgehenden Leistungen (Mobilfunk und 
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TV) gewährt werden. Nach den Ermittlungen der 
Bundesnetzagentur bleibt die durchschnittliche 
Höhe entsprechender Rabatte allerdings deutlich 
hinter den Einschätzungen von Wettbewerbern 
zurück.

Die Entgelte wurden antragsgemäß für zehn Jah-
re genehmigt. Diese außergewöhnlich lange Ge-
nehmigungsfrist folgte dem von allen Marktteil-
nehmern vorgetragenen Wunsch nach langfristig 
stabilen TAL-Entgelten und der damit verbun-
denen Rechts- und Planungssicherheit, die eine 
wichtige Grundlage für den weiteren FTTH-Aus-
bau darstellt. Gleichzeitig wird auf lange Sicht ein 
Schlussstrich gezogen unter die für alle Beteilig-
ten aufwendigen und langwierigen gerichtlichen 
Auseinandersetzungen über diverse Detailbau-
steine der Kalkulationen.

Die zweite TAL-Entscheidung vom 19. Dezember 
2022 bezieht sich auf den Zeitraum vom 1. Juli 
2016 bis zum 30. Juni 2019. Sie wurde erforder-
lich, weil der ursprüngliche Beschluss BK3c-
16/005 vom 29. Juni 2016 durch rechtskräftige 
Urteile des VG Köln vom 11. Dezember 2019 bzgl. 
der jeweiligen Klägerinnen aufgehoben worden 
war.

Infolge der o. g. TAL-Einigung änderte die Te-
lekom am 6. September 2022 auch hier ihren 
ursprünglichen Antrag vom 5. Februar 2016. 
Die Entgelte für die HVt-TAL sollten danach 
10,02 Euro monatlich (statt ursprünglich be-
antragt 11,20 Euro), die Entgelte der KVz-TAL 
6,77 Euro monatlich (statt ursprünglich beantragt 
7,51 Euro) betragen. Die angepassten Antragswer-
te entsprachen den mit der ursprünglichen Ent-
scheidung BK3c-16/005 vom 29. Juni 2016 geneh-
migten Tarifen.

Die Entgelte waren wie bereits im Verfahren 
BK3c-16/005 genehmigungsfähig.

Zwar führte die Neuermittlung der KeL gegen-
über der Ursprungsentscheidung zu abweichen-
den Resultaten, – vor allem, weil sie angesichts 
der Rechtsprechung des BVerwG unter Rückgriff 
auf die aktuellen Erkenntnisse über die tatsäch-
lichen Entwicklungen im Genehmigungszeit-
raum erfolgten und insoweit die Prognosewerte 
aus dem Verfahren BK3c-16/005 geändert wer-
den mussten. Gleichzeitig waren einzelne Ände-
rungen der Kalkulationsweise vorzunehmen, um 
zu gewährleisten, dass die Berechnungen der KeL 
gebotene Anpassungen zwischenzeitlich ergan-
gener Entgeltentscheidungen berücksichtigen 
und damit dem neusten Stand entsprechen.

Nach den Ermittlungen waren die KeL tendenzi-
ell höher als die im Ursprungsverfahren 2016 von 
der Beschlusskammer bestimmten Werte. Dies 
erklärt sich vorrangig daraus, dass aufgrund der 
Erkenntnisse über den Genehmigungszeitraum 
wesentliche Eingangsparameter der Investitions-
berechnung über den damals prognostizierten 
Beträgen lagen und die daraus resultierenden Er-
höhungen gegenläufige kostensenkende Effek-
te (z. B. durch einen geringeren kalkulatorischen 
Zinssatz) überkompensierten. Demzufolge unter-
schritten die beantragten Tarife die von der Be-
schlusskammer hergeleiteten KeL. Weil die KeL 
also wiederum über den Antragswerten lagen, 
waren die Entgelte auch hier auf die beantragten 
Tarife zu deckeln.

Die Neubescheidung war der letzte Baustein in 
Zusammenhang mit der umfassenden TAL-Ei-
nigung. Der betreffende Beschluss dürfte damit 
der letzte im Hinblick auf die Entgelte der Über-
lassung der Kupfer-TAL sein, die in den vergan-
genen 25 Jahren als wichtigstes Vorleistungspro-
dukt gegolten hat.
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Entgeltgenehmigung TAL Bereitstellung  
„Einmalentgelte“

Neben den Entscheidungen zu den Tarifen für die 
TAL-Überlassung hat die Beschlusskammer 3 am 
30. September 2022 die Entscheidung betreffend 
den Entgeltantrag der Telekom vom 20. April 
2022 für die Einmalentgelte in Zusammenhang 
mit dem Zugang zur TAL erlassen. Gegenstand 
der Entscheidung waren die Bereitstellungs- 
und Kündigungsentgelte der Basisvariante der 
TAL und diverser Produktvarianten der TAL so-
wie Entgelte für mehrere darüberhinausgehende 
Leistungen (insgesamt rund 130 Tarifpositionen). 

Das Tarifniveau der Bereitstellungs- und Kündi-
gungsentgelte der Basisvarianten am HVt sinkt 
gegenüber den bisher geltenden Tarifen um 
durchschnittlich 4,1 Prozent. Das Tarifniveau der 
Einmalentgelte der Basisvarianten am KVz steigt 
im Vergleich zu den bisher genehmigten Tarifen 
um durchschnittlich 2,0 Prozent. Die Reduktion 
des Tarifniveaus der HVt-TAL resultiert aus einer 
Absenkung der Kündigungsentgelte (s. u).

Im Vergleich zu den beantragten Entgelten bein-
haltete die Genehmigung wie in zurückliegenden 
Entscheidungen durchweg weitgehende Reduzie-
rungen im deutlich zweistelligen Prozentbereich, 
die das Ergebnis von Korrekturen nahezu sämtli-
cher Kalkulationsbestandteile sind. 

Im Rahmen der Entscheidung war erstmals für 
das neue Kostenrelease ein aktualisierter kalku-
latorischer Zinssatz zu bestimmen. Die Festle-
gung hatte für die gegenständlichen prozessge-
triebenen Produkte zwar nur eine sehr geringe 
Relevanz, für andere Verfahren mit investitions-
basierten Leistungen allerdings eine hohe Bedeu-
tung. Der Zinssatz sank von zuletzt real 3,12 Pro-
zent auf 2,16 Prozent. Der nominale Wert beläuft 
sich auf 4,02 Prozent.

Der Zinssatz basiert auf der „WACC-Mitteilung“ 
der Europäischen Kommission. Allerdings wurde 
in mehreren Entscheidungen, die auf dem vor-
ausgegangenen Kostenrelease basierten, um das 
Stabilitätskriterium besser zu erfüllen, die Be-
rechnungsweise in einem Punkt angepasst und 
der risikofreie deutsche Zinssatz als 10-jähriger 
Durchschnittswert statt wie in der WACC-Mit-
teilung vorgesehen als 5-jähriger Durchschnitts-
wert bestimmt. Gleichzeitig wurde in den betref-
fenden Entscheidungen dargelegt, dass im Sinne 
eines Gleitpfades die 10-jährige Durchschnitts-
wertermittlung Zug um Zug innerhalb von drei 
Jahren auf die in der WACC-Mitteilung vorge-
sehene 5-jährige Ermittlung überführt werden 
soll. Dementsprechend enthält die aktuelle Be-
rechnung zu 2/3 eine 10-jährige und zu 1/3 eine 
5-jährige Mittelung des risikofreien Zinses.

Aufgrund der zunehmenden Migration hin zu 
höherbitratigen Produkten entfallen auf die Kün-
digungsentgelte zur Aufhebung von Schaltun-
gen am HVt aktuell die höchsten Absatzmengen. 
Während die Telekom Bündelungen von Kündi-
gungsaufträgen, d. h. die Durchführung mehrerer 
Schaltungen am HVt zu einem einheitlichen Ter-
min, verneinte, ging die Beschlusskammer davon 
aus, dass über einen kurzen Zeitraum Aufträge 
zur Aufhebung von Schaltungen gesammelt und 
dann an einem wöchentlichen „Deaktivierungs-
tag“ gemeinsam erledigt werden können. Deshalb 
waren die entsprechenden KeL zu reduzieren.

Die Genehmigung wurde antragsgemäß in Ab-
kehr von der bisherigen Praxis einer zweijährigen 
Genehmigung auf drei Jahre befristet.
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Standardangebot der Telekom für Fiber  
Broadband

Die Telekom wurde durch die am 21. Juli 2022 er-
lassene Regulierungsverfügung für den Markt 1 
(BK3i-19/020) unter anderem verpflichtet, ein 
Standardangebot für den virtuell entbündelten 
Zugang zu ihren Glasfaserinfrastrukturen zu ver-
öffentlichen. Die Telekom hat das Standardange-
bot am 21. Oktober 2022 und damit fristgerecht 
innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist von 
drei Monaten (§ 29 Abs. 2 TKG) zur Prüfung vor-
gelegt.

Der Vertragsentwurf setzt auf den im Verfah-
ren zum Erlass der Regulierungsverfügung be-
reits vorgelegten Fiber-Broadband-Vertrag auf. 
Der Fiber-Broadband-Vertrag seinerseits basiert 
auf dem regulierten Standardangebot zu Layer-
2-Bitstream-Access (BK3d-15/003, BK3d-18/015). 

Die Beschlusskammer 3 hat die Telekom durch 
die Regulierungsverfügung zum Monitoring ver-
pflichtet. Dem ist die Telekom gefolgt und hat Re-
gelungen zum Monitoring in das Standardange-
bot aufgenommen.

Einige Wettbewerber haben den Fiber-Broad-
band-Vertrag mit Blick auf die mit der Telekom 
zuvor abgeschlossenen Commitment-Verträge 
und einen möglichst schnellen Einstieg in den 
Glasfaserausbau bereits vor Eröffnung des Stan-
dardangebotsverfahrens abgeschlossen, drängen 
jedoch gleichwohl auf Überprüfung und betonen 
wie auch andere Wettbewerber die Bedeutung 
der Bedingungen des Standardangebots für den 
Glasfaserausbau.

Entgegen den bisher abgeschlossenen Fiber-Bro-
adband-Verträgen enthält der im Standardange-
botsverfahren vorgelegte Vertragsentwurf keine 
Regelung für die Leistung „FB-Access locked“. Da-

bei handelt es sich um den Zugang zu den auf der 
alten IT-Umgebung verwalteten FTTH-Anschlüs-
sen. Die Telekom ist durch die Regulierungsver-
fügung verpflichtet, diese Anschlüsse bis zum 
15. Dezember 2023 auf die neue IT-Umgebung 
zu migrieren, damit die Nachfrager auf diese An-
schlüsse auch wie die Telekom selbst nach dem 
Prinzip des Equivalenz of Input (EoI) zugreifen 
können.

Die Beschlusskammer hat das Überprüfungsver-
fahren nach § 29 TKG eingeleitet und den Ent-
wurf des Standardangebots zur Kommentierung 
gegeben. Darauf wurden von elf Beigeladenen 
umfangreiche Stellungnahmen abgegeben. Am 
19. Januar 2023 fand eine siebenstündige öffent-
liche mündliche Verhandlung statt. Der Telekom 
sowie den 22 Beigeladenen wurde im Nachgang 
der Verhandlung eine Stellungnahmefrist bis 
zum 10. März 2023 eingeräumt. Die Beschluss-
kammer wird das vorgelegte Standardangebot im 
Lichte der umfangreichen Stellungnahme prüfen 
und die Telekom gegebenenfalls zur Abänderung 
des Standardangebotes auffordern.

Standardangebot der Telekom für die NGN-Zu-
sammenschaltung und Standardangebot für 
die Mobilfunkterminierung 

Die Beschlusskammer 3 hat am 10.10.2022 die 2. 
Teilentscheidung für die NGN-Zusammenschal-
tung mit dem Netz der Telekom erlassen. Die 
TDG hatte am 09. Juli 2021 das NGN-IC-Stan-
dardangebot 2021 vorgelegt. Dieses ersetzt das 
zuletzt geprüfte NGN-Standardangebot (2. Teil-
entscheidung vom 17. Dezember 2015 im Verfah-
ren BK3d-13/033).

Der Telekom ging es im Wesentlichen darum, die 
auf europäischer Ebene erfolgte Deregulierung 
der Zuführungsleistungen im Standardangebot 
abzubilden, unterschiedliche Preise je nach Ur-
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sprung in und außerhalb der EU zu ermöglichen, 
die NGN-Interconnection- Anschlüsse (NICAs) 
in der Variante 155 Mbit/s sowie die Pflicht zur 
Doppelabstützung der NICAs zu streichen sowie 
einige Anpassungen im Hinblick auf das neue 
TKG vorzunehmen.

Eine hohe technische Komplexität in diesem Ver-
fahren ergab sich im Zusammenhang mit den 
Abrechnungsmodalitäten beim sogenannten 
Origin Based Rating (OBR), das die Möglichkeit 
eröffnet, ein im Vergleich zur innerhalb der EU 
geltenden maximalen Obergrenze erhöhtes Ter-
minierungsentgelt zu erheben, wenn ein Anruf 
mit Ursprung außerhalb der EU terminiert wird. 
Konkret ging es darum, in einem ersten Schritt zu 
bestimmen, welche technischen Informationen 
bei der Anrufzustellung maßgeblich für die Ur-
sprungsbestimmung heranzuziehen sind (P-As-
serted Identity Header oder History Information 
Header). Im zweiten Schritt war darüber zu befin-
den, unter welchen Umständen die im als maß-
geblich identifizierten P-Asserted Identitiy (PAI) 
Header übermittelten Informationen als korrekt 
anzusehen sind. In diesem Kontext war erforder-
lich, den Begriff der „gültigen PAI“ zu definieren. 
Die PAI entspricht nach der Definition im Stan-
dardangebot der A-Rufnummer eines Anschlus-
ses. Diese enthält die Angabe, woher ein Anruf 
kommt. Nach dem Vertragswerk ist die Überga-
be einer „ungültigen PAI“ eine Pflichtverletzung, 
weil dann die Bestimmung des Ursprungs nicht 
möglich ist. Im Fall einer „ungültigen PAI“ ist die 
Telekom berechtigt, vom Vertragspartner ein er-
höhtes Terminierungsentgelt zu verlangen. Nach 
Auffassung der Beschlusskammer entsprach die 
von der Telekom vorgelegte Definition in Teilen 
nicht vollumfänglich dem Maßstab der Billigkeit 
und war daher angemessen neu zu fassen.

Am 23. August 2021 hatte die Telekom außerdem 
ein Standardangebot betreffend die IP-Zusam-

menschaltung für die Terminierung im Mobil-
funknetz vorgelegt. Dieses ersetzt das zuletzt ge-
prüfte Standardangebot vom 31. Oktober 2007 im 
Verfahren BK3a-06/040.

Das von der Beschlusskammer durch die zwei-
te Teilentscheidung vom 10. Oktober 2022 fest-
gelegte neue Mobilfunk-Standardangebot trägt 
technischen Fortschritten und zwischenzeitlich 
eingetretenen Rechtsänderungen Rechnung. 
Die Telekom hatte die Zusammenschaltung bis-
her leitungsvermittelt auf Basis des PSTN (Pub-
lic Switched Telephone Network) angeboten. Die 
hierfür notwendigen technischen Komponen-
ten wurden nicht mehr umfänglich unterstützt. 
Die Zusammenschaltung wird nunmehr einzig 
auf Basis paketvermittelter Technik über eine IP-
Schnittstelle angeboten.

Das Angebot setzte auf das bereits geprüfte Stan-
dardangebot der Telefónica Germany GmbH & 
Co. oHG auf (BK3g-17/068). Neu war jedoch, dass 
aufgrund des Origin Based Rating (OBR) ebenso 
wie im Festnetz (Standardangebot NGN-Zusam-
menschaltung) unterschiedliche Preise je nach 
Ursprung in und außerhalb der EU ermöglicht 
werden.

Auch die Telefónica Germany GmbH & Co. oHG 
hat mit Schreiben vom 7. Juli 2022 ein Standard-
angebot für die Terminierung von Sprachverbin-
dungen in ihrem Mobilfunknetz über eine IP-
Schnittstelle vorgelegt. Das IP-Angebot setzt auf 
dem zuvor genannten Standardangebot der TDG 
auf.
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Monitoring der Terminierungsobergrenze

Seit dem 1. Juli 2021 gilt für die Anrufzustel-
lung ein unionsweit einheitliches maximales 
Zustellungsentgelt (Festnetz: 0,07 Cent, Mobil-
funk: 0,7 Cent bzw. 0,55 Cent seit 1. Januar 2022, 
0,4 Cent ab 1. Januar 2023 und 0,2 Cent ab 1. Januar 
2024). 

Die EU-Kommission hatte diese Obergrenze 
mit Delegierter Verordnung (EU) 2021/654 vom 
18. Dezember 2020 verabschiedet. Alle deutschen 
Netzbetreiber haben daraufhin ihre Entgelte ent-
sprechend der jeweiligen Obergrenze angepasst. 
Die Bundesnetzagentur stellt gemäß § 38 Abs. 6 
TKG die Einhaltung der Obergrenze sicher. 

Bei der Überprüfung wurden bisher keine Verstö-
ße gegen die Obergrenze festgestellt.

Entgeltbeschwerden 

Umfangreiche Analysen und Berechnungen ver-
langte eine im Dezember 2021 bei der Beschluss-
kammer 3 eingegangene Beschwerde der Telefó-
nica Germany GmbH & Co. oHG.

Telefónica vermutete eine Preis-Kosten-Schere 
(PKS) auf dem Festnetz Vorleistungsmarkt (Markt 
1) sowie eine Behinderung der Absatzpotenziale 
von Wettbewerbern gegenüber deren Endkun-
den durch ungerechtfertigte Bevorzugung des 
eigenen Vertriebs der Telekom (Missbrauchstat-
bestände nach § 37 TKG).

Die Beschwerde machte geltend, die Praxis der 
PKS Prüfung müsse neu justiert werden. Der An-
teil der von Wettbewerbern gezahlten Bereitstel-
lungsentgelte, der Vertriebsanteil über Internet-
Portale sowie der Anteil an jungen Kunden liege 
höher als bei den Prüfungen der Beschlusskam-
mer angenommen. Die Parameter müssten mit 

höherem Gewicht in die Preisprüfung eingehen. 
Die Beschwerdeführerin setzte sich für eine ge-
sonderte PKS-Prüfung für die Segmente Vertrieb 
über Online-Vergleichsportale und Angebote für 
die Altersgruppe 18 bis 28 ein. Sie vermutete ins-
besondere in diesen Segmenten eine deutliche 
Preis-Kosten Schere. Neben weiteren für erfor-
derlich gehaltenen Anpassungen seien insbe-
sondere auch Kosten für Endkunden-Hardware 
(Router) zu berücksichtigen.

Zweifel an der Gleichbehandlung von Wettbe-
werbern waren auf den Vortrag gestützt, die Mar-
ge der Telekom sei im Verhältnis zu den Vorleis-
tungsnachfragern überhöht. Die tatsächlichen 
Kosten der Telekom lägen weit unterhalb der von 
ihr verlangten Überlassungsentgelte.

Die Beschlusskammer hat die Besorgnis und Kri-
tikpunkte im Rahmen der Marktabfrage zu den 
TAL-Überlassungsentgelten (BK3c-22/002) auf-
gegriffen und den Fragebogen entsprechend de-
tailliert ergänzt. Im Ergebnis haben sich hieraus 
teilweise Aktualisierungen der kritisierten Para-
meter ergeben. Die PKS-Prüfung wurde in Sum-
me deutlich verschärft. 

Allerdings wurden Kosten für Endkunden-Hard-
ware auch weiterhin nicht anerkannt. Die Be-
schwerdeführerin hatte zugestanden, diese auch 
selbst dem Kunden nur entgeltlich zur Verfügung 
zu stellen. 

Die Forderung nach einer PKS-Prüfung für spe-
zielle Kundensegmente (junge Kunden) und Ver-
triebsvarianten (Internet-Portal) wurde in der 
Vergangenheit bereits mehrfach abschlägig be-
schieden. Die Beschlusskammer sah auch weiter-
hin keine neuen Erkenntnisse, die hier zu einer 
Neubewertung führen konnten.
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Dem Vortrag einer ungerechtfertigten Bevorzu-
gung des eigenen Vertriebs der Telekom konn-
te die Beschlusskammer nicht folgen.  Es liegt in 
der Natur der Sache und ist damit nicht miss-
bräuchlich, dass die Telekom bei einer höheren 
Wertschöpfung ihres Endkundenangebots be-
rechtigterweise eine höhere Umsatzrendite er-
wirtschaften kann als ein Vorleistungsnachfrager. 
Die Bewertung steht in Einklang mit der Syste-
matik der Entgeltregulierung des TKG. Eine Ab-
leitung von Kostenmaßstäben aus den Vermu-
tungstatbeständen des § 37 TKG wäre mit dem 
von § 39 TKG eingeräumten Ermessen über den 
Genehmigungsmaßstab nicht vereinbar. 

Die Prüfung der Beschwerde zeigte im Ergebnis, 
dass auch bei weiterer Verschärfung der Parame-
trisierung keine PKS bezüglich der Vorleistung 
IP-BSA festzustellen war. Anhaltspunkte für ei-
nen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot 
bestanden nicht. Damit konnten im Rahmen der 
Beschwerde keine Tatsachen festgestellt werden, 
die die Einleitung einer Überprüfung der Entgel-
te in einem förmlichen Verfahren nach § 46 Abs. 
1 TKG gerechtfertigt hätten.

Mit Schreiben vom 2. Dezember 2022 erreichte 
die Beschlusskammer eine weitere Beschwerde 
der Telefónica wegen zu hoher Vorleistungsprei-
se der Telekom. Es wurde ein Verstoß gegen § 46 
i. V. m. § 37 TKG vermutet. Die in diesem Zusam-
menhang erneut durchgeführten umfangreichen 
Ermittlungen kamen weiterhin zu dem Ergebnis, 
dass kein Verfahren zur nachträglichen Regulie-
rung der derzeit gültigen Entgelte für den Zu-
gang zu L2-BSA- bzw. IP-BSA einzuleiten ist.

Standardangebotsverfahren Carrier Festverbin-
dung Ethernet 2.0 (CFV 2.0)

Im Jahr 2018 hat die Telekom im Bereich der 
hochqualitativen Geschäftskundenzugänge die 
Leistung CFV 2.0 in den Markt eingeführt. Posi-
tioniert hat sie diese als Nachfolgeleistung der 
Leistung CFV 1.0. Die Telekom wurde verpflich-
tet, für die neue Leistung ein Standardangebot 
vorzulegen. Dieses wurde in einem mehrstufigen 
Verfahren daraufhin überprüft, ob es den Krite-
rien der Chancengleichheit, Billigkeit und Recht-
zeitigkeit entspricht und so umfassend ist, dass es 
von einer Vielzahl von Nachfragern ohne weitere 
Verhandlungen angenommen werden kann. Der 
Telekom wurden Anpassungsvorgaben für diver-
se Regelungen des Standardangebots gemacht, 
zuletzt mit der zweiten Teilentscheidung vom 
25. November 2022. Diese Vorgaben betrafen u.a. 
das Fristenregime für die Bestellung, Bereitstel-
lung und Entstörung der CFV 2.0 einschließlich 
der Eskalationsverfahren, die Einführung von 
Vertragsstrafen für verzögerte Bereitstellungen, 
die Streichung sogenannter Planungsabsprachen, 
die Auferlegung einer Ausbauverpflichtung, den 
Ausweis differenzierter Qualitätsparameter (ins-
besondere Delaywerte) sowie diverser weiterer 
technischer Leistungsparameter, u. a. die Erwei-
terung des Kanons der transparent zu übertra-
genden Protokolle. Erstmalig wurde die Monito-
ringvergabe aus der Regulierungsverfügung für 
alle Produkte des Marktes 4 ausgestaltet. 

Verfahren der nachträglichen Kontrolle von 
Entgelten für die hochqualitative Zugangsleis-
tung Wholesale Ethernet Virtual Privat Net-
works 2.0 (VPN 2.0) und nachfolgende Anord-
nung der entsprechenden Entgelte 

Die Beschlusskammer 2 hat mit Beschlüssen vom 
31. Mai 2022 sowie vom 17. August 2022 grund-
legende Weichenstellungen für die Entgelte auf 
dem Markt für hochqualitative Geschäftskun-
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denprodukte vorgenommen. Konkret wurde 
festgestellt, dass die von der Telekom erhobe-
nen Entgelte für bestimmte Leistungen (Über-
lassung „Upgradefähige“ Anschlüsse 1 G UNI / 
NNI, Überlassung Verbindung „Premium“, NNI-
Anschlüsse 10 G Customer Sited, Überlassung 
NNI-Anschlüsse 10 G Kollokation) des Produktes 
VPN 2.0 nicht den Maßstäben des § 37 TKG genü-
gen. Der Telekom wurde in Folge dessen unter-
sagt, die aufgeführten Entgelte zur fordern oder 
zu vereinbaren. Das von ihr für diese Leistungen 
verlangte Entgelt wurde für unwirksam erklärt. 
Nachdem die Telekom auf ihr Vorschlagsrecht 
zur Benennung rechtskonformer Entgelte ver-
zichtet hat, hat die Beschlusskammer in einem 
nachgelagerten Verfahren entsprechende Entgel-
te von Amts wegen angeordnet. 

Anlass für das Verfahren bildeten unterschied-
liche Preisanzeigen für die gegenständlichen Ta-
rife mit Wirksamkeit ab dem 1. April 2022. Den 
Preisanzeigen vorausgegangen waren von der Te-
lekom angestrengte Verfahren vor dem Verwal-
tungsgericht Köln mit denen sie sich gegen die 
Aufforderung der Beschlusskammer 2 zur Anzei-
ge der VPN 2.0-Entgelte für Verbindungsleistun-
gen der für den Geschäftskundenmarkt zentralen 
Verkehrsklasse „Standard“ sowie den Übergabe-
anschlussleistungen 10 G NNI wehrte. Im An-
schluss an die mündliche Verhandlung vor dem 
VG Köln zog die Telekom am 25. Januar 2022 ihre 
diesbezügliche Klage zurück und legte die gegen-
ständlichen Entgelte zur Anzeige vor. 

Die Prüfung durch die Beschlusskammer ergab, 
dass die für die Zeit ab dem 1. April 2022 ange-
zeigten Entgelte für die Zugangsleistungen VPN 
2.0 für Übertragungswege von 2 Mbit/s bis 155 
Mbit/s in Teilen im Sinne des § 37 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 
TKG missbräuchlich überhöht waren. So verlang-
te die Telekom für einzelne Leistungen Entgelte, 
die die Kosten der effizienten Leistungsbereitstel-

lung um 15 Prozent und mehr überstiegen. Die 
Ermittlungen zeigten, dass bei den gegenständ-
lichen Leistungen ein Zuschlag von mehr als 
5 Prozent über den Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung als missbräuchlich zu werten 
war. Als gänzlich unzulässig erwies sich ein Zu-
schlag auf diese Kosten, sofern, wie dies in Tei-
len der Fall war, die Telekom ihren eigenen End-
kunden entsprechende Leistungen zu Preisen 
anbietet, die unter den Entgelten liegen, die ein 
Wettbewerber für den Erwerb der korrespondie-
renden Vorleistungsprodukte an die Telekom zu 
entrichten hat. 

Im folgenden Anordnungserfahren wurden Ent-
gelte angeordnet, die den Kosten der effizienten 
Leistungsbereitstellung zuzüglich eines Erheb-
lichkeitszuschlages von 5 Prozent entsprechen 
mit Ausnahme der Entgelte für die Leistung UNI/
NNI 1 G Customer Sited. Für die Leistung UNI/
NNI 1G Customer Sited wurde kein Erheblich-
keitszuschlag gewährt, weil diese Leistung von 
der Telekom gegenüber ihren eigenen Geschäfts-
kunden in bestimmten Rabattstufen unterhalb 
der Kosten der effizienten Leistungsbereitstel-
lung bereitgestellt wird.
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Entgeltgenehmigung für die Bereitstellung und 
die monatliche Überlassung der Carrier-Fest-
verbindungen Ethernet 2.0 (CFV 2.0)

Die Entgelte für das Leistungsangebot CFV 2.0 
der Telekom unterliegen innerhalb der Bandbrei-
ten ab 2 Mbit/s bis einschließlich 155 Mbit/s der 
Entgeltgenehmigungspflicht. 

Aufgrund auslaufender Entgeltgenehmigungs-
fristen wurden im Jahr 2022 erneut Entgelte für 
die Überlassung der CFV 2.0 mit Beschluss BK2a-
21/008 vom 5. April 2022 befristet bis 31. März 
2024 sowie für die Bereitstellung der CFV 2.0 mit 
Beschluss BK2a-22/005 vom 29. September 2022 
befristet bis zum 30. November 2025 genehmigt.
Bei den Überlassungsentgelten wurde für Kup-
feranschlüsse gegenüber der bislang pauscha-
len Entgeltsystematik nunmehr die Einführung 
differenzierter Entgelte für SDSL (bis einschl. 
8 Mbit/s) und VDSL (bis einschl. 20 Mbit/s) be-
antragt und genehmigt. Für reine Glasfaseran-
schlüsse gilt die bisherige Preissystematik dem-
gegenüber unverändert fort, allerdings führte 
deren Entgeltgenehmigung zu einer spürbaren 
Absenkung gegenüber den beantragten und bis-
lang genehmigten Entgelten. Auch die Verbin-
dungsentgelte wurden für nahezu alle Bandbrei-
ten abgesenkt. Eine Ausnahme bildet einzig die 
Verbindungsbandbreite 2 Mbit/s. 

Bei den Bereitstellungsentgelten wurde im Ein-
klang mit der Entgeltsystematik für die Über-
lassung von Kupferanschlüssen nunmehr eben-
falls die Einführung differenzierter Entgelte für 
SDSL (bis einschl. 8 Mbit/s) und VDSL (bis einschl. 
20 Mbit/s) beantragt und genehmigt. Bei der 
unveränderten Preissystematik für Glasfaser-
anschlüsse wurden die Bereitstellungsentgelte 
gegenüber den zuletzt genehmigten Entgelten 
durchgehend abgesenkt, wobei insbesondere die 
Bereitstellungsentgelte für Kollokationsanschlüs-
se deutlich abgesenkt wurden.    

Nationale Streitbeilegungsstelle 
des DigiNetzG

Im Jahr 2022 wurde die nationale Streitbeile-
gungsstelle des DigiNetzG erneut intensiv von 
Marktteilnehmern angesprochen und u. a. in 
dreizehn Streitbeilegungsverfahren durch Markt-
teilnehmer angerufen. Gegenstand der Streit-
beilegungsverfahren waren dabei Ansprüche auf 
Mitnutzung, Auskunftsansprüche und Ansprüche 
auf offenen Netzzugang (Open Access) im geför-
derten Bereich. 

Thematische Verteilung anhängige Streitbeilegungen

Offener Netzzugang (§ 155 TKG)
Mitnutzung (§ 138 TKG)
Erteilung von Informationen (§§ 136, 142 TKG) 
Vorläufige Anordnung (§ 207 TKG)

in 2022

9

2

1

3

Verhandlungen über Informationsansprüche, 
Mitnutzungen, Mitverlegungen sowie deren 
Bedingungen sind zunächst Sache der 
Nutzungsnachfrager und Infrastrukturinhaber. 
Sofern sich diese in bilateralen Einigungs- 
verfahren jedoch nicht über das Ob oder die 
konkreten Bedingungen einigen können, kann 
jede der beteiligten Parteien ein Streitbei- 
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legungsverfahren bei der nationalen Streit- 
beilegungsstelle der Beschlusskammer 11 
beantragen. Diese prüft in gesetzlich vor- 
gegebenen Fristen den Sachverhalt, vermittelt 
zwischen den Parteien und entscheidet auf 
Grundlage einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung. Dabei kann die Beschlusskammer 
u. a. die Angebotslegung oder eine Vertrags- 
anpassung zu fairen und angemessenen 
Bedingungen einschließlich der Entgelte für die 
Mitnutzung beziehungsweise Mitverlegung oder 
die Gewährung eines offenen Netzzugangs 
anordnen.

Verfahrensabschlüsse 2022

Gütliche Einigung im Streitbeilegungsverfahren

Antragsrücknahme aus formalen Gründen

Entscheidungen im Streitfall
Laufende Verfahren

in Prozent

39

39

7

15

 

Entscheidung zu gebäudeinterner Infrastruktur

Nachdem die Beschlusskammer 11 im Verfah-
ren BK11-21/002 erstmals über eine Streitigkeit 
zu gebäudeinterner Infrastruktur zwischen der 
Telekom als Antragstellerin und einer großen 
Wohnungsgesellschaft, der SAGA Siedlungs-Ak-
tiengesellschaft Hamburg, als Antragsgegnerin 
entschieden hatte, nahm die SAGA AG ihre Klage 
im Juni 2022 nach erfolgreichen bilateralen Ver-
handlungen mit der Telekom wieder zurück. 

Der Antrag im Streitbeilegungsverfahren war 
auf die Erlaubnis der Antragsgegnerin gerichtet, 
hausinterne Kupferendleitungen in ihren Liegen-
schaften kostenlos mitnutzen zu dürfen, für den 
Fall, dass zivilrechtlich ein Eigentumswegfall der 
Telekom eingetreten sei. In ihrer Entscheidung 
hatte die Bundesnetzagentur verschiedene ge-
genläufige Interessen ausgeglichen. Die Telekom 
darf die Kupferendleitungen in den umstritte-
nen Gebäuden grundsätzlich weiterhin nutzen. 
Im Gegenzug hatte sie zusätzlich entstehende 
Kosten zu zahlen. Die Mitnutzung der Kupferlei-
tungen endet, sobald die Telekom darüber keine 
Nutzer mehr versorgt; dies schließt auch Vor-
leistungsprodukte für Wettbewerber ein. Dem-
gegenüber besteht keine gesetzliche Grundlage 
für ein Wahlrecht der Wohnungsbaugesellschaft, 
die Mitnutzung auf die Glasfaserleitungen zu be-
schränken. 
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Marktübersicht

Die Kenntnis der praktizierten Vertragskonstel-
lationen zu Mitnutzungen, Mitverlegungen und 
Open Access in geförderten Gebieten versetzt die 
Beschlusskammer in die Lage, streitige Vertrags-
situationen am Marktgeschehen zu spiegeln. Im 
Berichtszeitraum wurden insofern über 7100 
potentielle Inhaber passiver Netzinfrastruktu-
ren aufgefordert, aufgrund der neu in das TKG 
eingefügten Verpflichtungen geschlossene Mit-
nutzungsverträge der Bundesnetzagentur vorzu-
legen. 

Durchsetzung der Verpflichtung zum offenen 
Netzzugang (Open Access) in Fördergebieten

Allgemein 
Die Gewährung staatlicher Beihilfen für den 
Breitbandausbau ist seit über zehn Jahren an 
die Verpflichtung geknüpft, Wettbewerbern Zu-
gang zu der mit Fördermitteln errichteten Inf-
rastruktur zu gewähren. Ziel ist dabei auch die 
Schließung der digitalen Kluft, die Förderung 
der Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse und eines vergleichbaren Diensteangebots 
in Gebieten mit und ohne Förderbedarf. Die Ver-
pflichtung, Wettbewerbern Zugang zu gewähren, 
ergibt sich für die öffentliche Hand aus europäi-
schen und nationalen Regelungen des Beihilfen- 
und Subventionsrechts. Die Vergabe von Förder-
mitteln an private Unternehmen ist nach diesen 
Vorgaben ausdrücklich an die Verpflichtung der 
Unternehmen geknüpft, Nachfragern zeitglei-
chen Zugang zu der mit Fördermitteln errichte-
ten Infrastruktur zu gewähren. 

Zur besseren Durchsetzbarkeit dieses beihilfe-
rechtlich zwingend vorgesehenen offenen Netz-
zugangs und zur Gewährleistung, dass Endnutzer 
eine vergleichbare Auswahl an Produkten unter-
schiedlicher Anbieter, Qualitäten und Preise ha-
ben wie Kunden in Gebieten ohne Förderbedarf, 

hat der deutsche Gesetzgeber mit Inkrafttreten 
der TKG-Novelle am 1. Dezember 2021 flan-
kierend § 155 TKG eingeführt. Danach können 
Wettbewerber bei Eigentümern oder Betreibern 
öffentlich geförderter Telekommunikationsnet-
ze und -linien den Zugang zu diesen Infrastruk-
turen beantragen. Der Anspruch umfasst – wie 
auch bereits vor Einführung des § 155 TKG – die 
nach den beihilferechtlichen Vorgaben vorzuhal-
tenden Vorleistungsprodukte. Dazu zählen zum 
Beispiel der Zugang zu unbeschalteten Glasfa-
sern, zu Bitstromprodukten oder Leerrohren. 

Kommt in bilateralen Verhandlungen keine Zu-
gangsvereinbarung zustande, kann jede Partei 
eine Streitbeilegung bei der Bundesnetzagentur 
beantragen. Dort wird auf Grundlage einer öf-
fentlichen mündlichen Verhandlung in einem 
justizähnlichen Verfahren über den Sachverhalt 
verbindlich entschieden. 

Erste Verfahren zu Open-Access-Streitigkeiten 
Der neu geschaffene Weg der Durchsetzung von 
Zugangsansprüchen durch Einschaltung der 
Bundesnetzagentur nach § 155 TKG wurde im 
Jahr 2022 von Marktteilnehmern eingeschlagen. 
So wurden 2022 bei der Bundesnetzagentur al-
lein neun Anträge auf Beilegung eines Streits 
über einen offenen Netzzugang gestellt. Vier der 
Streitbeilegungsverfahren konnten nach einer 
Antragsrücknahme, meist aufgrund einer bi-
lateralen Einigung, eingestellt werden. In drei 
weiteren Streitbeilegungsverfahren sind bereits 
Entscheidungen ergangen. In den ersten zwei 
materiell-rechtlichen Entscheidungen zum Open 
Access wurde ein Telekommunikationsunter-
nehmen verpflichtet, offenen Netzzugang zu un-
beschalteten Glasfasern eines mit Fördermitteln 
ausgebauten Netzes in Nordhessen zu gewähren. 
Die Entscheidungen betonen jeweils, dass nach 
dem geltenden Rechtsrahmen grundsätzlich alle 
beihilferechtlich vorgegebenen aktiven und pas-
siven Zugangsprodukte für Wettbewerber recht-
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zeitig bereitzuhalten sind, aus denen das nach-
fragende Unternehmen frei auswählen kann. 
Insofern kann der Zugangsanspruch der Unter-
nehmen auch auf die Überlassung unbeschalteter 
Glasfaser im Kernnetz, dem sogenannten Back-
bone, gerichtet sein. Die Entscheidungen sind auf 
der Homepage der Bundesnetzagentur veröffent-
licht.

Open Access Verfahren 2022

Gütliche Einigung im Streitbeilegungsverfahren

Antragsrücknahme aus formalen Gründen

Entscheidungen im Streitfall
Laufende Verfahren

in Prozent

33

33

11

22

Benchmark 
Grundsätzlich kann es in einer Entscheidung er-
forderlich sein, faire und diskriminierungsfreie 
Bedingungen über den offenen Netzzugang zu 
öffentlich geförderten Telekommunikations-
netzen, einschließlich streitig gestellter Entgel-
te, festzulegen oder diese zu überprüfen. Sowohl 
nach europäischem Recht als auch nach natio-
nalen Regelungen sind zunächst „durchschnitt-
liche veröffentlichte Vorleistungspreise, die in 
vergleichbaren, wettbewerbsintensiveren Gebie-

ten des Landes bzw. der Union gelten“ heranzu-
ziehen und vorrangig gegenüber regulierten oder 
kostenorientierten Entgelten anzuwenden. Diese 
Werte wurden 2022 im Rahmen eines Auskunfts-
verlangens im Markt der Betreiber öffentlicher 
Telekommunikationsnetze und Anbieter öffent-
lich zugänglicher Telekommunikationsdienste 
bzw. als Eigentümer oder Betreiber öffentlicher 
Versorgungsnetze erhoben. 

(Konsultation) Grundsätze: 
Neben der Spruchpraxis der ersten Entschei-
dungen sollen auch die nach § 155 Abs. 4 TKG 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz zu veröffentlichenden Grundsätze zu Art, 
Umfang und Bedingungen des offenen Netzzu-
gangs den Marktteilnehmern einerseits Inves-
titionssicherheit geben und andererseits etwai-
gen Zugangsnachfragern die Möglichkeiten und 
Grenzen eines offenen Netzzugangs aufzeigen. 
Die Grundsätze berücksichtigen dabei sowohl 
unionsrechtliche Vorschriften über staatliche 
Beihilfen im Zusammenhang mit dem schnellen 
Breitbandausbau als auch nationale Vorgaben des 
Subventionsrechts. Sie enthalten die zentralen 
Punkte des offenen Netzzugangs in einer kom-
primierten und anwenderfreundlichen Form und 
sollen dem Markt Angaben zu Art, Umfang und 
Bedingungen des offenen Netzzugangs an die 
Hand geben und dazu dienen, für die künftige 
Beihilfepraxis – etwa in Form der Verweisung in 
zu verwendenden Musterverträgen – herangezo-
gen werden zu können.

Nach ersten Abstimmungen auf Arbeitsebene 
zwischen der Bundesnetzagentur und den Minis-
terien startete am 7. Dezember 2022 die Markt-
konsultation der Grundsätze des offenen Netzzu-
gangs im geförderten Bereich. 
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Technische Regulierung

Marktüberwachung 

In Deutschland erfolgt die Marktüberwachung 
auf Grundlage der EU-Verordnung über Markt-
überwachung und die Konformität von Pro-
dukten (Marktüberwachungsverordnung), dem 
Marktüberwachungsgesetz – MüG, dem Elektro-
magnetische-Verträglichkeit-Gesetz – EMVG und 
dem Funkanlagengesetz – FuAG. 

Nach den gesetzlichen Regelungen, für welche 
die Bundesnetzagentur verantwortlich ist, müs-
sen elektrische Geräte und Funkanlagen nicht 
nur das CE-Kennzeichen tragen, sondern es muss 
auch ein in der EU ansässiger Wirtschaftsakteur 
erkennbar sein.

Die Bundesnetzagentur führte sowohl im On-
line- als auch im stationären Handel Überprü-
fungen bei elektrischen Geräten und Funkpro-
dukten durch. Die Behörde musste feststellen, 
dass bei Produkten, die außerhalb der EU her-
gestellt wurden, häufiger Mängel vorlagen als 
bei Produkten aus der EU. Durch entsprechende 
markteinschränkende Maßnahmen wurde ein 
Beitrag für die Sicherheit der Verbraucher sowie 
für einen fairen Wettbewerb geleistet. 

Zudem wurde die Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Landesbehörden insbesondere bei der 
Produktsicherheit und den Marktüberwachungs-
behörden der Nachbarländer weiter intensiviert, 
um nicht konforme Produkte aus dem europäi-
schen Binnenmarkt zu entfernen.

Um Verbraucherinnen und Verbrauchern zu-
künftig eine verbesserte Meldemöglichkeit von 
nicht-konformen Produkten bieten zu können, 
wurde eine webbasierte verbraucherfreundliche 
Lösung auf Basis des OZG (Onlinezugangsgesetz) 
erarbeitet.

Deutsche Marktüberwachungskonferenz 2022

Die Deutsche Marktüberwachungskonferenz 
findet im Herbst eines jeden Jahres in Berlin 
statt. In diesem Jahr konnte die Konferenz am 
14./15. September 2022 als Hybridveranstaltung 
bei der Bundesanstalt für Materialforschung und 
-prüfung (BAM) durchgeführt werden. Die Feder-
führung der Konferenz liegt beim Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Klimaschutz.

Die bei der Bundesnetzagentur angesiedelte 
Geschäftsstelle des Deutschen Marktüberwa-
chungsforums unterstützte die Vorbereitung und 
Durchführung der Konferenz.

Die rund 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
vor Ort sowie die 300 online zugeschalteten Zu-
hörer hatten Gelegenheit, mit Vertretern der 
Europäischen Kommission, dem Verband der 
Elektro- und Digitalindustrie e.V. (ZVEI), dem 
Deutschen Institut für Normung e.V. (DIN) sowie 
dem Fraunhofer-Institut für Produktionsanla-
gen und Konstruktionstechnik (IPK) die aktuel-
len Problemstellungen für die Marktüberwa-
chung im Zusammenhang mit der Umsetzung 
des digitalen Produktpasses zu diskutieren.  Fer-
ner wurden aktuelle IT-Projekte in der Online- 
Marktüberwachung, der präventive Schutz im 
Onlinehandel sowie aktuelle Themen aus den 
Rechtsbereichen in Impulsvorträgen vorgestellt 
und diskutiert. 
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Wettbewerbsförderung und Verbraucherschutz 
– Interoperabilität im Bereich der audiovisuel-
len Medien

Der Konsum von TV-Programmen findet mitt-
lerweile sowohl über klassische Rundfunkver-
breitungswege als auch über Streaming im Inter-
net statt. So wurde z. B. im DVB-Project unter 
Mitwirkung der Bundesnetzagentur mit DVB-I 
eine Technologie entwickelt, die für den Konsu-
menten eine Brücke zwischen den beiden Tech-
nologien bilden kann. Durch eine gemeinsame 
Service-Liste können dem Verbraucher AV-Medi-
endienste, wie z. B. von unterschiedlichen Über-
tragungswegen bezogene Rundfunkprogramme, 
zur Verfügung gestellt werden.

Auch nach Abschluss der Standardisierung wur-
den die Arbeiten in nationalen Arbeitsgruppen, 
mit Blick auf eine mögliche Markteinführung, 
begleitet. Dabei standen auch weiterhin Wettbe-
werbs-, Interoperabilitäts- und Verbraucheras-
pekte im Fokus.

Webformular zur Meldung von nichtkonformen 
Funk- und EMV-Produkten (Abt. 4)

Im Rahmen der Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes, das den Onlinezugang zu Verwaltungs-
leistungen verbessern soll, hat die Bundesnetz-
agentur ein Webformular zur Meldung von nicht 
konformen Funk- und EMV (elektromagneti-
sche Verträglichkeit)- Produkten entwickelt und 
bis zur Abnahme vorangetrieben. Des Weiteren 
wird mit dem Webformular auch der Forderung 
der neuen Marktüberwachungsverordnung (EU) 
2019/1020 Rechnung getragen, „Verbraucher-
beschwerden und andere auf Nichtkonformität 
hindeutende Informationen von anderen Be-
hörden, Wirtschaftsakteuren, Medien und aus 
anderen Quellen“ für die zu prüfenden Produkte 
zu berücksichtigen. Mit dem Webformular soll 

die Hemmschwelle zur Kontaktaufnahme mit 
der Bundesnetzagentur deutlich gesenkt und da-
mit auch dem Verbraucherschutz entsprechend 
Rechnung getragen werden. Die Meldung an die 
Bundesnetzagentur hilft dabei, Wettbewerbsver-
zerrungen aufzudecken und mangelhafte und 
unsichere Geräte vom Markt zu entfernen.

Funkanlagen / Personenschutz

Mit dem Standortbescheinigungsverfahren der 
Bundesnetzagentur wird sichergestellt, dass die 
für den Betrieb der Funkanlagen vorgeschrie-
benen Personenschutzgrenzwerte an Funkanla-
genstandorten eingehalten werden. Im Jahr 2022 
wurden von der Bundesnetzagentur insgesamt 
22075 Standortbescheinigungen erteilt, wovon 
2260 mit dem feldtheoretischen Bewertungs-
verfahren WattWächter bewertet wurden. Im 
Oktober 2022 wurde das Bewertungsverfahren 
WattWächter um das Feature zur Berücksich-
tigung der Materialdämpfung erweitert. Damit 
konnte der physikalischen Tatsache, dass die von 
Funkanlagen ausgehenden elektromagnetischen 
Strahlungen bei der Transmission durch vorhan-
dene Betondecken reduziert werden, auf eine 
konservative Weise im Sinne des Personenschut-
zes Rechnung getragen werden.

Das EMF-Monitoring zur Langzeiterfassung und 
Bewertung der örtlichen Emissionen von Funk-
anlagen wurde im Jahr 2022 wieder gestartet. Die 
Bundesnetzagentur hat dafür neue Messsysteme 
mit einem größeren Frequenzbereich bis 6 GHz 
angeschafft. Auch dieses Messsystem kann wie 
bisher von Landesbehörden sowie von Gemein-
den nach Verfügbarkeit kostenfrei abgerufen 
werden. Alle Messergebnisse werden in der EMF-
Karte öffentlich dargestellt.
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Weitere Informationen zum Standortverfahren 
und den von der Bundesnetzagentur durchge-
führten Messreihen finden Sie auf den EMF-Sei-
ten der Bundesnetzagentur:  
www.bundesnetzagentur.de/emf

Schnittstellenbeschreibungen für Funkanlagen

Bei den Funk-Schnittstellenbeschreibungen 
(SSBn) handelt es sich um technische Beschrei-
bungen oder Spezifikationen für Funkanlagen, 
die in Frequenzbändern betrieben werden, deren 
Nutzung nicht europaweit harmonisiert (verein-
heitlicht) ist. Sie enthalten Angaben, die erfor-
derlich sind, damit die Hersteller die jeweiligen 
Prüfungen in Bezug auf die für Funkanlagen 
geltenden grundlegenden Anforderungen nach 
eigener Wahl durchführen können. Gemäß § 33 
Absatz 1 und § 23 Absatz 2 Textziffer 6 Funkanla-
gengesetz ist die Bundesnetzagentur mit der Be-
reitstellung der SSBn betraut. Derzeit liegen über 
90 SSBn abrufbereit vor unter www.bundesnetz-
agentur.de/schnittstellenbeschreibungen. 

Die Bundesnetzagentur hat auch im Jahr 2022 die 
Erarbeitung bzw. Aktualisierung von SSBn kon-
tinuierlich fortgesetzt. Sie hat neun neue SSBn 
fertig gestellt und mit einer Amtsblattverfügung 
in Kraft gesetzt. Weitere neun SSB-Entwürfe be-
finden sich in Abstimmung, so dass in 2023 mit 
deren Inkraftsetzung zu rechnen ist. 

Veröffentlichung der Technischen Richtlinie 
DE-Alert

Unter dem Eindruck der Flutkatastrophe im 
Sommer 2021 wurde die politische Entscheidung 
getroffen, auch in Deutschland ein zusätzliches 
auf Textnachrichten und einer rundfunkartigen 
Aussendung basierendes Warnmittel („Cell Bro-
adcast“) einzuführen.

Mit § 164a des neuen Telekommunikationsgeset-
zes und der Mobilfunk-Warn-Verordnung hat der 
Gesetzgeber die primären rechtlichen Grundla-
gen dafür geschaffen. Mit der Technischen Richt-
linie DE-Alert legte die Bundesnetzagentur die 
technischen Einzelheiten dazu fest. Durch die 
konkreten Vorgaben wurde den verpflichteten 
Mobilfunknetzbetreibern regulatorisch ermög-
licht, die neuen gesetzlichen Regelungen zu öf-
fentlichen Warnungen über Mobilfunknetze in 
ihren Netzen kurzfristig umzusetzen.

Die Technische Richtlinie DE-Alert in der Aus-
gabe 1.1 wurde am 23.11.2022 im Amtsblatt der 
Bundesnetzagentur bekannt gemacht. Sie ist ab 
dem 23. Februar 2023 zu erfüllen.

http://www.bundesnetzagentur.de/emf
http://www.bundesnetzagentur.de/schnittstellenbeschreibungen
http://www.bundesnetzagentur.de/schnittstellenbeschreibungen
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Telekommunikation/Technik/Schnittstellenbeschreibungen/start.html 
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Öffentliche Sicherheit 

Technische Schutzmaßnahmen

Die zentralen Zielsetzungen des § 165 TKG um-
fassen den Schutz des Fernmeldegeheimnisses, 
den Schutz personenbezogener Daten sowie den 
Schutz vor Störungen und die Beherrschung der 
Risiken für die Sicherheit von TK-Netzen und 
-diensten. Aufgrund der am 1. Dezember 2021 in 
Kraft getretenen Neufassung des Telekommuni-
kationsgesetzes, dem steigenden Wandel durch 
neue Technologien und der aktuellen Bedro-
hungslage ist die Weiterentwicklung und Über-
arbeitung des Kataloges von Sicherheitsanforde-
rungen aufgenommen worden.

Basierend auf der Konferenz „Resilienz der Netze“ 
am 29. März 2022 und der gegenwärtigen geo-
politischen Lage ist das Strategiepapier „Resilienz 
der Telekommunikationsnetze“ in Zusammen-
arbeit mit dem Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI), den Telekommuni-
kationsnetzbetreibern und den Telekommuni-
kationsverbänden entwickelt worden. Ziel des 
Papiers ist es, Handlungsfelder und Szenarien zu 
identifizieren. Basierend auf diesen Ergebnissen 
sollten geeignete Maßnahmen sowie eine Hand-
lungsempfehlung formuliert werden, wie die 
Telekommunikationsnetze in Deutschland ins-
besondere mit Blick auf mögliche zukünftige Be-
drohungen und Katastrophen widerstandsfähi-
ger gestaltet werden können.

Im Berichtszeitraum erfolgte bei 366 verpflich-
teten Unternehmen eine stichprobenweise 
Überprüfung der Umsetzung des Sicherheits-
konzeptes. Des Weiteren wurden der Bundes-
netzagentur 85 neue und 265 überarbeitete 
Konzepte vorgelegt, die auf Einhaltung der Vor-
schriften nach § 166 Abs. 1 TKG überprüft wur-
den. Die Androhung eines Zwangsgeldes zur 

Durchsetzung der Verpflichtung erfolgte bei acht 
Unternehmen, wobei vier Unternehmen erst 
nach Festsetzung eines Zwangsgeldes der Ver-
pflichtung nachgekommen sind.

Aufgrund der andauernden Corona-Pandemie 
erfolgte die Umsetzungsprüfung verstärkt durch 
Aufforderung zur Vorlage geeigneter Dokumen-
te und Informationen, welche die Umsetzung er-
kennen lassen. Prüfungen in den Betriebsräumen 
erfolgten nur in wenigen Fällen. Im Berichtszeit-
raum gingen 57 Mitteilungen über Sicherheits-
verletzungen im Sinne des § 168 TKG ein.

Daten für Auskunftsersuchen der Sicherheits-
behörden

Das Automatisierte Auskunftsverfahren (AAV) 
ermöglicht gesetzlich berechtigten Stellen (insb. 
Polizei, Landeskriminalämtern, Bundes- und 
Staatsschutzbehörden sowie Notrufabfragestel-
len), rund um die Uhr automatisiert und hochsi-
cher Anschlussinhaberdaten wie Name, Anschrift 
oder Rufnummer über die Systeme der Bundes-
netzagentur bei den Telekommunikationsunter-
nehmen (TKU) abzufragen. Derzeit nehmen 117 
Systeme als berechtigte Stellen und 104 TKU als 
verpflichtete Unternehmen am Verfahren teil. 

Durch technische Optimierungen sind Auskünf-
te sehr schnell, im Bedarfsfall innerhalb weniger 
Sekunden, möglich. Im Jahr 2022 wurden ins-
gesamt 23 Mio. Ersuchen durch die Systeme der 
Bundesnetzagentur beantwortet. 

Weiterhin wurden die im Dezember 2021 neu 
veröffentlichten Vorgaben für Identifizierungs-
verfahren im Prepaid-Mobilfunksektor im Feb-
ruar 2022 von einem sogenannten Konformitäts-
bewertungsprogramm flankiert. Perspektivisch 
sollen Identifizierungsverfahren der TKU durch 
nach diesem Programm akkreditierte Zertifizie-
rungsstellen überprüft werden und dürfen nur 
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nach erfolgreicher Prüfung weiter im Rahmen 
der Registrierung von Prepaid SIM-Karten ein-
gesetzt werden. Anlässlich von Berichten über 
Sicherheitsmängel bei Video-Ident-Verfahren 
generell befinden sich die regulatorischen Vorga-
ben insgesamt derzeit in der Überarbeitung, was 
sich auch auf die verzögerte Einleitung von Kon-
formitätsbewertungen auswirkt. Ziel ist der Ab-
schluss der Arbeiten im dritten Quartal 2023.

Zudem wurde der Evaluierungsbericht zur Kun-
dendatenauskunftsverordnung (KDAV) seitens 
des BMDV unter Mitwirkung des Referats ITS 14 
erstellt. Im Jahr 2023 soll die neue Version der 
KDAV erstellt werden und in Kraft treten.

Ferner soll im kommenden Jahr eine neue TR-
AAV unter Beteiligung der betroffenen Kreise 
erarbeitet werden, welche u.a. neue Vorgaben 
zu Suchmöglichkeiten, zur Verkürzung der Ant-
wortdauer sowie zur allgemeinen Verbesserung 
der Performance enthalten soll. 

Des Weiteren ist ein Compliance-Gipfel zur Da-
tenqualität im Automatisierten Auskunftsverfah-
ren geplant. Die Veranstaltung soll Auftakt sein 
für eine gemeinsame Initiative zur Behebung be-
stehender Missstände im Bereich der Datenqua-
lität und dem Branchenaustausch zu geeigneten 
Maßnahmen.

Umsetzung von Überwachungsmaßnahmen

Auf Grund gesetzlicher Vorschriften (z.B. der 
StPO) muss jeder, der Telekommunikations-
dienste erbringt oder daran mitwirkt, die Über-
wachung und Aufzeichnung der Telekommuni-
kation ermöglichen und Auskünfte über Nutzer-, 
Bestands- und Verkehrsdaten erteilen. Ob und in 
welchem Umfang die Telekommunikationsun-
ternehmen hierzu Vorkehrungen treffen müssen, 
richtet sich nach den §§ 170 und 174 TKG. Zudem 
sind die Mobilfunknetzbetreiber nach § 171 TKG 

verpflichtet, bei Ermittlungsmaßnahmen bei Mo-
bilfunkendgeräten mitzuwirken, etwa bei der Su-
che nach vermissten Personen.

Die Bundesnetzagentur ist u. a. zuständig, techni-
sche Einzelheiten für die o. g. Verpflichtungen in 
einer Technischen Richtlinie (TR TKÜV) festzu-
legen. Alle Änderungen an der TR TKÜV werden 
im Benehmen mit den berechtigten Stellen und 
unter Beteiligung der Verbände und Hersteller 
durchgeführt. In den letzten beiden Jahren wur-
den für die Mitwirkungspflicht nach § 171 TKG 
technische Vorgaben erarbeitet und bereits vor-
gegebene technische Anforderungen weiterent-
wickelt, z. B. für Messaging-Dienste und andere 
nummernunabhängige interpersonelle Telekom-
munikationsdienste. Die Ausgabe 8.1 ist am  
8. Februar 2023 in Kraft getreten.

Notfallvorsorge

Mit Inkrafttreten des TKG zum 1. Dezember 2021 
wurde das Gesetz zur Sicherstellung von Post-
dienstleistungen und Telekommunikations-
diensten in besonderen Fällen (PTSG) außer Kraft 
gesetzt und gleichzeitig der vom PTSG erfasste 
Bereich der Telekommunikation als Notfallvor-
sorge in das TKG überführt. Zur Bewältigung 
zukünftiger Katastrophen arbeitete die Bun-
desnetzagentur auch im Jahr 2022 eng mit den 
Telekommunikationsunternehmen zusammen 
und entwickelte bereits bestehende Konzepte 
weiter.
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Elektronische Vertrauensdienste 
als Hebel für die digitale Trans-
formation 

Ein ereignisreiches Jahr hat die Bedeutung der 
Digitalisierung einmal mehr in den Vordergrund 
gestellt. Das Ziel der Bundesregierung, bis 2025 
Deutschland unter die Top Ten in Europa zu 
bringen, wird nur mit einer vernetzten und digi-
tal souveränen Gesellschaft gelingen. Die eIDAS-
Verordnung schafft den hierfür erforderlichen 
Rechtsrahmen und stärkt als Baustein der Digita-
len Agenda der EU das Vertrauen in elektronische 
Transaktionen. Die elektronischen Vertrauens-
dienste der eIDAS-Verordnung ermöglichen die 
digitale Umsetzung analoger Prozesse. 

Dieser technische und rechtliche Rahmen wird 
auf Basis der Erfahrungen der vergangenen Jah-
re derzeit überarbeitet und wird als Garant für 
Fortschritt dem digitalen Wandel weiter Rech-
nung tragen. Durch die Mitarbeit bei der Neu-
gestaltung der eIDAS-Verordnung nimmt die 
Bundesnetzagentur bedeutenden Einfluss auf die 
Weiterentwicklung der elektronischen Vertrau-
ensdienste als Grundlage der Digitalisierung. 

Neben der Entwicklung digitaler Services sind 
digitale Identitätslösungen, Infrastrukturen und 
sichere Transaktionen grundlegende Bausteine 
für eine erfolgreiche Entwicklung zum digitalen 
Staat. Stark zunehmende Anfragen aus Verwal-
tung und Zivilgesellschaft, aber auch aus  
der Wirtschaft in Bezug auf die Nutzung von 
elektronischen Vertrauensdiensten zeigen deut-
lich, dass die digitale Marktdurchdringung nicht 
nur Innovationstreiber ist, sondern auch die 
Wirtschaftskraft Deutschlands nachhaltig sichert. 
Die Bundesnetzagentur stützt als Zulassungs-
stelle und zentrale technische Infrastruktur für 
qualifizierte und damit qualitätsgeprüfte elektro-

nische Vertrauensdienste die Digitalstrategie und 
schafft einen verlässlichen Rahmen für die län-
derübergreifend rechtssicheren Transaktionen, 
basierend auf dem einheitlichen digitalen Werk-
zeugkasten der EU. Der Bedarf der EU-Bürger für 
einfache, digitale Behördenkontakte entwickelt 
sich – getrieben durch die Pandemie – fortgesetzt 
stark. 

Digitale Identitäten, Attribute wie die Zugehö-
rigkeit zu einer Berufsgruppe oder ein Ausbil-
dungsabschluss, die Nutzung von elektronischen 
Vertrauensdiensten, z.B. der einfach anzuwen-
denden, rechtssicheren elektronischen Unter-
schrift über eine einheitliche EU-Wallet, werden 
mit der eIDAS 2.0 Wegbereiter für die digitale, 
selbstsouveräne Gesellschaft. Die Bundesnetz-
agentur engagiert sich durch ihre Mitarbeit in 
den Fachgremien der eIDAS 2.0 für den Ausbau 
sicherer, vertrauenswürdiger digitaler Verbrau-
chernetze.
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Internationale 
Zusammenarbeit
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BEREC und BEREC Office

BEREC und BEREC Office Im internationalen 
Bereich fokussiert sich die Tätigkeit der Bundes-
netzagentur auf die Mitarbeit im EU-Regulierer-
gremium BEREC1  (Body of European Regulators 
for Electronic Communications) und dessen Ar-
beitsgruppen, die sich mit zahlreichen Themen 
des EU-Binnenmarktes für Telekommunikation 
befassen. Als Klammer um die BEREC-Arbeit zie-
hen sich die drei strategischen Prioritäten für die 
Jahre 2021-2025: Konnektivität, nachhaltige und 
offene digitale Märkte, sowie Stärkung der End-
kunden und ihrer Rechte.

1 https://www .berec .europa .eu

Administrative Unterstützung erhält BEREC 
durch das BEREC Office, das seinen Sitz in Riga 
hat. Die Aufsicht obliegt dem Verwaltungsrat, in 
dem alle nationalen Regulierungsbehörden und 
die EU-Kommission vertreten sind. In fachlicher 
Sicht trifft der Regulierungsrat, der aus Vertre-
terinnern und Vertretern der nationalen Regu-
lierungsbehörden besteht, Entscheidungen und 
verabschiedet die in den Arbeitsgruppen erarbei-
teten Dokumente. Die nachfolgenden Abschnitte 
schildern einige der Schwerpunkte der BEREC-
Arbeit im Jahr 2022.

Die Bundesnetzagentur hat auch im Jahr 2022 intensiv im EU-
Regulierergremium BEREC mitgearbeitet und dessen Ergebnisse 
mitgeprägt. Dies betrifft zum Beispiel die Anpassung der BEREC 
Retail und Wholesale Roaming Guidelines und die Befassung mit 
der Interoperabilität von nummernunabhängigen interpersonel-
len Diensten (NI-ICS).

https://www.berec.europa.eu
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International Roaming 

Nach den intensiven Vorarbeiten im Jahr 2021, 
in die BEREC und die Bundesnetzagentur einge-
bunden waren, ist am 1. Juli 2022 die Neufassung 
der Roaming-Verordnung2 in Kraft getreten. Ne-
ben der Beibehaltung des Prinzips des Roaming 
zu Inlandspreisen (Roam-Like-At-Home) besteht 
eine wesentliche Neuerung in der Verpflichtung 
der Betreiber, zusätzlich zum gleichen Preis nun-
mehr auch hinsichtlich der Dienstequalität die 
gleichen Bedingungen wie zu Hause zu erbrin-
gen, sofern dies technisch machbar ist. Ferner 
wurden Informationspflichten bei der Roaming-
Nutzung von Mehrwertdiensten und hinsichtlich 
des Zugangs zu Notrufdiensten eingeführt.

Die Neufassung der Roaming-Verordnung mach-
te auch eine Anpassung der BEREC Retail und 
Wholesale Roaming Guidelines notwendig. So 
wurden sie bspw. um die Vorgaben hinsichtlich 
der Qualität von Roaming-Diensten und um die 
verstärkten Informationspflichten der Roaming-
Anbieter (Datenbanken für Mehrwertdienste und 
Notrufnummern) ergänzt. Die beiden Guidelines 
konkretisieren die Vorschriften der Roaming-
Verordnung und sollen damit als Handreichung 
die Roaming-Anbieter bei der korrekten An- 
wendung der Vorgaben unterstützen. Auch für 
die nationalen Regulierungsbehörden sind die 
Guidelines bei der Überwachung der Einhaltung 
der Roaming-Vorschriften hilfreich. Dabei kon-
zentrieren sich die Retail Guidelines3 auf die die 
Endkunden betreffenden Vorschriften, während 
die Wholesale Guidelines4 für die Vorschriften 
gedacht sind, die das Vertragsverhältnis zwischen 
den Roaming-Betreibern betreffen.

2 Verordnung (EU) 2022/612
3 BoR (22) 88
4  BoR (22) 147

Endnutzerrechte

Der europäische Rechtsrahmen sieht vor, dass 
für Endnutzer mit Behinderungen ein gleichwer-
tiger Zugang zu Kommunikationsdiensten und 
Auswahlmöglichkeiten zwischen Unternehmen 
und Diensten sichergestellt sind. BEREC hat dies-
bezüglich eine Übersicht über die formale Um-
setzung und das geplante Monitoring der rele-
vanten Bestimmungen5 aus dem Rechtsrahmen6  
und anderen Regelungen7, die aktuell realisierten 
Maßnahmen, die Zuständigkeiten der nationalen 
Regulierungsbehörden, über die Finanzierung 
des Zugangs, den Austausch mit Organisationen 
für Endnutzer mit Behinderung und den Zugang 
zu Notdiensten erstellt.

Laut Rechtsrahmen sollen außerdem alle End-
nutzer kostenlosen Zugang zu mindestens einem 
unabhängigen Vergleichsinstrument haben.  
BEREC hat mit Blick darauf den Status quo bzgl. 
des Zugangs zu bestehenden und geplanten Ver-
gleichsinstrumenten erhoben8. Mit deren Hilfe 
sollen Endnutzer verschiedene Internetzugangs-
dienste, nummerngebundene Dienste und op-
tional auch nummernunabhängige Dienste mit 
Blick auf Preise, Tarife sowie, unter bestimmten 
Umständen, auch Dienstequalität vergleichen 
können. Weitere Anforderungen an solche Ver-
gleichsinstrumente sehen vor, dass diese u.a. 
klare und objektive Kriterien erfüllen und eine 
breite Palette an Angeboten umfassen, die einen 
wesentlichen Teil des Marktes abdecken. Außer-
dem muss die zuständige Behörde auf Antrag ei-
nes Anbieters dessen Vergleichsinstrument zerti-
fizieren, sofern es diese Anforderungen erfüllt.

5 BoR (22) 172
6 Artikel 111, 102, 85, 96, 103, 104, 109 und 114 der Richtlinie (EU) 2018/1972
7  Z .B . Richtlinie (EU) 2019/882, Verordnung (EU) 2022/612, Richtlinie 2010/13/EU
8 BoR (22) 139
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Helpline für Opfer von Gewalt gegen Frauen

Im Jahr 2020 startete die deutsche EU-Ratsprä-
sidentschaft die Initiative, auf EU-Ebene die EU-
weit harmonisierte Rufnummer 116 016 ein-
zurichten, unter der Opfer von Gewalt gegen 
Frauen in den jeweiligen Mitgliedstaaten Hilfe 
erhalten können. Gemäß EU-Recht bat die EU-
Kommission im August 2022 BEREC, zu der ge-
planten Einführung eine Stellungnahme („Opi-
nion“) abzugeben. Die Bundesnetzagentur setzte 
sich für eine zügige Erstellung und Verabschie-
dung der Opinion9 ein, in der BEREC die für die 
Reservierung der Rufnummer notwendigen Kri-
terien als erfüllt ansieht. Somit wurde am 25. No-
vember 2022, dem Internationalen Tag zur Besei-
tigung von Gewalt gegen Frauen, die 116 016 in 
der ganzen EU reserviert. Entsprechende Einrich-
tungen können seitdem unter dieser kostenfrei 
erreichbaren Nummer betroffene Frauen unter-
stützen.

Studie zur Unabhängigkeit der nationalen Re-
gulierungsbehörden

Eine wesentliche Eigenschaft der nationalen Re-
gulierungsbehörden ist ihre Unabhängigkeit. In 
einer von BEREC vergebenen Studie wurde jen-
seits des Fakts, dass diese Unabhängigkeit im 
EU-Rechtsrahmen festgeschrieben ist, festge-
stellt, dass sie kein Selbstzweck, sondern viel-
mehr zentral für die effektive Aufgabenerfüllung 
der nationalen Regulierungsbehörden ist10. Die 
Studie begreift die Unabhängigkeit multidimen-
sional (operationell, personell und finanziell) und 
kommt zu dem Schluss, dass alle identifizierten 
Dimensionen der Unabhängigkeit wesentlich 
sind und dass die Funktionsfähigkeit der natio-
nalen Regulierungsbehörden bereits dann nega-
tiv beeinträchtigt sei, wenn nur eine dieser Di-
mensionen ernsthaft beeinträchtigt wäre.

9 BoR (22) 141
10 BoR (22) 189

Marktregulierung

In Bezug auf Geschäftskundenmärkte- und 
dienste verfasste BEREC einen Überblick11 über 
den Stand der Regulierung der relevanten Pro-
dukte und die geographische Dimension der 
Märkte. Eine umfassende Datensammlung be-
züglich der Angebots- und Nachfrageseite von 
Geschäftskundendiensten ist der Mittelpunkt 
einer extern vergebenen Studie zu Kommunika-
tionsdiensten für Geschäftskunden12, die einen 
wichtigen Beitrag für zukünftige Marktanalysen 
und zum besseren Verständnis von künftigen 
Entwicklungen leisten wird.

Auch die regulatorische Behandlung von Fest-
netz- und Mobilfunk-Backhaul wurde im Rah-
men eines Berichts13 untersucht. Schwerpunkt 
waren sowohl die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen des EKEK und der EU-Märkteempfehlung14  
als auch die derzeit gültige Regulierung sowie 
die diesbezügliche Einschätzung der Marktteil-
nehmer. Leistungsfähige Backhaulverbindungen 
sind essentiell, da die zu bewältigenden Daten-
mengen weiterhin stark steigen werden. Der je-
weilige Regulierungsansatz variiert von Mitglied-
staat zu Mitgliedstaat stark und hängt zentral 
von dem jeweils identifizierten Problem auf dem 
Endkundenmarkt ab. Darüber hinaus sind auch 
Zugangsmöglichkeiten zu passiver Infrastruk-
tur von großer Bedeutung. Es wird deutlich, dass 
Backhaul in den meisten Mitgliedstaaten der ex-
ante-Regulierung unterliegt, zumeist im Rahmen 
von Markt 2/2020 (bzw. Markt 4/2014), aber auch, 
dass ein Viertel der nationalen Regulierungsbe-
hörden den Markt nicht mehr für regulierungs-
bedürftig hält.

11 BoR (22) 185
12 BoR (22) 184
13 BoR (22) 33
14 Empfehlung 2020/2245 
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Wettbewerbssituation zwischen VHCN-Netz-
betreibern

Schließlich hat BEREC die Wettbewerbssituation 
zwischen mehreren VHCN-Netzbetreibern im 
selben Gebiet untersucht15. In vielen Mitglied-
staaten haben 11-50 Prozent der Haushalte Zu-
gang zu zwei VHCN-Netzen innerhalb eines Ge-
biets, Zugang zu drei oder mehr Netzen besteht 
aber nur noch bei relativ wenigen Haushalten. 
Interessanterweise hatte das Vorhandensein von 
mehreren Netzen nur in drei Ländern Auswirkun-
gen auf die Endkundenpreise. Die EU-Märkte- 
empfehlung fordert ausdrücklich eine genaue 
Analyse etwaiger geographischer Unterschiede 
der Wettbewerbssituation, weshalb die Verfüg-
barkeit mehrerer Netze dabei von erheblicher Be-
deutung ist.

Digital Markets Act und Digital Services Act

Im November 2022 ist in der EU ein umfang-
reiches Regelwerk für die digitalen Märkte und 
Dienste in Kraft getreten, um hier für alle Markt-
teilnehmer faire Wettbewerbsbedingungen si-
cherzustellen und die Nutzer vor illegalen Inhal-
ten und Produkten zu schützen. Mit dem Digital 
Markets Act (DMA) werden digitale Plattformen, 
wenn sie als Gatekeeper klassifiziert sind, ex-ante 
reguliert werden, wofür der DMA verschiedene 
Ge- und Verbote auflistet. Der Digital Services 
Act (DSA) regelt Pflichten und Verantwortlichkei-
ten von kleinen bis hin zu sehr großen Online-
Diensteanbietern im Hinblick auf die Entfernung 
illegaler Inhalte und Produkte sowie die Grund-
rechte der Nutzer. Die Durchsetzung der Regeln 
des DMA erfolgt durch die EU-Kommission, der 
eine Gruppe aus Netzwerken und Gremien aus 
dem digitalen Bereich beratend zur Seite steht. 
Neben Datenschützern und Kartellbehörden ist 
BEREC als Mitglied dieser Gruppe vorgesehen. 

15 BoR (22) 188

Hierfür entwickelt BEREC ein Prozedere zur Aus-
wahl der BEREC-Mitglieder für das Beratungs-
gremium. Die Durchsetzung der Vorschriften 
des DSA erfolgt hingegen national durch die zu-
ständigen Behörden. Der EU-Kommission wer-
den Aufsichts- und Durchsetzungsbefugnisse für 
sehr große Online-Plattformen übertragen. Dabei 
wird sie durch ein europäisches Gremium für di-
gitale Dienste unterstützt, in dem die sogenann-
ten Koordinatoren für Digitale Dienste vertreten 
sind, die die nationale Durchsetzung koordinie-
rend sicherstellen sollen.

Data Act und Artificial Intelligence Act

Zwei weitere europäische Gesetzesvorhaben re-
geln den Umgang mit Künstlicher Intelligenz (AI 
Act) und den Austausch von bzw. den Zugang zu 
Daten (Data Act). In Bezug auf den Data Act be-
grüßt BEREC in seiner Stellungnahme16 dessen 
Ziele und den darin verankerten Grundsatz, dass 
der Datenaustausch einen Nutzen für Verbrau-
cher, Unternehmen und die öffentliche Hand 
haben soll. Zu den Herausforderungen und Vor-
zügen Künstlicher Intelligenz (KI) im Telekom-
munikationssektor hat BEREC in einem Bericht 
verschiedene Anwendungsfälle untersucht sowie 
Bereiche beleuchtet, in denen nationale Regulie-
rungsbehörden KI nutzen können. Der Berichts-
entwurf17 wurde Ende 2022 zur öffentlichen Kon-
sultation gestellt.

16 BoR (22) 118
17 BoR (22) 191
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NI-ICS und Internet-Ökosystem

Darüber hinaus hat BEREC sich mit der Interope-
rabilität von nummernunabhängigen interperso-
nellen Diensten (NI-ICS) und deren (Umsatz-)In-
dikatoren befasst18 sowie das Internet-Ökosystem 
in seiner gesamten Wertschöpfungsbreite be-
leuchtet19. Die bisherige Beobachtung der Märkte 
für elektronische Kommunikation zu Zwecken 
der Marktregulierung und des Verbraucherschut-
zes umfasst aufgrund der Substituierbarkeit der 
„traditionellen“ Telefoniedienste durch num-
mernunabhängige Dienste nunmehr auch den 
erweiterten Kreis der OTT-Anbieter, deren Daten 
von der Mehrheit der europäischen Regulierer 
bisher nicht erfasst wurden. Eine Aufstellung von 
relevanten Indikatoren ist daher hilfreich für 
eine zukünftige Datenerhebung.

Ebenfalls ist die Befassung mit dem Internet-
Ökosystem vor dem Hintergrund der stetig stei-
genden Relevanz digitaler Dienste und Märkte 
für die Tätigkeit der europäischen Regulierer von 
enormer Bedeutung. Untersucht wurde, wie sich 
die einzelnen Elemente dieses Ökosystems im 
Hinblick auf die Möglichkeiten der Endnutzer 
auswirken, Zugang zu Informationen und Inhal-
ten zu erhalten bzw. diese zu verteilen. Neben der 
Identifikation der zentralen Akteure wurden u.a. 
auch die Wettbewerbsdynamik und potentielle 
Marktbarrieren analysiert.

18 BoR (22) 183
19 BoR (22) 167

Netzneutralität

Die nationalen Regulierungsbehörden haben seit 
vielen Jahren Erfahrungen mit der praktischen 
Anwendung der EU-Regeln zur Sicherstellung 
der Netzneutralität20 und der BEREC-Leitlinien 
zur Netzneutralität gesammelt. Nach öffentlicher 
Konsultation hat BEREC im Juni 2022 überarbei-
tete Leitlinien veröffentlicht21. In sie flossen v.a. 
die Urteile des EuGH vom 2. September 2021 ein, 
in denen dieser festgestellt hat, dass die Zero Ra-
ting-Optionen „StreamOn“ und „Vodafone Pass“ 
nicht zulässig sind, da sie dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung allen Datenverkehrs wider-
sprechen.

Die EU-Kommission muss bis zum 30. April 2023 
dem Europäischen Parlament und dem Rat den 
zweiten Bericht zur Überarbeitung der Verord-
nung vorlegen. Als Beitrag hierzu hat BEREC eine 
Opinion22 mit dem Ergebnis veröffentlicht, dass 
die Verordnung über Maßnahmen zum Zugang 
zum offenen Internet „fit for purpose“ ist und 
keine Veranlassung für Änderungen besteht.

„Fair Share“

Im Jahr 2022 wurde die Debatte um einen Beitrag 
der Inhalteanbieter („Fair Share“) zu den Netzkos-
ten weitergeführt, den die großen europäischen 
Telekommunikationsnetzbetreiber seit gerau-
mer Zeit fordern. BEREC hat im Oktober 2022 
eine vorläufige Einschätzung23 zu den zugrunde-
liegenden Annahmen hinsichtlich solcher Kos-
tenbeiträge veröffentlicht. In dieser vorläufigen 
Einschätzung hebt BEREC hervor, dass der Da-
tenverkehr von den Kunden der Internet Service 
Providers (ISPs) und nicht von den Inhalteanbie-
tern (Content and Application Providers, CAPs) 

20 Verordnung (EU) 2015/2120
21 BoR (22) 81
22 BoR (22) 163
23 BoR (22) 137
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„verursacht“ wird. Zudem wird die wechselseitige 
Abhängigkeit zwischen CAPs und ISPs bekräftigt. 
BEREC sieht in dieser vorläufigen Einschätzung 
auch keine Evidenz dafür, dass die CAPs die Inf-
rastrukturen der ISPs umsonst nutzen („free-ri-
ding“), und führt weitere Berechnungen durch.

Cybersecurity

Das Thema Cybersicherheit war im Jahr 2022 so 
aktuell wie noch nie zuvor und prägte die Arbeit 
der Bundesnetzagentur. In diesem Zusammen-
hang seien insbesondere die Richtlinie über Maß-
nahmen für ein hohes gemeinsames Cybersi-
cherheitsniveau in der Union (NIS 2-Richtlinie) 
und die Richtlinie zur Stärkung der Resilienz kri-
tischer Einrichtungen (CER-Richtlinie) genannt. 
Für beide hat mit ihrer Veröffentlichung am 
27. Dezember 2022 im Amtsblatt der EU die Um-
setzungsfrist in nationales Recht bis zum Okto-
ber 2024 begonnen. Begleitend hierzu wurde auf 
BEREC-Ebene zum einen herausgearbeitet24, in-
wieweit nationale Regulierungsbehörden in der 
EU für Cybersicherheit zuständig sind, und auf 
der anderen Seite, wie und wo bei Telekommu-
nikationsanbietern die sicherheitskritischen Be-
standteile der Netzwerke betrieben werden.

24 BoR (22) 175

Umwelt und Nachhaltigkeit

Angesichts der zunehmenden Bedeutung, die 
das Thema Umwelt und Nachhaltigkeit auf der 
politischen und der Agenda der EU-Kommis-
sion erfährt, befasst sich auch BEREC mit dieser 
Thematik. Die BEREC-Aktivitäten dienen dabei 
zunächst der Informationsbeschaffung und Wis-
sensgenerierung im Hinblick auf die Umweltaus-
wirkungen des Telekommunikationssektors und 
der Digitalisierung.

In dem Bericht zur Nachhaltigkeit25 dokumen-
tiert BEREC seine bisherigen Aktivitäten, wie 
bspw. Workshops, bilaterale Gespräche mit ver-
schiedenen Organisationen und Stakeholdern, 
oder die Vorstellung der Initiativen einzelner 
nationaler Regulierungsbehörden auf diesem 
Gebiet und zeigt die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse auf. In einem Ausblick auf mögliche 
zukünftige Aktivitäten plant BEREC, sich mit der 
Identifizierung von Indikatoren zur Bestimmung 
des ökologischen Fußabdrucks des digitalen Sek-
tors zu befassen. Vor dem Hintergrund der positi-
ven indirekten Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die Dekarbonisierung und Klimaneutralität 
anderer Sektoren beabsichtigt BEREC, seine In-
formations- und Wissensgenerierung auf diesen 
Bereich und die Bestimmung des Enabling bzw. 
des Netto-Effekts des digitalen Sektors auf die 
Umwelt auszudehnen.

25 BoR (22) 93
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Eine von BEREC extern vergebene Studie vom 
März 202226 hat einen Überblick über die Treib-
hausgasemissionen des elektronischen Kommu-
nikationssektors gegeben und mögliche Metho-
den zu deren Messung aufgezeigt. Aufgrund der 
besseren Verfügbarkeit von Daten und bisheriger 
Erkenntnisse liegt der Fokus auf den Treibhaus-
gasemissionen, aber auch die Auswirkungen auf 
die natürlichen Ressourcen werden erörtert.

Darüber hinaus analysiert die Studie Initiativen 
von Betreibern elektronischer Kommunikations-
netze und nationaler Regulierungsbehörden zur 
Messung und/oder Begrenzung von Emissionen 
und anderen Umweltauswirkungen im Zusam-
menhang mit der elektronischen Kommunika-
tion.

Abschließend wird untersucht, welche Rolle die 
nationalen Regulierungsbehörden bei der Unter-
stützung von Nachhaltigkeitszielen spielen könn-
ten, welchen Grenzen sie in diesem Zusammen-
hang unterliegen und welche Trade-Offs mit 
Zielen und Verpflichtungen sich ergeben könn-
ten, die die nationalen Regulierungsbehörden im 
Rahmen der für die elektronische Kommunika-
tion geltenden EU- und nationalen Rechtsvor-
schriften erfüllen müssen.

26 BoR (22) 34

Breitband-Kostensenkungsrichtlinie

Die Breitband-Kostensenkungsrichtlinie27 ist ein 
Kerninstrument zur Anreizung und Beschleuni-
gung des Glasfaserausbaus durch eine erhebliche 
Reduzierung der Ausbaukosten. Die bestehen-
de Richtlinie regelt dazu insb. den vereinfachten 
Zugang zu sektorübergreifender passiver Infra-
struktur, die Koordinierung von Erdarbeiten zwi-
schen Vorhabenträgern, die Vereinfachung und 
Beschleunigung von Verwaltungsverfahren so-
wie Vorschriften für Neubauten und umfangrei-
che Sanierungen. Die EU-Kommission begann im 
Jahr 2022 mit der Überarbeitung der Richtlinie, 
um Anfang 2023 einen Vorschlag zu präsentieren. 
BEREC hat eine Stellungnahme zu einem Frage-
bogen der Kommission abgegeben28.

Breitband-Beihilfeleitlinien

Außerdem hat BEREC zu dem Entwurf der Breit-
band-Beihilfeleitlinien Stellung genommen29. 
Dieses Instrument soll die öffentliche Förderung 
von VHCN-Netzen vereinfachen und stellt Leit-
linien auf, unter welchen Bedingungen die EU-
Kommission davon ausgeht, dass Beihilfen recht-
mäßig sind. Im Lichte der Konsultation und nicht 
zuletzt auch der BEREC-Stellungnahme hat die 
EU-Kommission ihren Entwurf überarbeitet und 
Ende des Jahres schließlich die finalen Leitlinien 
mit einigen Anpassungen veröffentlicht30.

Satellitenkommunikation für die Erbringung 
von Universaldiensten

Des Weiteren hat BEREC untersucht31, inwieweit 
Satellitenkommunikation für die Erbringung von 
Universaldiensten genutzt werden kann. Diese 
Frage ist insbesondere für die ländlichen und 

27 Richtlinie 2014/61/EU
28 BoR (21) 30
29 BoR (22) 16
30 Communication C(2022)9343
31 BoR (22) 169
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schwer zugänglichen Regionen interessant, in 
denen keine kabelgebundenen oder mobilfunk-
basierten Breitbanddienste zur Verfügung stehen. 
Zwar kann Satellitenkommunikation aufgrund 
der technisch bedingten Bandbreitenbegrenzung 
und der eingeschränkten Kapazitäten derzeit 
nicht den Massenmarkt bedienen. Tatsächlich 
können Satellitensysteme aber für einen kleinen 
Teil des Markes eine Lösung bieten, die das An-
bieten von Universaldiensten auf Basis von Ein-
zelfallentscheidungen ermöglicht.

Independent Regulators Group

Im Jahr 2022 feierte die Independent Regulators 
Group32 (IRG) bereits ihr 25-jähriges Bestehen, 
nachdem sie 1997 von unabhängigen Regulie-
rungsbehörden gegründet worden war. Sie steht 
einem größeren Mitgliederkreis offen, als es bei 
BEREC möglich ist (so etwa den nationalen Regu-
lierungsbehörden aus der Schweiz und Großbri-
tannien), und kann auch regulierungsrelevante 
Themen abdecken, die außerhalb BERECs Zu-
ständigkeit liegen.

Unterstützt wird die IRG von ihrem Sekretariat in 
Brüssel, das durch die Nähe zu den dortigen re-
levanten EU-Einrichtungen und anderen Stake-
holdern einen unmittelbaren Informationsfluss 
zu den nationalen Regulierungsbehörden sicher-
stellt. Im Rahmen mehrerer Veranstaltungen er-
möglichte die IRG 2022 den intensiven Austausch 
der verschiedenen Marktbeteiligten unterein-
ander, so etwa in einem Webinar zum EU Glo-
bal Gateway, beim ersten IRG Ted Talk zu Cloud 
Computing und dem EU Data Act, oder während 
eines Info-Shots zum Digital Markets Act. Darü-
ber hinaus organisiert die IRG regelmäßig Work-
shops zu aktuellen Themen für die Mitarbeiten-
den der nationalen Regulierungsbehörden.

32 https://www .irg .eu

Internationale Frequenzpolitik

Internationale Fernmeldeunion, Funksektor 
(ITU-R)

Die Arbeiten innerhalb der ITU-R standen auch 
im Jahr 2022 unter dem Zeichen der CoViD-19 
Pandemie, so dass im Wesentlichen virtuelle Sit-
zungen in begrenzten Zeitfenstern stattfanden. 
Hierbei ist zwischen Sitzungen in Vorbereitung 
der WRC und den normalen Aufgaben des Funk-
sektors zu unterscheiden.

Im Überblick über alle Themen der Weltfunk-
konferenz 2023 wurden unterschiedliche Posi-
tionen deutlich. Zumeist sind diese auf teils sehr 
unterschiedliche Nutzungsinteressen der Ver-
waltungen und der Industrie zurückzuführen 
(wie z.B. im 7-GHz Bereich, dem UHF-Band). Der 
Einsatz kompatibler Technologien (wie z.B. im 
Rahmen von Studien zum Einsatz von IMT-Tech-
nologien im Bereich des festen Funkdienstes) 
könnte dabei zukünftig verbindend wirken. Da-
neben sind auch klare Regelungen auf weltweiter 
Ebene notwendig, wie im Fall der Satellitenver-
bindungen zu unbemannten Flugzeugen (UAV) 
oder der Schutz des FSS im C-Band. Im Rahmen 
der europäischen Vorbereitungen gelang es in 
vielen Fällen, eine gemeinsame Vorgehensweise, 
bzw. sogar eine einheitliche Position einzuneh-
men.

Darüber hinaus beschäftigt sich die ITU-R, neben 
vielen anderen Themen, unter dem Arbeitstitel 
„IMT for 2030 and beyond“ bereits mit den Tech-
nologietrends für die Mobilfunkgeneration des 
nächsten Jahrzehnts.

https://www.irg.eu
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Ausschuss für Elektronische Kommunikation 
(ECC) der CEPT

Im Bereich der Zusammenarbeit der europäi-
schen Frequenzverwaltungen unterstützte die 
Bundesnetzagentur zahlreiche technische und 
regulatorische Studien sowie die abschließende 
Erarbeitung europaweiter Frequenzregularien 
(www.ecodocdb.dk/home).

Der europäische Regulierungsrahmen wird in-
nerhalb der CEPT (ECC) geschaffen. Das ECC ist 
u. a. zuständig für die Erarbeitung von ECC-Ent-
scheidungen und ECC-Empfehlungen, von Stu-
dien zu frequenzregulatorischen Themen (ECC-
Berichten) und von Berichten der CEPT zur 
Beantwortung der Mandate der Europäischen 
Kommission.

Schwerpunktthemen im Berichtsjahr 2022 wa-
ren neben der Beantwortung des Mandates der 
Europäischen Kommission zu den harmonisier-
ten technischen Nutzungsbedingungen für 5G 
des Frequenzbereiches 40.5-43.5 GHz und der 
korrespondierenden ECC Entscheidung, u. a. die 
technischen Charakteristika für spezifische Ra-
diodetermination Anwendungen im Frequenzbe-
reich 116-260 GHz, wodurch zahlreiche innova-
tive hochauflösende Sensorikanwendungen, z.B. 
im Bereich der Industrieproduktion, ermöglicht 
werden.

Funkfrequenzausschuss (RSC)

Der Funkfrequenzausschuss der Europäischen 
Kommission erarbeitet EU-weit verbindliche 
Durchführungsbeschlüsse zur Harmonisierung 
frequenztechnischer Bedingungen.

Auf Basis der Mandatsbeantwortung durch das 
ECC konnten folgende Ergebnisse im Rahmen 
des RSC im Jahr 2022 umgesetzt werden: 

Unter wesentlicher Mitwirkung der Bundesnetz-
agentur wurden die Regularien zum drahtlosen 
Netzzugang zum Angebot von Telekommuni-
kationsdiensten mit technologieneutralen Nut-
zungsbedingungen im 900- und 1800-MHz-Band 
ergänzt, um auch 5G-Technologie (z.B. Nutzung 
aktiver Antennensysteme (AAS)) zu ermöglichen. 

Mit dem Durchführungsbeschluss zur Revision 
der harmonisierten Nutzungsbestimmungen von 
Funkfrequenzen in den Frequenzbändern 5 150-5 
250 MHz, 5 250-5 350 MHz und 5 470-5 725MHz 
für drahtlose Zugangssysteme einschließlich lo-
kaler Funknetze (WAS/Funk-LANs) wird nun u.a. 
die Nutzung von WAS/Funk-LANs in verschie-
denen Fahrzeugtypen (Straßen-, Schienen- und 
Luftfahrzeuge) geregelt.

Mit Veröffentlichung des Durchführungsbe-
schlusses zwecks Aufnahme weiterer Zugangs-
technologien und Maßnahmen für den Betrieb 
von Mobilfunkdiensten an Bord von Luftfahr-
zeugen (MCA-Diensten) kann die Netzanbindung 
in Luftfahrzeugen nun auch mit 5G-Technolo-
gie erfolgen. Gleichzeitig wurde die Notwendig-
keit der Netzsteuerungseinheit (NCU) als Teil der 
MCA-Ausrüstung an Bord von Luftfahrzeugen 
im 900-MHz-Band und in den gepaarten terres-
trischen 2-GHz-Bändern ab dem 1. Januar 2026 
als nicht mehr obligatorisch eingestuft, was auch 
dem derzeitigen Tempo der Modernisierung der 
Netze auf 4G- und 5G-Technik und dem schritt-
weisen Rückbau der 3G-Netze in Europa ent-
spricht.

Ebenfalls durch den Funkfrequenzausschuss 
abgeschlossen wurde die 8. Aktualisierung der 
EU-weiten Regularien zu Funkanwendungen 
geringer Reichweite (SRDs). In diesem Rahmen 
wurden u.a. harmonisierte Nutzungsbedingun-
gen für geschlossene Kernspinresonanz-Anwen-
dungen (NMR) erarbeitet. Mögliche Anwendun-

http://www.ecodocdb.dk/home
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gen hierfür sind die Lebensmittelkontrolle, im 
Arzneimittelsektor, bei der Baustoffprüfung oder 
zur Flüssigkeitsbestimmung (siehe auch: https://
ec.europa.eu/digital-single-market/en/radio-
spectrum-committee-rsc).

Der Funkfrequenzausschuss der Europäischen 
Kommission erarbeitet EU-weit verbindliche 
Durchführungsbeschlüsse zur Harmonisierung 
frequenztechnischer Bedingungen.

Auf Basis der Mandatsbeantwortung durch das 
ECC konnten folgende Ergebnisse im Rahmen 
des RSC im Jahr 2021 umgesetzt werden: 

Unter wesentlicher Mitwirkung der Bundesnetz-
agentur wurden die Regularien zum drahtlosen 
Netzzugang zum Angebot von Telekommuni-
kationsdiensten mit technologieneutralen Nut-
zungsbedingungen im 900- und 1800-MHz-Band 
ergänzt, um auch 5G-Technologie (z.B. Nutzung 
aktiver Antennensysteme (AAS)) zu ermöglichen. 

Mit dem Durchführungsbeschluss zur harmo-
nisierten Nutzung von Funkfrequenzen im Fre-
quenzband 5 945–6 425 MHz für die Einführung 
drahtloser Zugangssysteme einschließlich loka-
ler Funknetze (WAS/Funk-LANs) wurde das nun 
verfügbare Spektrum für WLAN fast verdoppelt 
und die Nutzung innovativer Technologien wie 
Wi-Fi 6E mit breiteren Kanälen ermöglicht. 

Mit dem Durchführungsbeschluss für die harmo-
nisierte Nutzung des Bahnmobilfunks in den ge-
paarten Frequenzbändern 874,4–880,0 MHz und 
919,4–925,0 MHz und im ungepaarten Frequenz-
band 1900–1910 MHz wird die Einführung des 
künftigen Bahnmobilfunks (Future Railway Mo-
bile Communication System, FRMCS) als wesent-
liches Element des Europäischen Eisenbahnver-
kehrsleitsystems (ERTMS) unterstützt.

Ebenfalls durch den Funkfrequenzausschuss be-
handelt wurde die 8. Aktualisierung der EU-wei-
ten Regularien zu Funkanwendungen geringer 
Reichweite (SRDs) (siehe auch: https://ec.europa.
eu/digital-single-market/en/radio-spectrum-
committee-rsc).

Gruppe für Frequenzpolitik (RSPG)

Im Rahmen ihrer Mitarbeit in der hochrangigen 
Beratergruppe der Europäischen Kommission für 
Spektrumsfragen (Radio Spectrum Policy Group; 
RSPG) hat die Bundesnetzagentur das Bundesmi-
nisterium für Digitales und Verkehr unterstützt 
und an verschiedenen Stellungnahmen und Be-
richten gearbeitet. Angenommen wurde der 
„RSPG Peer Review Report” (https://rspg-spec-
trum.eu/rspg-opinions-main-deliverables/).

Mitarbeit in Normungsgremien 

Funkbereich

Die Bundesnetzagentur arbeitete auch 2022 – 
pandemiebedingt zumeist in Online-Meetings 
– in zahlreichen Arbeitsgruppensitzungen des 
europäischen Normungsinstitutes ETSI mit, um 
moderne, offene Standards mit hoher Qualität 
für Funkanlagen verschiedenster Funkdienste 
(z.B. Richtfunk, Flugfunk, See- und Binnenschiff-
fahrtsfunk, Ortungs- und Navigationsfunk) zu 
erarbeiten. Im Fokus stand dabei, die Regulie-
rungsziele in den Normungsprozess so weit wie 
möglich einzubringen.

Künstliche Intelligenz (KI)

Für 2023 hat die Europäische Kommission die 
Verabschiedung der KI-Verordnung angekündigt 
und setzt auf die Erarbeitung von Harmonisier-
ten Europäischen Normen zur Sicherstellung von 



109

Vertrauenswürdigkeit künstlicher Intelligenz in 
Wissenschaft, Industrie und Zivilgesellschaft. Das 
übergeordnete Ziel der europäischen KI-Regulie-
rung ist es, mittels Anforderungen an Konformi-
tätsbewertung und Marktüberwachung Vertrau-
en in KI im Rahmen von Innovationsschaffung 
sowie der Vermarktung von KI-Produkten und 
-Diensten sicherzustellen. Dazu hat sich die Bun-
desnetzagentur auf europäischer Ebene in der 
Normung von Elektrotechnik, Telekommunika-
tion sowie weiteren technischen Bereichen bei 
den nachfolgenden Organisationen eingebracht: 
European Telecommunications Standards Insti-
tute (ETSI), Comité Européen de Normalisation 
(CEN) und Comité Européen de Normalisation 
Électrotechnique (CENELEC). Die Arbeiten um-
fassten die Konzipierung von Anforderungen an 
KI-basierte autonome Netze zur Erreichung einer 
hohen Dienstgüte, ressourceneffiziente Netz-
werkorchestrierung, Robustheit, Nachverfolgbar-
keit und Datensicherheit. Ferner wurden unter 
Federführung der Bundesnetzagentur Arbeiten 
für die europäische Standardisierung eines Klas-
sifizierungsschemas zur Beschreibung künst-
licher Intelligenz initiiert. Ziel ist es, homogene 
Risiko- und Konformitätsbewertungsprozesse 
von KI in Anlehnung an den europäischen Geset-
zesverschlag EU-weit homogen durchführen zu 
können. Ferner wurden zur Förderung von Ver-
trauenswürdigkeit künstlicher Intelligenz aus 
technischer Perspektive Qualitätskriterien kon-
kretisiert, u.a. in Bezug auf Schutz und Sicherheit, 
Erklärbarkeit, Transparenz, Verlässlichkeit und 
Genauigkeit. Auf nationaler Ebene hat sich die 
Bundesnetzagentur bei Initiativen des Deutsches 
Instituts für Normung (DIN) und der Deutschen 
Kommission Elektrotechnik (DKE) in die Erarbei-
tung der Normungsroadmap Künstliche Intel-
ligenz (Version 2) sowie in einem Expertenkreis 
der Bundesregierung eingebracht. Als Kernpunk-
te der Arbeiten wurden notwendige Maßnah-
men zur Umsetzung des bevorstehenden euro-

päischen Gesetzes zu KI identifiziert sowie ein 
digitales Glossar zu KI aus über 500 Begriffen mit 
Definitionen aus unterschiedlichen fachlichen 
Perspektiven erarbeitet. 

World Telecommunication Standardization  
Assembly und Konferenz der Regierungsbevoll-
mächtigten der ITU

Die Bundesnetzagentur nimmt nach TKG §221 
im Auftrag des BMDV an Sitzungen der Interna-
tional Telecommunications Union (ITU) teil und 
bringt dort deutsche Interessen ein.

Bei der World Telecommunication Standardiza-
tion Assembly (WTSA) im März 2022 koordinierte 
die Bundesnetzagentur die Beiträge und Abstim-
mungen der Region Europa (CEPT) und ein Bun-
desnetzagentur-Vertreter wurde zum Vizevor-
sitzenden der Assembly gewählt. Des Weiteren 
konnte sich die Bundesnetzagentur für die neue 
Studienperiode der ITU-T (2022-2024) bei der 
Wahl zu einem der Vizevorsitzenden der Tele-
communication Standardization Advisory Group 
(TSAG) durchsetzen. 

Bei der Konferenz der Regierungsbevollmäch-
tigten 2022 (Plenipotentiary Conference, PP-22), 
dem höchsten Gremium der Organisation, hat 
die Bundesnetzagentur gemeinsam mit BMDV 
deutsche und europäisch abgestimmte Beiträge 
eingebracht, die zur Verabschiedung von Reso-
lutionen zur strategischen Ausrichtung der ITU 
führten.
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Normung im Bereich Elektromagnetische  
Verträglichkeit

Aufbauend auf einer vorangegangenen Unter-
suchung konnte eine weitere Studie zu grund-
legenden Fragestellungen im Frequenzbereich 
6 - 40 GHz durch die Bundesnetzagentur ver-
geben werden, deren Ziel die Schaffung einer 
fundierten Datengrundlage für eine qualifizier-
te Empfehlung zur Einführung geeigneter Mess-
methoden unter Beachtung der ökonomischen 
Effizienz in diesem Frequenzbereich in die EMV-
Fachgrundnormen zur Störemission ist. Diese 
tragen über ihre Pilotfunktion dazu bei, einen 
umfassenden Funkschutz für 5G-Anwendungen 
auch von Produktfamilien und Produktnormen 
zu erreichen.

Die EMV-Eigenschaften beim Laden von Elektro-
fahrzeugen, die im rasch wachsenden Bereich der 
Ladenetze bis ins Wohnumfeld vordringen, wur-
den untersucht und analysiert. Die Sicherung der 
reibungslosen Funktion aller Komponenten im 
Zusammenspiel ist auch in Bezug auf die elektro-
magnetische Verträglichkeit eine Herausforde-
rung.

Standardisierung 5G / 6G

Maßgeblich für die 5G Standardisierung ist das 
3rd Generation Partnership Projekt (3GPP). Im 
Berichtszeitraum wurden die Arbeiten am Re-
lease-17 unter pandemiebedingten Einschrän-
kungen Mitte 2022 abgeschlossen. 

Für das aktuell laufende Release-18 (5G-Advan-
ced) wurde Ende 2021 ein sehr umfangreiches 
Arbeitspaket verabschiedet, beispielsweise zur 
Verwendung von künstlicher Intelligenz und 
maschinellem Lernen (KI & ML) in 5G Netzen, zur 
Einbindung von Satelliten in Mobilfunknetzen, 
oder zu Erweiterungen bei den privaten 5G Net-

zen. Hier konnten im Berichtsjahr einige Fort-
schritte erzielt werden. Darüber hinaus wurden 
bereits einige neue Arbeiten für das Rel-19 ge-
startet, wie dem „Sensing“, dem „Metaverse“ oder 
Erweiterungen bei KI & ML. Die Bundesnetz-
agentur arbeitet bei 3GPP aktiv mit. 

Mit Blick auf die anlaufenden Aktivitäten zur 6G 
Standardisierung, u.a. bei der Internationalen 
Fernmeldeunion ITU, hat die Bundesnetzagen-
tur im Juni 2022 einen 6G Workshop veranstal-
tet. Unter den ca. 125 Teilnehmern befanden sich 
Experten und Entscheidungsträger aus Firmen 
und Verbänden, aus der Forschung sowie aus Be-
hörden und Ministerien. In den Fachvorträgen 
wurden u.a. Fragestellungen zum Stand in der 
Standardisierung, zu den Visionen und Anforde-
rungen, zur Energieeffizienz oder zur Sicherheit 
von 6G behandelt.

Auswirkungen der EU Normungsstrategie auf 
ETSI

Mit der Veröffentlichung der EU-Strategie für 
Normung und der Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1025/2012 am 2. Februar 2022 durch 
die EU Kommission werden neue Anforderun-
gen an die europäische Normungsorganisatio-
nen im Prozess der Erstellung und Annahme 
von mandatierten harmonisierten europäischen 
Normen gestellt. Dadurch wird besonders ETSI 
als anerkannte europäischen Normungsorgani-
sation angehalten, die internen Abläufe, Abstim-
mungsprozesse und Stimmengewichtungen der 
am Normungsprozess beteiligten Mitglieder zu 
reformieren. Die Bundesnetzagentur ist an die-
sen Reformbemühungen in Absprache mit dem 
BMWK beteiligt.
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